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Wo ist 
Lincoyan Berrios? 

Stit einiger Zei t hat das Al B die Patenschaft für einen der über 2.500 von der von Pinochcts 
Geheimpolizei verschleppten chilenischen Patr io ten übernommen: für Lincoyan Berrios, 
Generalsekre tar der Gewerkschaft für öffent liche Dienste und Mitglied der iUegal isierten 
Zell tralgewerkschaft CUT. 
Er wurde am 15. De7A:mber 1976 in Santiago auf offener Str .. ße ve rhafte t und istscitdem 
verschwunden. Lincoyan Berrios ist verheiratet und haI drei Kinder. Zum Zeitpunkt seiner 
Verhaftung war er 48 Jahre alt. Seine Angehörigen bem ühen sich seil über drei Jahren um 
die Aufklärung sei nes Schicksals. Auf eine ihrer Anfragen an das Innenministerium der 
Junta erh ielten sie, wie die Angehörigen neun wei terer veuchleppterGewerbchafuführcr, 
die Auskunft, die zehn Verschwundenen seien per Anhalter über die G renu nach Argen­
tiniell gegangen und hiitten die Grellzformali lälen ordnungsgemäß erledigt . Die ",uuändigen 
Grenzorgane wissen davon jedoch nichts. 
Wie schon so oft. hatte Pinochet auch hier zur Lüge gegriffen, um 5eJ\e Verbrechen zu 
ver tuschen. Die Funde von lonquen, wo in einer ehemaligen Kalkmine im November 1978 
die Leichen von 17 direkt nach dem Putsch verschleppten und ermordeten Landarbeiter 
entdeckt worden waren, bewiesen GegemeiligCJ. Und: Aufgrund de, großen nationalen und 
internationalen Drucks mußte Pinochet in den letzten beiden Jahren die Praxis du "Ver­
schwindentasscns" chilenischer Patrio ten einstellen. 
Wir fordern unsere Leser auf. sieh an diesen Unterstütztlngsaktivititen für die Verschwun· 
denen l/:U beteiligcn, indem z.B. Postkarten mit dcm Te"t: "Donde esla Lincoyan Ikrr ios? 
E~igimos la adaration de su destino." (Wo ist Lincoyan Bcrrios? Wir fordern die Auf1t.lä­
rung seines Schicksals.) an den chilenischen Innenminister geschickt werden. d.h. an: Mi­
rustro del l nterior, Edificio Diego Portales, Sant iago, Chile. 



ASK-Erklärung: KEtine Stimme für F.J. Strauß! 

"Alles irr illI~m, Im F"II dn Mll€b,libern"bml dl!J P.}. SN'tluß würde 
die weltpolitiscbt Rollt der BRD, alm",t" ihre IItokolonÜlli.~tucbt 
Expilnsion, ~ßiW'r und flbt,ue!urlicber gtrllUn, •. Dk CDVICSU· 
Kfmu",,,,,did,,tllr deI F,}. SINIlJl ut so gtuben "icb, nur I!i"e "". 
rio","" wnder" "ne Wtltllffirt. Dilt dnnoJmniscbt Bewegung der 
BlmdllSTqJublik trägt damit Verantwortung iibn diesn Land 
bi1Ul1lS. .. " Zu dies"" Fazit gelangtnt 'Wir ilm Ende unserer U"ttnv­
cbung der CDU/CSU·Wdrpo/irill im AlB-Sonderheit I/J980 (BesuU· 
It.ilrte in der Mil.te dieslI Heftn). Im Zuge der Afgbams,a,,-Kriu ,md 
dtT offenen US-Ko"frontatio",po!i,i. Ki, der }ilbrtTWltnJt: 1979/80 
babtn die CDU/CSU bzw. P.}. Slrrt"ß mit ibttm scbarfmacbniscben 
Ctut~Rellgll,,-KJlrs dieltl /Jf'ttil nur erba'ruf. 
Das Anriimptrilllisr;scbe $olidari,iiultomi,u für A.sien, Afrika "nd 
L4tdnamerilta (ASK} hIlt sicb "un im Juli d.J. mit einem zur AI!­
til;lnsd"beit al/er den/Qhatiscben Krillle auffordernden Anti·S·rrtluß­
Auf"'! a" die bu"desdeut,cbe OUe"tlic"'dt gewa"dt. IV;" dQl!ume"­
tiere" die ASK-ErI!W",ng in vollem lVortlau,. 

Mit d er Nominierung von Fran:.!: JoseT Strauß zum Kanzler­
kandidaten der CDU/CSU ist die gesamte progressive, demo­
kratische Bewegung der Bundesrepublik und mit ihr die 
ant ii m perialist ische Sol idari tä tsbewegung herausgefordert. 
Denn F.j. Strauß ist die Verkörperung einer forcierten 
Rechtsentwicklung, eines forcierten Demokratie· und So­
zialabbaus, einer forcicrten Hochrüstung und AtombewaH­
nung, der Ablage an die Entspannung, schließlich eines Kon­
frontationskurses gegen das sozialist ische Lager, die Staaten 
der Dritten Welt und die Befreiungsbewegungen. 
Für die demokratischen Kräfte in aller Weh muß es ala.rmie­
fend klingen. wenn Südafrikits Rassisten einen Mann aus der 
Bundesrepublik auf ihre Wuruchliste setzen: "Vo m südafri­
kanischen Gesichtspunkt aus würde eine Regierung Strauß 
in der Bundesrepublik einen gewaltigen Schritt \'Ol'wäru be· 
deuten. in Richtung auf die Anerkennung der weißen Lei· 
stung in Afrika und auf ein stärkeres Seibstbewußue:in ge­
genüber der schwarzen Welt. Franz j osef Strauß ... würde 
auch den Mut haben, entsprechend zu handeln, selbst wenn 
das manchen Leuten. weißen oder schwarzen, nicht paßte." 
So die Afrika-Post vom j uli/August 1979. 
FJ. S trauß' "Mut zum Handeln" birgt umso mehr Gd.ahren 
in einer Situation, da die USA mit dem übergang zu einem 
Kurs der Ko nfrontation und des direkten Intervent ion ismus 
(Carter-Doktrin) die wehpolitische Lage verschärften .. Die 
CDU/CSU aber zählt neben den britischen Konservath'en zu 
den entschiedensten Parteigängern des neuen Carter·Kurses. 
des Zurück zum Kalten Krieg, zur Politik d es ,,großen 
Knüppels" gegen das Emanzipationtstreben der Dritten 
Welt. 
FJ . Strauß ist eine Gefahr flir den Weltfrieden und die 
Völker der Welt , weil: 
• seine Abs"I!:e an Entspannung und Abrüstung. sein Ruf 
nach einer (west-)"europälschen Nuklearstreitmacht", seine 
brüske Abweisung der Forderung der Entwicklungsländer 
nach einer Neuen Internationalen Wirucnaftsordnung und 
nach einer nötigenfalls wenlichen Besetzung der arabisch­
iranischen Ölfelder in eine globale CDU/CSU-Strategie der 
Konfrontation eingebunden sind ; 
• er im Bunde mit den USA und der Pekinger Führung 
gerade jene Regimes protegiert, die durch Aggressionslr.riege 
hervorgetreten oder von den Vereinten Nationen geä.chtet 
worden sind; FJ. Strauß trat u.a. ab Befurworter des portu­
giesischen Kolonialkrieges. der Aggressionskriege der USA 
und Chinas gegen Vietnam, der südafrikanischen Aggression 
gegen Angola sowie als Verteidiger der rassistisch-fas(:histi­
schen Regimes Südafrikas. Rhodesiens oder Chiles hervo r; 
• er skrupellos nicht nur im Umgang mit dem politischen 
Gegner ("P.öbel". "Terroristen" usw.), sondern auch der 
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Alomkriegsgefahl" verfahrt; so ist der Atombewaffnungskri­
tiker Otto Hahn fur ihn ein "alter Trottel, der die Tränen 
nicht halten und nachts nicht schlafen kann, wenn er ilIl 

Hiroshima denkt." 
Sogesehen würde eine Regierung Strauß ein neuts Moment 
der Abenteuerlichkeit und Aggressivität in die Welt politik 
einbringen. Gegen Strauß und die Rechtsemwicklung in der 
Bundesrepublik ist die gemeinsame Aktion aller Demokra­
ten und Antiimperialiuen, ungeachtet der sonstigen weltan­
schaulichen oder parteipolitischen Meinungsverschiedenhei­
ten, erforderlich. 
Das AntiimperialiJtische Solidaritätskomitee (ASK) ruft 
zum gemeinsamen Handeln, zum gemeinsamen Eintreten 
gegen den Vormarsch des F J . Strauß auf. Strauß zu stop­
pen. das heißt gleichermaßen die forcierte Rechtsentwick· 
lung in der Bundesrepublik aufzuhalten, den Weltfrieden zu 
verteidigen wie die äußeren Bedingungen rur den nationalen 
und sozialen Befreiungskampf der Völker der Dritten Welt 
günstiger zu gestalten. Die Kampfansage an F.J . Strauß ist 
Bestandteil der antiimperialistischen Solidarität, sie ist ein 
Stück Solidarität mit den unterdrückten Völkern Chiles. des 
Südlichen Afrika und aller Kontillente. 

Wir sagen Nein zu Strauß, Nein Zour Konfrontation, Nein 
zum Interventionismus! 
Keine Stimme für FJ. Strauß! 
Erklärung des ASK-Sekretariats vom juli 1980 
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Lateinamerika 

Jutta Weber 

"Demokratische Öffnung" 
in Südamierika? 

Die polit ischen Ereignisse der let:.nen Jahre auf d em latein­
amerikanischen Kontinent scheinen auf den ersten Blick ein 
widersprüchliches Bild zu ergeben. Auf der einen Seite ver­
mochten die anliimperialistischen Kräfte in der Karibik und 
in Mitte lamerika durch den Sturz der Diktaturen Gairys auf 
Grenada (März 1979) und Somozas in Nikaragua (Juli 1979) 
spektakuläre Siege zu erringen , können sich die Regimes in 
EI Salvador und in wachsendem Maße auch in Guatemala 
angesichts eines Aufschwungs der revolut ioniilrdemo kra­
t ischen Bewegung (siehe Bciträge in diesem Heft und in AIB 
NT. 4 / 1980) nur noch durch den Krieg gegen das eigene 
Volk aufrecht erhalten. Auf der anderen Seite !icheint der 
Prozeß der sog. "demokratischen Öffnung" im militärfa­
schistisch dominierten Süden Lateinamerikas in den Anfan­
gen stec ken geblieb en l:U sein: In Bolivien wurde im Juli 
1980 die Installierung einer demokratisch gewähhen Links­
regierung durch einen neuerlichen faschistischl:n Militär­
putsch abgeblockt. In Brasilien schreitet der ,,:Liberalisie­
rungs"prozeß t rotz des Drucks einer d emokrat i!:chen Mas­
senbewegung nur zaghaft voran_ Die anderen miJitä rfaschi­
nischen Diktaturen im Süden des Kont inents, in Chile, 
Uruguay, Paraguay und die Videla-Junta in Argentinien aber 
machen keine Anstalten zu wirklichen Demokratisierungs­
ansätzen und scheinen weiterhin fest im Sattel zu sitzen. 

Junta-"übergänge" allen falls auf lange Sicht 

Von "demokratischer Öffnung", ,,(Re) lnstitutionalisierung" 
bzw. künftiger Abgabe der Macht an Zivilregierung seitens 
reaktionärer Militärdiktaturen in Lateinamerika ist insbe· 
sondere sei t dem Regierungsantrittj immy Carters im januar 
1977 , im Gefolge seiner sog. Menschenrechukampagne, die 
Rede. Die Realisierung solch lobenswerter Absichten schien 
für die militärischen Machthaber Late inamerikas allerdings 
von Anbeginn e in äußerst kompliziertes Unte"fangen zu 
sein. Das kam schon darin zum Ausdruck, d aß di ese Proj ek. 
te trotz ihrer mehr oder weniger begrenzten Rdchweite _ 
man sprach etwa von "begrenzter Zulass ung d er Opposi­
tion ", "reSlringierter Demokratie", "De mo kratur" usw. _ 
über eine Vielzahl von Obergangsphasen erreicht werden 
soll ten und die Planung somit z.T. erstaunliche Langfrist ig­
keit aufwies. 
Nunmehr legte etwa das uruguayische Regime " R.icht linien" 
fUt eine noch zu erstellende neue Verfassung vor, aus denen 
hervorgeht , daß der Einfluß der St reitkräfte konst itutionell 
abgesichert und der Staat mit extensiven Best immungen 
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gegen "extrem istische Bedrohungen" geschützt werden 
sol1.1 Die chilenische junta befindet in ihrem Verfassungs­
entwurf vom j uli dJ. ihr Volk noch nicht "reif" für die 
Demokratie. Sie hat für den 11 . September(!) dJ. ein Plebis­
zit über dieses Verfassungsprojekt angekündigt, wobei die 
Nichtbeteiligung an dieser "Abstimmung" mit Gefängnis 
bestraft werden soll . In Kraft t reten soll die Verfassung, mit 
der die Macht des Präsidenten gestärkt und die "Marktwirt­
schaft " festgeschrieben werden aber nur schrittweise inner­
halb einer Übergangszeit von acht j ahren, während der 
keine Wahlen stattfinden und die Linksparteien verboten 
bleiben sollen. Argentiniens J unta schließlich gedenkt. 
wenigstens bis 1984 weiterzuregieren 2 und Paraguays 
Stroessner beläßt alles beim alten. 

Scheinen die Aussichten auf eine ernsthafte Demokratisie­
rung in den bisher genannten Ländern schon mehr als zwei­
felhaft, so sind sie nach - mehrmals unterbrochenen -
zweijährigen Demokratis ierungsbest rebungen in Bolivien mit 
dem erne uten Militärputsch vom 17.7. 1980 wied er einmal 
gescheitert. Was im lateinamerikanischen Süden an bürger­
lich-parlamentarischer Demokratie bleibt, ist Peru. Hier ge­
lang nach den Wahlen im Mai dJ. zumindest formal die 
Ubergabe der Macht an eine Zivilregierung unter F. Belaun· 
deo Die e rsten programmatischen Verlautbarungen des neu­
en Präsidenten geben allerdings Anlaß zur Skepsis, ob sich 
der Kurs dadurch wesentl ich geändert hat, soll doch das 
Land stärker dem Westen geöffne t, die Bindung an die USA 
intensiviert werden .3 

Um die Schwierigkeiten der südamerikanischen Länder beim 
Ubergang zur "Normal form" bürgerlicher HelTschaft, der 
parlamentarischen Demokratie, besser verstehen zu können, 
scheint es angebracht, kurz den Charakter der herrschenden 
Militärdiktaturen zu umreißen . 

Diktaturen "neuen Typs" 

Beginnend mit dem Putsch 1964 in Brasilien, besonders ab er 
im Verlauf d er 70er j ahre (19 73 in Urug uay und Ch ile, 
19 76 in Argentinien) haben rechtsgerichtete Militärs in zahl· 
reichen Ländern des Kontinents die Macht an sich gerissen 
und Lateinamerika im Verein mit den bereits jahrzehntelang 
etab lierten Fam iliendiktaturen (Somoza in Nikaragua, 
Stroessner in Paraguay usw.) mit Gewalt übersät. 
Von diesen personalistischen Altdiktat uren - denen fre il ich 
in den letzten Jahren z.T. ebenfalls eine gewisse ,,Modemi­
sierungskraft" bescheinigt werden kann - unterscheiden 



sich die Mililärdikl<uurell "neuen Typs" vor allem durch 
ihre soziale Trägerschaft und das von ihnen forCierte "Ent­
wicklungs",nodell: Sie basieren auf jenem - :tahlenmäßig 
geringen - Teil der einheimischen Großbourgeoisie. der feS[ 
mit den Interessen des ausländischen Monopo l- und Finanz­
kapitals liiert ist und der von dem durch die transnationalen 
Konzerne vorangetriebenen abhängigen Industrialisierungs­
modell profitiert. 
Charakte ristisch für diese Militärregimes wurde femel· die 
weitgehende Illegalisierung und Unterdrückung der politi­
schen und gewerkschaftlichen Opposition wie die einziu auf 
den Mililärapparat gestützte Machtausübung, d.h. das Fehlen 
starker faschistischer Massenbewegungen, womit zugleich 
eine Schwäche dieser Dikt aturen ange:teigt ist.4 Die klas­
sischen Regimes des abhängigen Faschismus, die seit 1973 in 
Chile, Uruguay und nun entsprechend in Bolivien en~tan­
den, errichtete man als Antwort auf die starken, machtaus­
übenden oder zur Macht drängenden Volkseinheitsbewe'gun· 
gen der Unidad Popular, der Frente Amplio (Breite F,'ont) 
bzw. der Demokratischen Volksunion Boliviens (UDP; Platt · 
form s iehe AlB Nr. 9 / 1979) und auf gle ichsam rad.ikale 
Gewerkschaftsbewegungen. 
Doch hier wie in Brasilien und den anderen rea ktion.ären 
Militärdiktaturen Lateinamerikas erlangte man im Zug(: der 
70er jahre nicht die angestrebte soziale Friedhofsruhe. Hin­
gegen kam es zu Einheil$trends der antidiktatorischen 
Kräfte - stimuliert jetzt auch durch das Beisp iel Nibra· 
guas - , zu einer Ausweitung von Streikkämpfen und immer 
wieder :tU Massenbewegungen. Dies und der internationale 
Druck sorgten daflir, daß die ungeschmälerte polit ische 
Stabilisierung der militärfaschistischen Regimes ausblieb. 

Das gilt auch im Hinblick auf die wirtschaftliche Situa,tion 
unter den lateinamerikanischen Diktaturregimes. 5 Nur eine 
dauerhafte wirtschaftliche Stabilisierung könnte ihnen aus­
reichende Spielräume nir eine integrativc Enuchärfung des 
sozialen Konfliktstoffs und fw- die längerfristige Abschwä­
chung des antidiktatorischen Widerstandspotentials ver­
schaffen. Andernfalls muß die unter faschistischen &:din­
gungen ungezügelte Bereicherung durch den herrschenden 
großbourgeoisen Block mittels der Oberausbeutung der 

lohnabhängigen Ma5.'ien deren ak tiven Widerstand periodisch 
immer wieder herausfo rdern; so unterschiedlich je nach 
Stärke der organisierten Volksbewegung diese Gegenwehr 
auch sein mag. 

Die in die Militärdiktaturen Südamerik.as gesetzten Hoff­
nungen auf eine schnelle ökonomische Stabilisierung wur­
den indessen nur in sehr geringem Maße erfUllt . Die von 
ihnen betriebene beschleunigte Industrialisierung birgt, da 
sie zu e rheblichen Teilen exportorientiert und von den Ak­
kumulationsbedürfnissen wie dem technologischen Niveau 
der transnationalen Konzerne diktiert ist, gravierende wirt­
schaftliche und soziale Probleme in sich. Sie ist verbunden 
mit einem sehr geringen. stark regional kon:tentrierter Ar­
beiukräftcbedarf und dementsprechend hoher Arbeitslosen­
rate. Zwar mehrt das Anwachsen der städtisch-industriellen 
Reservearmee die Profite der großbourgeoisen Produzenten, 
weil sie zusammen der vehementen Repression die Aufrecht­
erhaltung eines sehr niedrigen Lohnniveaus ermöglieht. 
Doch mit der damit einhergehenden Minderung der Massen­
kaufkraft sind zugleich der Erweiterung des Binnenmarktes 
engere Grenzen gesetzt. 

Die ausgebliebene Wirtschaftsstabilität 

Zum anderen wird mit dicscm kapitalistischen Industriali­
sierungsmodell die Außenabhängigkeit der lateinamerika­
nischen Staaten verschärft . Nicht weniger schwerwiegend ab 
der ständige Ressourcenabzug über Profittransfer, konzern­
interne Verrechnungsmethoden usw. ist in dieser Hinsicht 
der permanent steigende Importbedarf an Produktionsmit­
teln, der :tu erheblichen Zahlungsbilanzproblemen und 
wachsender Auslandsvenchuldung der lateinamerikanischen 
Länder führt . So machten bereits im jahre 1977 die Schul­
dendienstzahlungen fw- die öffentliche Auslandsverschul­
dung folgenden Anteil Olm Exportwen der lateinamerika­
nischen Länder aus: in Argentinien 15,3%, in Bolivien 
22,7%, in Br.uilien 25,8%, in Chile 32,6%, in Uruguay 
27,9%. in Peru 30,5% und in Mexiko gar 48,5%.6 
Daß mit der Abhängigkeit von ausländischen Finanzierungs­
quellen wie dem Internationalen Währungsfond s (IMF) 
häufig restrikt ive Diktate fw- die nationale Politik - Lohn­
stopp, Einschränkung der staatlichen Sozialausgaben usw. ­
verbunden sind, ist hinlänglich bekannt. In der Struktur der 
Auslandsschuldcn ist zudem eine Verschiebung zugunsten 
kurdristiger privater Anleihen festzustellen, die gemeinhin 
mit hohen Zinsaunagen ge koppelt sind. G. Arroyo weist 
darauf hin, daß eine Zahlungsunfahigkeit der vier Olm 
stärksten verschuldeten Länder Lateinamerikas (Argen ti­
nien, Bra.silien, Mexiko und Peru) den Zusammenbruch aDer 
US-amerikanischen Banken und in dessen Gefolge den Zu­
sammenbruch des gesamten weltweiten Bankensystems nach 
sich ziehen würde. 7 

Im Zusam menhang mit den steigenden Ausgaben für Kapi­
talgüterimporte und den daraus resultierenden Zahlungs-

\ bilanzschwierigkeiten ist in den vergangenen jahren eine 
zunehmende Umorientierung des agrarischen Sektors der 
lateinamerikanischen Länder auf die Produktion von Ex· 
portgütern bei gleichzeitiger Vernachlässigung der Nahrungs­
miuelproduktion flir den Binnenmarkt zu beobachten. Dies 
wiederum hatte zur Folge, daß die Preisentwicklung fUf 
Nahrungsmittel die an sich schon galoppierenden Innations­
raten noch bei weitem übertraf - eine Tendenz die durch 
die Streichung staatlicher Subventionen für Grundnahrungs­
millel noch vers tärkt wurde. Nimmt man e twa für Santiago 
de Chile flir das jahr 1972 fUf Konsumgüter und Nahrungs­
mittel ein Preisniveau von 100 an, so betrugen 1977 die 
entsprechenden Wene für Konsumgüter 166_166 und für 
Nahrungsmittel 208.672(!).8 

5 



Daher ist es wenig verwunderlich, daß die Anzahl von Per­
$Onen, die unterhalb der absoluten Arm utsgrenze leben, 
ständig zunimmt Wld die Interamerikanische Entwick­
lungsbank zu der Schätzung kommt, daß in den J ahren 
1971-7 5 6 1% der unter ftin fjährigen Kinder Lateinamerikas 
unzureichend mit Proteinen ernährt wurden. 9 Erklärbar 
wird so auch, daß Indusu ialisierungsmodelle, die derartige 
soziale Kosten für die Masse der Bevölkerung einschließen, 
nur schwierig im Rahmen demokratischer Regierungsformen 
durch~etzbar sind, zumal das Beispiel eines erfo lgreiche~ 

andersartigen Entwicklungsweges mit Kuba q uasi vor der 
Haustür steh t. 

Wirtschaftliche Schwierigkeiten mit Abstufungen 

Daß jedoch auch die diktatorischen Regimes zunehmend in 
Schwierigkeiten geraten, ist eine Tendenz, die e iner weiteren 
Erklärung bedarf. Dabei müssen sowohl äußere wie innere 
Faktoren - die allerdings nicht immer völl ig klar von­
ein ander zu trennen sind - berücksichtigt werden. Bezüglich 
der inneren Faktoren kann zwar global gesagt werden, daß , 
auch die Mili tärdi ktaturen die grundlegenden wirtschaft­
lichen Schw ierigkeiten ihrer Länder kaum annähernd verrin­
gern konnten und die Abhängigkeit eher zugenommen hat. 
Durch Absatzschw ierigkeiten und zunehmende Konzentra­
tions- und Monopolisierungsprozessc sind ökonomisch auch 
gToße Teile der einheimischen Bourgeoisie an den Rand des 
Ruins getrieben worden. Damit sind auch Teile der Kräfte 
(einschließlich innerhalb der Mili tärs), die einen Mili tä'r· 
putsch anfangs aus den unterschiedlichsten Erwägungen gut­
geheißen haben, in Opposition zu den fasch istischen Re­
gimes geraten. 
Will man jedoch die erheblichen Differenze n zwischen den 
einzelnen angesprochenen südamerikanischen Ländern er­
klären, so müssen wei tere Faktoren herangezogen werden. 
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Beispielsweise gilt es zu berücksichtigen, daß das Ausmaß 
der wirtschaftlichen Schwierigkeiten durchaus unterschied­
lich ist, daß etwa die Folgen der weltweiten Wirtschaftskrise 
Mitte der 70er Jahre in verschiedenem Grad überwunden 
werden konnten und damit sowohl für die einheimische 
Bourgeoisie wie rlir die internat ionalen Konzerne in den 
einzelnen Ländern die Möglichkeiten zur Ausweitung der 
Binnen· und Exportm ärkte vari ieren. Namentlich dürfte 
Brasilien hier trotz der hohen Auslandsverschuldung günsti­
gere Perspektiven bie ten als etwa Argentinien, wo schon 
durch die ungedämmte Inflation gTößere Probleme fUr eine 
erweiterte Reproduktion des Kapitals bestehen (siehe 
Länderanalysen in diesem Heft). Zudem ist damit aber auch 
der Spielraum fUr soziale Zugeständnisse unterschiedlich 
breit. 
Bei den äußeren Faktoren könnte man auf der politischen 
Ebene neben dem generel1en Aufschwung des lateinameri­
kanischen Befreiungskampfes und dem veränderten interna­
tionalen Kräfteverhältnis zunächst den Einfluß der Garter­
sehen Menschenrechtskampagne auf die lateinamerikani­
schen Diktat uren bzw. deren Offnungsversuche in Betracht 
ziehen. Ohne dies hier im Detail analysie ren zu wollen, kann 
wohl gesagt werden, daß es für die US-Außenpolitik lang­
fristig günst iger wäre, nicht auf die Dikta turen und Repres­
sion alleine zu setzen. Diese Ansicht konnte sich teilweise 
auch in den Vereinigten Staaten d urchsetzen, weshalb von 
Washington gewisse Pressionen in Richtung Demokratisie· 
rung auf die faschistischen Staaten im Süden des Kontinents 
ausgegangen sind . Daß derartige "Bemühungen" jedoch im 
Rahmen. der "Allianz Hit den Fortschritt" (196 1 unter J . F. 
Kennedy proklamiert ) bereits wenig fruchtbar waren, ver­
weist ebenso auf ihre Halbherzigkeit wie auch die Wider­
spriichlichkeit in der US·Politik e twa gegenüber EI Salvador 
und Nikaragua (Interventionsdrohungen. Sperrung der Kre­
dite usw,) zum Ausdruck kommt, 

Außerdem sollte man berücksichtigen, d aß äußere Faktoren 



Internationale Reaktionen 
auf den Putsch in Bolivien 

Der faschistische Putsch in Bolivien in in Lateinamerika auf hdtigc 
Ablehnung gcslOßcn. Ah erste Staaten haben d ie Andenpakt~taaten 
Venezuela, Kolumbien, Peru und Ekuador in einer Resolution die 
WiederherUeUung der Demokratie in Bo livien' gcforderl. Auf ihre 
Initiat ive hin befaßte sich auch die Organisation Amerikani.scher 
Staaten (OAS) auf einer Sondersitzung Ende J uli dJ . mit dem 
Putsch. Die OAS "bedauerte" den Putsch und zeigte sich zut iefst 
besorgt um die sch\ycrwiegcuden Mcnschenrcchtsverlctzungcn. und 
appellierte an d ie l ntcrdmcrikanisehe Kommission für Mens.:hcn· 
R:chlc. die Verleu:ungcn zu untersuchen. Gegen die Annahm e der 
Resolu tion uimrnten lediglich Chile, Para!.'Uay und Uruguay. Diese 
Länder sind c. auch, die bisher in Lateinamerika neben Argcntinien 
die neuen Machthaber in Bolivien diplomatisch anerkannt haben. 
Seitens der USA kam CI zum Abbruch der Wirt schafts· und Militär· 
hilfe an Bolivien; eine Maßnahme, der ~ich auch Venezuel.a an· 
schloß, indem CI einen Krcdit von 40 Mio Dollar stornierte. Dage­
gen hat die Weltbank sich berciterklärt, der Militäljunla mit 50 Mio 
Dollar unter die Arme 'Zu greifen. 
Ähnlich in bislang die offizieUe Haltung Bonnli. Entwicklun;gshil· 
femi nister R. OffergeId hat sich dagegen ausgesprochen, Ent""iek· 
lungshilfeprojekte in Bolivien wegen des Militärputsches abzubre· 
ehen. In Lima erklärte er, daß man lIWar keine neuen Projekte 
beschließen, "aber keine angefangenen Projekte aufgeben, I(eine 
Entwicklungshelfer abziehen und keine Entwicklungsruinen stehen 
lassen" werden (Frankfurter Al lgemeine Zeitung, 30.7. 1980). ,>\uch 
an einen Abbruch der diplomatuchen Beziehungen - wie vom bo­
livianischen Generalkonsul in der BRD nachdrücklich geford.:rt -
wird seitens der Bundesregierung nicht gedacht. Die Bonner Regie­
rung befindet dch damit im Gegerualll 'Zu einer Reihe bundeJOileut· 
scher und niederländischer Abgeordneter der rozialdcmokratis.chen 
Europaparlamenufraktion, die Mitte August d.J. in Straßburg die 
Mi tgliedsländcr der EG zU einem Boykott dei neuen Mil i t äm:~~mes 
in Bolivien aufriefen. Der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) und 
die IG Bergbau Rgten dem bolivianischen Volk Solidari tät und 
"uneingeschränkte Hilfe'· 'Zu. 

- insbesondere, wenn sie mit wenig realen Druckmitlein 
verb unden sind - . nur dann ihre Wirkung entfalten können , 
wenn sie im Inneren der jeweiligen Länder au f sozia le Kräfle 
stoßen, die Fähigkeiten zu ihrer Umsetzung besi tzen. Hinzu 
kommt, daß gerade kapitalistische "Schwellenländer'" wie 
Brasilien, die eine rela tiv stabile Wirtschaftsentwicklung: auf· 
weisen, auch aur der internat ionalen poli tischen Bühne e ine 
relative Selbständigkeit gegenüber den imperialistischen 
Hauptlän dern erreicht haben und die In teressen n icht immer 
völlig deckungsgleich sind . Dies kommt z. B. darin zum Aus· 
druck, daß Brasilien sich zu einem der vehementesten 
Fürsprecher der Forderung der Entwicklungsländer nach 
einer Neuen Internationalen Wirtschaftsordnung machen 
konnte. 

Zur Erklärung der Prozesse bleiben som it haupuächlich 
innere Fak to ren relevant. Wie aus dem b ishe rigen bereits 
kla r geworden lein dürfte, haben auch erhebliche Teile der 
südamerikanischen Bourgeoisie und Zwischenschichten ein 
vehementes Interesse an breiterer BeteiligWlg an den ökono· 
mischen und politischen Entwicklungen. Diesem Inte.resse 
kann von den mili tärischen Machhabern nur insoweit nach· 
gegeben werden, als sie dazu auch einen wirtschaftlichen 
Spielraum naben. Als Ergebnis is t in diesem Falle eine be­
grenz te Öffn ung und DuldWlg von Opposition durchaus vor­
stellbar. Verbindet sich die Opposition der bürgerJi,chen 
Kräfte und Zwischenschichten allerdings m it den Forde· 
rWlgen der 10 1mabhängigen Massen nach weitergehend.eren 
materiellen und politischen Zugeständnissen, so wird Jeder 
Offnungsversuch für das Regime gefährlich, weil ni ch t m ehr 
abzusehen ist, ob das Resul lat n icht über die geplan ten 
Grenzen h inaustreibt. 

Dies aber gerade ist das Problem , vor dem die lateinamerika· 
nischen Dikta turregimes bei ihren "Demo kratisierungs-

projekten " stehen. Selbst wenn in einem Land wie beispiels­
weise in Argen t inien bisher keine b reite und einheitliche 
Kampffronl der Arbeiter· und Volksmassen existiert, so 
könnte sie bei einem wirkl ichen Repressionsabbau sehr 
schnell en tstehen, so wäre das Ausmaß der Kampfaktionen 
jedenfalls nicht meh r von vornherei n ahschätzhar. Hierin 
liegt wohl auch der Grund dafür, weshalb d ie b isherigen 
"LiberalisierWlgen" äußerst zaghaft sind, weshalb bei te il­
weisen Öffnungen der Repressionsapparat der Di ktaturen 
kaum abgebaut w ird. Denn er soll im Interesse des herr­
schenden Blocks bei den kle insten Anzeichen daftir , daß 
auch wei tergehende Forderungen zum Tragen kommen. 
wieder zur Verfügung stehen . Die Macht habenden beharren 
auf ihm , um den ProlIeß gegebenenfal ls zum Stillstand brin· 
gen und die Zügel wieder anziehen zu können . 

Schlüssclfrage antifaschistisc he Einheitsfrontpolitik 

Chancen ftir e inen wirklichen Demo kratisierungsprozeß 
bestehen deshalb in ers ter Linie dor t , wo breite antid ikta· 
torische Volksbewegungen bzw. Bündnisse hergestell t wer­
den können, die die Massen der Bevölker ung und d ie Orga. 
nisationen der Arbeiterklasse einschließen. Hier kann eine 
erneute Repressionswelle, können Um kehrungen des Demo· 
kratisierungsprozesses durch entsprechende Massenaktionen 
beantwortet , aufgehalte n und weitergehende Forderungen 
nach grundlegenden Veränderungen entw ickelt und durch· 
gesetzt werden. 

Das Beispiel Ni ka raguas hat bestätigt, daß die b reiteste 
Aktionseinheit aller antidi ktatorischen Kräfte zusammen 
mit einer soliden Linkseinhei tsbewegung von Massencharak­
ter d ie beste Grund lage ftir den Sieg der demokrat ischen 
Kräfte dars tell!. Die Bildung einer demo kratischen Gegen­
regierung unter Siles Zuazo in Bolivien, einer Demokrati­
schen Konvergenz in Uruguay (siehe nachstehende Griin­
dungserkJärung) oder die Orien tierung der Unidad Pop ular 
auf eine Einheitsfro nt alle r nichtfaschistischen Kräfte sind 
erm utigende Schritte in d iese Rich tung. Der antifaschist i­
sche Kampf in Südamerika hat ausgangs der 70er J ahre ehe r 
an Kraf t hinzugewonnen und ist auch nach Bolivien ( 17. 
J uli 1980) nicht aussich tslos. 
Anmerkungen: 
I) Neue Zürcher Zeitung, Züri<:h, 28.6.1980 
2) Vgl. EI Dia, Mexiko·Stadt, 13.6.1980 
3) Vgl. Frankfur ter Allgemeine Zei tung, 30. 7.1980 
4) Vgl . zur Einschä.tzung des "abhängigen Faschismus" in Latein· 

amerika, seinem Charakter und seiner sozialen Basis die Artikel 
von R. Arismendi und A. Briones/O. Caputo in: AlB Nr. 3/1977, 
5.12·29 und S. 20-26 

5) Vgl. G. Arroyo, Wirtschaftliche und politische EntwiCklung La· 
teinamcrikas in den letzten 10 Jahren, in: Kirche in Lateinameri· 
ka. Sondernummer der Lateinamerika·Nachrichten Westberlin, 
April 1979, S. 21·48 

6) Vgl. Inter·America.n Development Bank (Hrsg.), Economic and 
Soci.al Progress in Latin America. 1978 Report, Wasbington 1979 

7) Vgl. G. Arroyo, Wirtschaftl i<:he und politische Emwicklung._, 
a.a.O., S. 29 

8) Vgl. United NatiOIl$ Statistical Vearbook 1978, New Vork 1979, 
Tabclle 183 

9) Vgl. Inter·American De'IClopment Bank, a.a.O., S. 138 

Richtigstellung 
Im letzten AlB, Nr. 7·8{1980 sind um im Beitrag von W. Brönner, 
J. Garters Gr-.. twanderung auf S. 5 folgende Satzfehler unterlaufen: 
In der 2. Spalte, 4. Zeile von oben muß es "Unter den Hauptexpor­
teuren nach den führenden Olmächten Saudi Ar-,wien und lran.. .. ", 
stall versehentl ich "kapitalistischen ölmächten" heißen. 
Im 2. Absatz derselben Spalte, letzter Satz muß es "Denn im wallr· 
scheinlicher gewordenen FaUe iranisch·arabischer Gegenaktio­
nen. .. ", stall "Dem ... " heißen. 
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Bolivien 

Ulrich Rupp 

Rechtsputsch wider 
ein dreifaches Volksvotum 

Am I 7.7. 1980 ergriffen in Bolivien Militärs unter General 
Luis Garcia Meza d ie Macht. Sie beendeten damit vorläufig 
einen nach dem Abtritt des Diktators Banzer im J ahr 1978 
eingelei teten Demokratisierungsversuch. In d ieser Periode 
errang das LinkscinheitsbÜlldnis Demokratische Volksunion 
(UOP)l unter Silts Zuazo bei dreimal igen Wahlen zu Parla­
ment und Präsidentschaft jedesmal die Mehrheit der Stim­
men. Zuletzt am 29.6.1980 39%. 
An einer Wahl Siles Zuazos zum Präsidenten Boliviens be­
stand diesmal kein Zweifel. Die Sozial istische Partei (10% 
der Stimmen) und die von V. Paz Estenssoro gerUhrtc Revo­
lutionäre Nationalistische Bewegung (MNR; 21% der Stim­
men) halten ihre BereitschaJt zur Wahl Siles Zuazos ange­
kündigt. Der Kandidat der Militärs erlitt mit einem Stim­
menanteil von nur 14% eine vernichtende Niederlage. 

Damm gegen eine radikale UDP-Regierung 

Die Gründe für den Militärputsch resultieren aus der Angst 
vor der angekündigten Durchsetzung eines antiimperiali­
stisch-demokrat ischen Programms seitens der UDP. In ihrer 
Grundsuzerklärung des j ahres 1979 hatte sie die konti­
nuierliche Entwic klung einer natio nalen Wirtschaft und d ie 
Stärkung des staatlichen Sektors gefordert, um Bolivien aus 
der neo ko lonialen Abhängigkeit, aus Rückständigkei t und 
Arm ut herauszuführen, welche auf das Konto des Imperia­
lismu~, d er Oligarchie und der faschistischen Militärdikta­
turen gingen . Die UDP trat für d ie Respektierung des Rech­
tes auf freien Zusammenschl uß der Massen und rur die um ­
fassende Reorganisierung der Bauernschaft ein. Und sie fo r· 
derte eine Beschränkung der Aufgaben der Militärs lediglich 
auf die Landelverteidigung. 
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Es waren dies Forderungen. die den Nerv der Militärs trafen, 
mußten sie doch fürc hten, für die Repression un ter der 
Banzer·Diktatur ( 197 1-78) zur Rechenschaft gezogen zu 
werden. Auf ihr Konto gingen 700.000 aus poli tischen 
Gründen ins Exil gezw ungene Patrioten, die Zerschlagung 
der progressiven Parteien und Gewerkschaften, die Ausliefe­
rung Bo liviens an die ausländischen Monopole, welche wei t ­
gehend den Transl>Ort, die.: Verarbc.:i t ung und Absat z des 
wich t igsten Ro hsto ffs, Zin n, kontrollieren. Der Antei l des 
Zinn am Export liegt be i 2/ 3. 
f..tilitä rs waren es auch, die am Verschieben von Erd öl und 
Benzin, an der unbeschreiblichen Korrupt ion verdienten. 
Am einträglichsten jedoch er ..... ies sich ihr Kokain-Schmuggel 
im Umfang von 400 . 900 Mio Dollar. 2 Diesen zu unter­
suchen und zu unt erbinden, ha tten die UDP-Politiker sich 
zum Ziel gesetz!. Gegen Exdiktato r Hugo Banze r kündig ten 
sie ein Verfa hren wegen seiner Beteiligung am gescheiterten 
Putsch vom Dezember 1979 gegen die Volkskräfte an. 
Zu diesen inneren Gründen für den Putsch gesell t sich das 
direkte Engagement namentlich der Militärjunta Argen­
tiniens unter Präsident Videla. Nicht nur, daß argcntinische 
Spezialis ten der Antikommunistischen Al lianz Argentiniens 
(AAA) - erkennbar an ihrem La-Plata ·Spanisch - den 
bolivianischen RechupulSch vom 17. j uli 1980 mit dem 
Sturm auf das Präsidentenpalais und das Gewerkschaftshaus 
mit auslösten. Argentiniens junta war es auch, die als Geste 
der "Solidarität" Kredite und Lebensmincl rur Garcia Mczas 
PUlSchistenregim e ankündigte. In dner Femsehrede bezeich­
nete Videla den Putsch in Bolivien als Varian te, "die wir mit 
Sympathie gesehen haben, ... wei l sie für eine Lösung ein· 
tritt, die auch unserem Ziel entsprich t: ein neues Kuba an 
unseren Grenzen zu verhindern". 3 
Angesichts eines Putsches. der - anhand im Märl 1980 an· 



gefertigter schwarzer LiSlen von Linkspolitikern und Ge­
werluchaftem - generalstabsmäßig ausgefUhrt wurde, stelh 
sich die bange Frage, ob hier die Elablierung einer faschi­
stischen Diktatur im Gange ist. Nicht nur der brutale 
Ausrottungsfeldzug, dem nach Angaben der in der Illegalität 
erscheinenden Zeitung Bolivia Libre über 3.000 Menschen -
vorwiegend Bergarbeiter - sowie 2.500 Verhaftete bzw. 
Verschwundene zum Opfer fielen , deutet auf dieses Ziel der 
Putschistenm ilitärs. 4 

Auch die AUßt:rungen der Militärs, daß man der roten Ge­
fahr und dem veralte ten Liberalismus e in Ende setzen wolle, 
sind ei ndeutig. In seiner Antrittsrede erklärte Juntachef 
Garcia Meza, der aus seiner Bewunderung fUr Chiles Dikta­
tor Pinochet kein Hehl macht und wie dieser 20 jahre an 
der Macht bleiben will, folgendes: Die Militärs "konnten in 
keiner Weise ("ine demagogische Demokratie unterstützen, 
die nur eine ungewisse Zukunft ohne Brot, ohne Sicherheit 
oder Entwicklung der Produktivkräfte bot... Dies ist keine 
Zeit mehr für gewerkschaftliche Arroganz und Bürokratie 
oder für eine einseitige Führung, die auf ewig im Amt bleibt. 
Die Zeit für verlockende, korrupte Angebote ist vorbei." 
Keine Kompromißbereitschaft. erklärte er, wolle man ge· 
genüber denen zeigen, "die helfen die politischen Strukturen 
'Zu zerstören ... oder mit denen (keine Verständigung an­
streben), die ihr Land verraten werden." 5 

Andere stimmen in den Chor ein. 50 erklärte Innenminister 
Oberst Louis Arce, alle Verhafteten 'Zum Straßenbau in den 
Osten des Landes schicken zu wollen. Dies aber heißt 
"erneut Konzentrationslager im subtropischen Tienand." 6 

in der Fernsehwerbung fUr das neue Regime "werden ganze 
Sätze aus den ideologischen Grundsätzen der spanischen 
Falange, der Einheitspartei der Franco·Dikatur wörtlich zi­
tiert." 1 Eine dementsprechende Verfassung ist bereits in 
Arbeit. Analog zum ReichsarbeitsdienSl in Uit\crdeuuch­
land führten die Milit ärs einen zweijährigen "patriotischen 
Staatsdienst" ein. Das innenministerium nimmt die Auswahl 
ftir die Einberufungen vor und bestimmt über Art und Um­
fang der Zwangsarbeit, Die Parole vom Aufräumen geht um 
in Bolivien. 

Widerstand - von Minenarbeitern bis zur Kirche 

Die Kampfansage der Putnhisten gegen die Volksorganisa­
tionen wurde von diesen heftig beantworlet. Als erstes 
wurde seitens der Bolivianischen Arbeiten:entrale (CO B) 
und des Nationalen Verteidigungsrates der Demokratie 
(CONADE ) der Generalstreik ausgerufen. Dieser Verteidi· 
gungsrat war Anfang 1980 aus der COB, der UDP, der Revo­
huionären Partei der Nationalen Linken (PRI N) und der 
Authent ischen Revolutionären Parte i (PRA) gebildet wor­
den. Der Generalstreik wurde bis Ende juli dJ. vollständig 
-.on den Arbeitern befolgt, brach jedoch aufgrund des Ver­
botes der Gewerkschdten, der Ausschaltung der Ge ..... erk­
schaftsführung sowie der Drohung, alle Streikenden zu ent· 
lassen, teilweise zusammen. 

Dagegen dauerten in der ersten Augusthälfte bewaffnete 
Kämpfe zwischen der Armee und den 50.000 Minenarbei­
tern in den Zentren Catavi, Siglo XX, Huanuni u.a. weiter 
an. Die Minenarbeiter errichteten Barrikaden und verminten 
die Zufahrtsstraßen. 25.000 Soldaten wurden bisher ohne 
Erfolg aufgeboten, um den Kämpfen ein Ende zu berehen. 
Dabei bedienten sie sich d er Taktik. die Bergbaugebiete zu 
umzingeln und die Minenarbeiter auszuhungern. Dies zwang 
die Bergarbeiter zeitweise. in Verhandlungen mit der junta 
zu treten und - nach Garantierung des Arbeitsplatzes und 
höheren Löhnen - die Arbeit vorübergehend wiederaufzu­
nehmen. Die Hauptforderungen der Arbeiter sind die nach 

Freilassung des verhafteten Führers der COB Lechin und die 
Unterstützung der von Siles Zuazo Anfang August im Unter­
grund gebildeten Gegenregierung der Nationalen Einheit .• 
in einer Erklärung rief Sile! Zuazo seine Landsleute zum 
Widerstand gegen den "nationalen Verrat eines Teiles der 
Armee" auf. In einer Ansprache, die auf einer Tonband· 
kassette außer Landes gebracht werden konnte, erklärte 
Siles Zuazo, daß dem Kabinett der Gegenregierung Verlreter 
aller demokratischen Part eien und Organisationen ange­
hören. 
"Nur das vereinte Volk wird in dem schweren Kampf gegen 
den Verrat und die Unterdrückung der reaktionären Militärs 
erfolgreich sein", erläuterte Siles Zuazo die Entscheidung, 
neben der UDP auch alle anderen ins Parlament gewählten 
demokratisch gesinnten Kräfte in die Untergrundregierung 
aufzunehmen. 
Zur Opposition hat sich auch die katholische Kirche nach· 
drücklich bekannt. Die Bischöfe gaben die Gründung einer 
Gefangenenhilfsorganisation bekannt, die den Auftrag habe. 
die Gefangenen zu besuchen, ihre Freilassung zu beschleu­
nigen, ihnen Anwälte zur Wahrung ihrer Rechte zu besorgen 
und ihre Sicherheit zu garantieren. 
In einer Erklärung der Bischofskonferenz stellt sich diese 
ausdrücklich hinter Erzbischof Manrique Hurtado, d er von 
reaktionären Militärs als "Agent des internationalen Kom ­
munismus" bezeichnet worden war. 9 Der Erzbischof hatte 
die Militärs in einem interview gegenüber mexikanischen 
journalisten sc hwerer Verbrechen an seinem Volk ange· 
klagt. "Massenverhaflungen, Uberfalle auf gewerkschaftliche 
und religiöse Einrichtungen sowie die jagd auf l\lenschen 
hätten im bolivianischen Volk ein unerträgliches Klima der 
Angst erzeugt." 10 Weiter tritt die BiK hofskonferenz in ih rer 
Erklärung für die Aufbebung des Belagerungszustandes so­
wie die Wiederherste llung des verfassungsmäßigen Prozessel 
ein. 
Entscheidend für die Chance, die feste Etablierung einer fa­
schistischen Diktatur abzuwenden, ist jedoch nicht nur der 
innere Volkswiderstand, sondern auch das Gelingen einer 
internationalen holierung der junta Garcia Mezas. 

Anmerkungen: 
I) Der UDP gehören 12 demokratische Organisationen, darunter 

die von H. Siles Zuuo geführte Nationalistische Revolut ionäre 
Bewegung der Linken (MNRI), die vom Vizeprä!idenuc:hafll­
kandidaten J . Pu Zamora gefUhrte Bewegung der Revolutio­
niren Linken (MIR) und rue Kommunistische Pu tei Boliviens 
(PeS) an. Wortlaut ihrer Grundpn:erklirung vom Jahre 1979 
siehe in: AlB, Nr. 911979, S. U/l6 

2) Frankfurter Rundschau, 15.8.1980 
3) Zit. nach: Süddeutsche ZeilUng (SZ), 13.8. 1980 
4) Allgemeiner DeutKher NachrichtendienSl (3dn), Bertin, 

12.8.1980 und 8.8.1980 
5) Zit. nach: Informat iolUzentrum Bolivien, Informatiorublau, 

Amwerpen, Nr. 21, Juli 1980, S. 8·12 
6) SZ,8.8.1980 
7) frankfurter Allgemeine Zeitung (F AZ), 24.7. 1980 
8) International Henld Tribune, Zürich, 28.7.1980 
9) fAZ,8.8.1980 

10) 3dn,9./l0.8.1980 

Bolivien-Solidarität 
In einer Pressaniueilung vom 18.7. 1980 ~rurteilte das Amiimpe­
riaJinisehe Solidaritätskomitee (AS K) den PutKh und die blutige 
Repression in Bolivim als eine "eklatante Mißachtung da WiUenl 
des Volkes". 
Das ASK erklart seine Solidarität mit den Opfern des Militlirput· 
Khes und mit allen, "die ftir die Wiederhernellung demokr,lIischer 
Verhältnisse in ihrer Heim ... t kämpfm". Du ASK erbiltet Spenden 
für das kämpfende Volk Boliviens ... ur das 
Sonderkonlo Prof. Wulff, POSischeckamt FranUW1 527055-602. 
Kennwort: Bolivien-Solidarital. 
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Brasilien 
Rainer Falk 

Zwischenbilanz der 
brasilianischen "Öffnung" 

Der große Metallarbeiterstreik vom April/Mai d.].. als rund 
250.000 Mann in den Ausstand traten und damit u.a. die 
Niederlassungen der großen Autofi rmen Volkswagen. Gene­
ral Motors, Mercedes-Benz, Ford, Saab Scania und Chrysler 
lahmlegtcn. hat wie nie zuvor die neue Kampfbereitschafl 
der brasilianischen Arbeiterklasse signalisiert . 
Oie Lage im Lande ist heute durch zwei widersprüchliche 
Momente gekennzeichnet. Auf der einen Seite ist ganz uno 
übersehbar, daß sich der Spielraum infolge der 1974/75 ein­
geleiteten Politik der "kontrollierten öffnung" (Abertura) 
des Regimes für die demokratische Bewegung spürbar erwei­
tert hat. Auf der anderen Seite gibt es immer wieder 
Rückschläge und Gefährdungen der demo kratischen An­
sätze_ Und es kann keineswegs als ausgemacht gelten, daß 
sich Brasilien auf dem Weg zu rundum demokratischen Ver­
hältnissen befindet. Ein prekäres und labiles Gleichgewicht 
zwischen den Stützen des alten Regimes und den auf ko n­
sequente demokrat ische Veränderungen drängenden Kräf­
ten, wie es jetzt herrscht, wird sich unter den Bedingungen 
der tiefen ökonomischen und politischen Krise, in der das 
" brasi lianische Modell" steckt, nicht mehr allzu lange auf­
rechterhalten lassen_ 

Neues Parteiensystem 

Eineinhalb Jahre nach dem Amtsantritt von Präsident Ge­
neral J oao Baptista Figueiredo am 15. März 1979 (vgl. dazu 
AlB, Nr. 3/19 79) kann das Regime auf eine Reihe vo n Ver­
änderungen am polit ischen System zurückblicken . Entschei­
dend war die Aufhebung der Institutionellen Akte Nr. 5, auf 
die sich die wesentl ichen diktatorischen Vollm achten des 
Regimes stützten. Weitere Ausnahm egese tze wurden teils ab­
geschafft, teils neu fo rmuliert. Der (mit best immten Aus­
nahmen) abgeschlossene Amnestierungsprozeß und die 
Rückkehr der meisten Ex:jlierten (mit der Heimkehr des le· 
gendären KP-Führers Luis Carlos Prestes und seinem massen­
haften Empfang bei der Ankunft) sind weitere Merkmale 
der veränderten Situat ion. Von großer Bedeutung ist auch 
die fast vollständige Aufhebung der Pressezensur und die 
Beseitigung der "Lei FaJcao", die die Wahlpropaganda im 
Fernsehen zugunsten der Diktatur manipulierte. 

Nach d er Ende le tzten J ahres per Gesetzesbeschluß verfiig­
ten Auflösung der a lten Parteienstruktur mit der Regie­
rungspartei ARENA und der Demokratischen Bewegung 
(MOB) hat das Regime die Gründung vier ne uer Parteien 
gestallet. Dabei handelt es sich einmal um die So:.daldemo. 
kratische Partei (PSD), eine Nachfolgeorganisation der 
ARENA. Die Oppositionspartei MOB hat sich in die Partei 
der Brasilianischen Dem okrat ischen Bewegung (PMOB ) um­
gebildet. Des weiteren gib t es jetzt wieder die Brasilianische 
Arbeiterpartei (PTB), die auf die alte populistische Bewe­
gung von Vargas zurückgeht und deren einer Flügel heute 
von der Sozialis t ischen Internationale unterstütz! wird ; so-

10 

dann di e rechtsliberale Volkspartei (PP) und die linkssozia li­
stische Arbeiterpartei (PT), an d eren Spitze Männer wie der 
Gewerkschaftsführer Lula stehen. Die Brasilianische Kom · 
munistische Partei (peB) bleib t wei terhin iIlegalisiert, tri tt 
jedoch in zunehmendem Maße öffentlich auf. 

Der Zweck des Partciengesetzes bestand darin, die unter 
dem Schirm des MOB zusammengefaßte Opposition in eine 
Reihe von Gruppierungen aufzuspalten und der Regierungs­
partei au f diese Weise wieder eine stimmenmäßige Mehrheit 
bei Wahlen zu verschaffen, die sie 19 74 und 19 78 verloren 
hatte. Darin zeigt sich vie lleicht am deutlichsten die 
Ambivalenz vieler unter dem Motto der " Abertura" durch­
geflihrter Maßnahmen. Einerseits stellen sie eine Reakt ion 
auf den gewachsenen Massendruck dar, mit dem das Regime 
konfrontiert ist, und sind insofern zuallererst Kampferfolge 
der demokrat ischen Bewegung. Andererseits verfolgt das 
Regime seinen Anpassungs kurs mit der erklärt en Zielset­
zung, auf dem Wege des "Druckablassens" die Massenbe­
wegung integrat ionistisch unter Kontrolle zu bekommen. 
Von vo m eherein ist hier eine Begrenzung der "Offnung" 
einprogrammiert, die durch den Bes tand des "Modells" 



überhaupt markiert wird. 

Daß nicht daran gedacht is t , d ie Machtposition der diesen 
Typ der abhängigen k.apitalistischen Entwicklung tragenden 
Allianz aus Auslanchk.apilal, einheim ischer Monopolbour' 
geoisie und Militär in Frage zu stellen und daß die "Off­
nung" dort halt m achen muß, wo die Interessen dieses herr­
schenden Blocks tangiert werden, sprechen die Repräsentan­
ten des Regimes zuweilen ganz o ffen aus. So bekräftigten 
die Militärs in ihrem Tagesbefehl zum 16. J ahrestag des Put­
sches von 1964 das "u nerschünerliche Festhalten an den 
Zielen der Revolution". Am 31. Mär,t 1980 verkündete der 
Kommandant des 11. Heeres (Sao Paulo) seinen Soldaten: 
"Innerhalb einer geradezu inflationären Entwicklung deo 
mokratischer Offnung kamen Gegenstimmen und Wider­
sprliche auf... Aber ich kann mit aller Kraft meines Amtes 
als Kommandant des 11. Heeres bestätigen, daß nichts ge­
schieht, was nicht \'orausgesehen wurde. Und daß nichts 
über das Erlaubte hinaus passieren wird." 

Freilich haben die jüngsten Erfahrungen der demokratischen 
Bewegung gezeigt, daß diese dem Regim e sehr wohl beacht­
liche Zugeständ nisse abringen kann und daß der in Gang 
ge komm ene Prozeß zuweilen eine Dynamik entwickelt, die 
vom Regime nicht mehr kontrolliert werden kann. Aber ge· 
rade 50 erklärt sich der Willen der r.lilitäu, not falls uater 
Rückgriff auf die Methoden brutalster Repression dieser 
Dynamik einen Riegel vorzuschieben. 
Vor allem auf dem Hintergru nd der ökonomischen K.risen­
situation, in der Brasilien steckt, könn.en die weiteren Per­
spektiven der "Abertura" keineswegs optimistisch beurteilt 
werden. Das vergangene j ahr schloß f"tir Brasilien mit ökono­
mischen Daten ab , die die ti efste Krise des einstmals als 
"Wirtschafuwunder" gefeierten Modells signalisieren. 
Allein die· Inflationsrate hat sich mit 77,2% gegenüber dem 
Vorjahr (40 .8%) fast verdoppelt und damit den Höchst:stand 
seit 1964 erreicht. Das Handelsbilanzdefizit schnellte 1979 
auf 2,7 Mrd Dollar hoch, das LtiStungsbilam:defizit auf über 
10 Mrd Dollar. Im Vorjahr hatten die beiden Werte noch 
"nut" 0.5 bzw . 5,65 Mrd Dollar bettagen. Die Auslandsver­
schuldung hat 1979 die astronomische Höhe von nahezu 
50 Mrd Dollar erreicht. Nahezu 70% der EXpbrteinnahmen 
müssen heute für die Rückzahlung von Auslandskrediten 
und Zinsen verwendet werden. 

Inflationsweltmeister neben Argentinien 

In dieser Situation wurde Delfim Neto. der als "Vater des 
brasilianischen Wirtschaftswunders" gilt, Anfang d .]. wieder 
in das Amt des PlanungsminiSl ers gehievt. Neto und seine 
"Gang", die brasilianische Variante der berüchtigten Chica­
go. Boys, wollen die Krise durch immer neue Kreditaufnah· 
men im Ausland. die massive Anwerbung von weiteren Aus· 
landsi nveslitionen und ein rigoroses Sparprogramm auf so­
zialpolitischem Gebiet bekämpfen. Es könnte sich jedoch 
sehr schnell herausste llen, daß dieser extrem orthodoxe und 
an den Interessen der internationalen und einheimischen 
Monopole orientierte Wirtschafuliberalismus sehr bald 
schon den Obergang zu einem wieder offeneren Repressions­
kurt naeh innen erforderlich macht, wenn sich die Ma5!Ien 
weigern, die Kosten, die ihnen erneut auferlegt werden sol­
len, zu tragen. 

Statt einem Rückgang der Inflation und einer Besserung d er 
Wert e der Außenbilanz, wie ab Ziel in Netos Konzept vor· 
gesehen, trat in der ersten Hälfte dcsjahres 1980 eine genau 
entgegengesetzte Entwicklung ein. Im Juli d.]. hatte die In­
flationsrate die magische 100%-Marke überschritten. und 
eine Reihe von Indik.atoren deuten au f die Fo rtsetzung die· 
se, Trends. der Brasilien jetzt neben Argentinien zum Inna· 
tionswehmeister gemacht hat, hin. In der Außenbilanz wird 

flir 1980 ein Fehlbetrag von 15 Mrd US-Dollar erwartet, der 
durch neue Auslandskredite gedeckt werden muß. Wird der 
jetzige Wirtschafukun beibehalten, JO könnte die Auslands· 
verschuldung Ol m Ende der Amtszeit Figueiredos unvorSleU· 
bare 100 bis 150 Mrd Dollar betragen. Das Land ist jetzt in 
einer Situation, in der es wahrscheinlich noch in diesem j ahr 
ein schmerzhaftes Umschuldungsptogr ... mm des Internatio· 
nalen Währungsfonds wird in Anspruch nehmen m üssen, 
einschließlich eines damit verknüpften Austeritätspro· 
gramms, das die wirtschaftliche "Ges undung" über weitere 
drastische Einschränkungen beim Massenkonsum erzwingen 
wird. 

Der m ilitärfaschistische Apparat 
blieb unange taste t 

Es i51 nicht verwunderlic h, daß in dieser Si tuation, in der die 
Weichen unverrückbar auf eine wei tere Zuspitzung der so­
zialen Widersprüche und Konflikte gestell t sind , die An zei· 
chen sich häufen, die auf einen Stillstand oder gar Abbruch 
des Demokratisierungsprozesses hindeuten. Dabei schlägt zu 
Buche, daß infolge des begrenzten Charakters der "Off­
nung" der militärfaschist ische Apparat . sieht man \"on der 
Aufhebung der lnstitutionellen Akte Nr. 5 ab, heute noch 
im wesentlichen unangetastet is t und eine Reihe von Maß. 
nahmen dem Regime sogar neue potentielle Wege ö rrneten. 
gegen die Opposition vorzugehen. 
Hierzu gehört, daß die inzwischen d urchgeführte Verfas· 
sungsre form dem Regime die Möglichkeit verschafft, jeder. 
zeit den Ausnahmezustand zu verhängen, einschließlich 
Kriegszustand und Notstandsmaßnahmen . Nach wie vor in 
Kraft ist das sog. Gesetz über die nationale Sicherheit, auf 
dessen Grundlage im April 1980 die Verhaftung zahlreicher 
Führer des Metallarbeiterstreib möglich wurde, welche sich 

jetzt wegen Verstoßes gegen die Doktrin der nationalen 
Sicherheit zu verantworten haben. Streiks sind nach wie \'or 
illegal, und im J uni dJ. haI der Senat ein Gesetz passieren 
lassell . das den Arbeitern einer Reihe "sicherheitsempfind­
lieher" Sektoren Arbeiukämpfe noch einmal zusätzlich 
unter ho hen Strafandrohungen untersagt. 
Als besonders aiarm ierend muß auch eingeschätzt werden, 
daß die extreme Rechte in den letzten Monaten in veT$tärk­
tem Maße zu gewaltsamem Terror gegrif fe n hat, um die 
Abertura zu destabilisieren. Die Agen ten des sog. 
DO I-CODl , der Repressions- und Folterabteilung des 
11 . Heeres, haben wiederholt Mordanschläge auf ftihrende 
Oppositionspolitiker verübt, zuletzl auf den katholischen 
Rechtsanwalt Dalmo Dallari, der während des Papstbesuches 
in Sao Paulo überfallen und übel zugerichtet wurde. Der 
Verkauf fortschritt licher Zeitungen _ nach der Aufhebung 
der Pressezensur wieder möglich geworden - mußte inzwi· 
sehen fast völlig eingestell t werden, da die Verkaufsstände 
den permanenten Ubergriffen rechtsradik.aler paramilitäri. 
scher Privatbanden ausgesetzt sind. Besonders aktiv sind hier 
das J agdkommando auf Kommunisten (CCC) und die An· 
tikommunis tische Bewegung (MAC). 

Die Erfahrung der Vergangenheit hat gezeigt, daß diese 
Gruppen organisierten Bandentums niemals flir sich selbst 
existieren, sondern über \'ielfaltige direkte oder indirekte 
Verbindungen in den Staats· und Militärapparat hinein ver­
mgen. Die jüngste Terforkampagne. die offensichtlich unter 
dem Kodewort "Operation Crystal" durchgeführt wird, 
steht nach Angaben demokratischer Kreise unter der 
Schirmherrschaft des bercin zit ierten Generals Tavares de 
Souza sowie zweier weiterer Generale, des Oberkommandie­
renden des 111. Heeres (Rio Grande do Sul) Antonio Ban· 
deira, und \'On Jose Luis Coelho, im Auftrag der IV. Infan­
teriedivision in Mina! Gerais. 

11 



Argentinien 

Dieter Boris Der Dialog des Militärs 
mit !;ich selbst 

• • • 

Argentinien zählt seit März 1976 mit Uruguay und Chile zu 
den brutalsten Militärdiktaturen Südamerikas. :Eine Beur­
teilung von gewünscht en und propagier ten Demokratisic­
rungstendenzen in diesem Land muß .sowohl von den spezi­
fi schen Traditionen der sozialen Bewegung in diesem Land 
als auch \"on den ökonomischen Möglichkeiten der Regie­
rung ftir eine solche Entwicklung ausgehen. 
Bekanntlich hatte der Militärputsch vom März 1976 u.a. d ie 
Funktion. die: starke peroninische Bewegung, die vor allem 
durch d ie Gewerkschaft en repräsentiert war, zuriickzuschla­
gen und eine akzeptable Form monopolkapitalistischer Be­
wegungsfreiheit in einem unterentwickelten Land wieder-

Sotalknkoolrollen ,n B...,,,,,,, Ai ••• 
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herzustellen. Dies wurde erreicht durch scharfe Repression 
jeglicher Äußerungen von Arbeiterinteressen (Hunderte, 
Tausende von Arbeitern und Gewerkschaftern wurden ge­
töt et, verschleppt, gefangen gesetzt), Streiks waren seither 
verbo ten, die zentrale Gewerkschaft CGT aufgelöst usw. usf. 
Zugleich begann der neue Wirtschaftsminister der Militär­
junta Martinez de Hoz seine Schocktherapie il la Chicago, 
indem er dem argentini schen Volk eine extreme austerität s­
polit ische Linie aufzwang; eine Linie, die nur möglich war 
auf der Basis der tota len Liquidierung demokratischer und 
gewerkschaftlicher Rechte und die vor allem auch von Vide­
la und seinen Fraktionskollegen im Militär - die von man­
chen Beobachtern sogar noch als gemäßigte, nichtfaschisti­
sche Teile im Militär angesehen werden - voll mitgetragen. 
Diese Austeritätspolitik halle bekanntlich eine sehr starke 
Reduktion der staatlichen Ausgaben ruf Soz i aJl eistu~gen 

zum Inhalt, eine Entlassungsw..elle \'On staatlichen Bedien­
steten, die etwa 250.000 Menschen um faßte, eine Reprivati­
sierung von öffentlichen Wirtschaft sunternehmen, die in 
Argentinien relativ stark repräsentiert sind usw. usf. Vor 
allem aber war eine erhebliche Senkung des Reallohnniveaus 
eine erste Voraussetzung und ein elem entaJ"es Moment die· 
ser extremen, terroristischen Aust eritätspolitik der Militär­
junta in Argentinien. 

"Schönheitsfehler" der Austeritätspolitik 

Die Konsequenzen dieser Wirtschaftspolitik waren und sind 
bis auf d en heutigen T ag durchaus zwiespältig, selbst vom 
Standpunkt der bürgerlichen j o urnalisten. Zwar wird auch 
von ihnen gelobt , daß nun di e Exporte Argentiniens enorm 
gesteigert werden konnt en, daß die Handels- und Leistungs­
bilanz sich positiv gestalte te. Argentinien seit einiger Zeit 
über einen erhebl ichen Devisenreservenschatz veTHigt und 
daß das Haushaltsdefizit der Regierung reduziert werden 
konnte usw. ; gleichzeitig jedoch wird konstatiert. daß die 
hohe Infla t ionsrate sichtbar reduziert werden konnte, sich 
jedoch mehr oder minder bei 100% (!) einpendelte und sta­
bilisierte. Noch gravierender aber als diese "Schönheitsfeh­
ler" der argentinischen Sanierungspolitik dürfte der Um­
stand sein, daß mit dieser außenwirtschaftli chen Konsoli­
dierung eine Schw ächung des gesamten Produktionspoten. 
tials der argen tinischen Wirtschaft einherging. Die 
Rückgänge des Bruttosozialproduktes seit dem j ahr der 
Krise 1976 galten auch fUr 1977 und noch mehr 1978. 
während die leicht e Erholung des Jahres 1979 (die auch 
kaum dazu geführt hat. den Stand von 1973 f74 wiederzu­
gewinnen ), nun im jahr 1980 - nach den ersten vorliegen­
den Zahlen - wieder rÜCkläufig zu sein scheint.1 

Von dieser Schwäche der argentinischen Okono mie ist vor 
allem der InduSlriesektor betroffen, der nun schon mehrere 



jahre hindurch außerordentliche Rückgänge ~u verzeichnen 
hat: "Hinsichtlich des privaten Sektors verweisen die Ind u­
striellen auf den Rückgang der Produktions~ahlen flir eine 
An~ahl wichtiger Waren: der Umsat~ von Te:uilprodukten 
fiel um 33%, von Schallplatten und Tonbändern um 45%; 
von Elektrowaren und -geräten war der Umsatz um 50% 
niedriger als der Durchschnitt rur 1974-77. Noch besorgnis­
erregender fiel wiederum die Autoproduktion , um 23,6%, 
und der Export von Kraftfahrzeugen um 47.4%." 2 
Auch eine nochmalige Liberalisierung des Gesetzes für Aus­
landsinvestitionen, das nunmehr auch ein Eindringen des 
Auslandskapitals in die Bereiche des Gesundheitswesens und 
du TransporlS ermöglicht, hat offenbar noch nicht zu der 
erwünschten Wirkung und Attraktionskraft auf da:i Aus­
lands kapital gdührt. Die Angaben der neueingeströmten 
produktiv angelegten Auslandskapitale halten sich in re lativ 
bescheidenen Gren~en und auch der spektakuläre Erwerb 
der Mehrheitsaktien von Crysler/Argentina durch den 
VW-Kon~ern ist sicherl k h in seiner Gesamtbedeutun~: nicht 
überzubewerten. 
Insgesamt gesehen läßt sich d ie ökonom ische Entwkklung 
dahingehend zusammenfassend beutle ilen, daß es auch der 
strengen Austeritäupolitik der Militärjunta nicht gcl.ungen 
ist , die grundlegenden Disproportionen in der argentinischen 
Ökonomie (vor allem zwischen agrarischem Exportsektor 
und industriellem Sektor, der binnenorientiert iSl) zu über­
winden und aus~ug leichen. 

Videlas "nationaler Lebensstil " 

Auf der Basis d ieser ökonomischen Tatbestände und der 
keineswegs rosigen Perspektiven der argentinischen Ökono­
mie ist der Fortbestand des hohen Repressionsgrades in Ar· 
gentinien nicht verwunderlich. Noch immer werden von 
Amnesty Intemat ional ca. 10.000 Verschwundene genannt 
und die argentinische Junta hat bislang - trotz vers<:hiede­
ner Interventionen und Petitionen in dieser Frage - nicht s 
entscheidendes unternommen. Im Gegenteil, sie hat sogar 
mit einem Dekret aus dem jahre 1979, nach welchem die 
Verschwundenen nach 80 Tagen ftir to t erklätl werden 
können, gewissermaßen einen legalist ischen Freibri.ef flir 
noch lebende Inhaftier te geschaffen. 
Auch die ständigen Ankündigungen bezüglich eines demo­
krat ischen Dialogs, propagandistische Formeln, die seit dem 
Tag des Putsches in immer neuen Wortkombinationt~n vor­
getragen werden, bewegen sich in der bekannten Dimension. 
So hielt J OrJe Videla im März dieses jahres wied~~r eine 
Rede, in welcher e r eine Institutionalisierung der politischen 
Verhältnisse sowie einen an~ustrebenden Dialog ankündigte. 

Ausgeschlossen soll ten in diesem Dialog diejenigen sein, "die 
Korruption und Subversion (betreiben ) sowie jene, die sich 
zu Ideologien bekennen, die mit unserem nationalen Le­
bensstil nicht vereinbar sind". J 

Dies heißt, daß nach wie vor sowohl die Peronisten wie auch 
die Marxisten und Sozia listen von einem Dialog ausgeschlos­
sen sein sollen. Im übrigen verweist das Reden von einem 
nationalen Lebensstil darauf, daß hier jed e mißliebige poli­
tische Bewegung ausgeschlouen werden kann. Kennzeich· 
nend ist auch, daß die argentinische j unta sich bislang au f 
keinerlei Termmsetz'ungen festgelegt hat und daß trot~ 
einiger Experimente der Redemokratisierung auf der Ebene 
der Gemeinden und trotz des Erlasses eines neuen Gcwerk· 
schafugesetzes mit einem ernsthaften Versuch, ~ivilen und 
demokratisch ausgew iesenen so~ ial en Kräften das Feld der 
politischen Bühne zu überlassen, nicht ~u rechnen ist. 

Frontalangriff auf die Gewerkschaften 

Das neue Gewerkschaftsgesetz enthält wesentliche Verände­
rungen gegenüber den bisher in Argentinien herrschenden 
arbeitsrechtlichen und gewerkschaftsrechtlichen Bestim ­
mungen. Insgesamt bedeutet dieses Geset~ eine erhebliche 
Schwächung gewerkschaftl icher Karnpfkraft und eine völlige 
[ntpolitisierung gewerkschaft licher Interessenvertret ung. Es 
läßt z.B. keinen zentralen Dachverband zu, sondem nur 
Gewerkschaften auf bet rieblicher und höchstens regionaler 
Ebene. Außerdem wird ein strenges Reglement verordnet 
zum Zwecke der staat lichen Kontrolle der gewerbehaft­
lichen Finanzen. 
Die Einheiugewerkschaft ist diesem Gesetz zufolge abge­
schafft, es können verschiedene Gewerkschaften in einem 
Betrieb nebeneinander existieren. Finanziert werden die 
Gewerkschaften hinfort nur noch durch Beiträge von Ge­
werkschafumitgliedem, nicht hingegen auch von Nichtorga­
nisierten, die bislang bei Lohnerhöhungen ehenblls einen 
bestimm ten Pro~entsatz mit in die Gewerkschafukasse zah­
len mußten. Ebenso werden den Gewerkscha ften die Sozial­
einrichtungen (obus soc.iales) ent zogen, die eine wichtige 
Funktion im gesamten gesellschaftlichen und sozialen Leben 
der argen tinischen Werktätigen einnahmen (Gesundheits· 
wesen, Erholung, Tourismus. Spor t, Kultur usw.). 
Ausdrücklich wird auch in dem Dekret statuiert, daß Ge­
werkschaften sich nicht an politischen Aktivitäten beteiligen 
dürfen , keine Parteien und politischen Kandidaten unterstüt · 
zen dürfen. Trotz einer gewissen Vereinheitlichung der ge­
werkschaftlichen Opposilionsgruppen gegen das Regime zu 
der Vereinigten Leitung der Argentinischen Arbe iter 
(CUTA) hat sich gegenüber d iesem Gesetz und seiner Verab· 
schiedung relativ wenig Widerstand bemerkbar gemacht. 
Zwar gab es einige Strei ks _ die gerade auch vor dem Hin­
tergrund einer relativ ho hen Beschäftigung zu erklären 
sind - , aber sie waren nicht klar und poli tisch gegen die 
junta und dieses Gewerkschaftsdekret ger ichtet. Das fo lgen. 
de Urteil erscheint daher nicht zu defatis tisch geraten ~u 
sein: " Betrachtet man d ie derzeitige Situation innerhalb der 
Gewerkschaften, dann iH ein schneller Erfolg im Kampf ge­
gen das Gesetz, geschweige denn in der Destabilisierung der 
Diktatur nicht zu erwarten. " 4 

Anmcrkun~n: 

I) Vgl. Deutsche Bank AG (Hnl.), Winschaftsbcricht Latein. 
amerika,Juni 1980, S. 5 f. 

2) E. Crawley (Hrsg.), Latin Ameriea &: Caribbean 1980, Saffron 
Walden/Eun, S. S9 

3) Silddc:utsche Zeitung, 8/9.5. 1980 
4) J. Borner, Die argenlinische Gcwerk$chafhbcwegunl und du 

neue Gewerbehafugeset% der Militirjunta, in: Kritik. Zeitschrift 
für loxi~i5lische Diskussion, 8. JI., Heft 2S, 1980, S. 101 -111 , 
hier: S. 11 0 
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Uruguay 

Interview mit IHugo Villar 

Annäherung!;prozeß der 
antidiktatorischen Kräfte 

Uruguoy hält einige traurige Rekorde. Es haI den höchsten 
Anteil flon politüchen Gefangenen (ca. 7.000) an der Bevöl· 
kerung (2,8 Mio). 500.000 Meruchen befinden sich im 
E"il. Dennoch redet das Mendenez .Regime von "Demokru­
lisienmg". Nach Au/fassung der antidiktatorischen Kräfte 
handelt es sich dabei um nichts anderes als eine scheinde­
makrolisch e Institutionalisierung. In diesem Interview 
nimmt Huga Villar, parteiloser E"ekutivsekretiir der Frenu 
Amplio (Breite Front, gegründet 1971) und vormtlliger Kan­
didat für das 8iirgermeisteram t der Hauptstadt AfonlevideQ/ 
daz.u Stellung. Seit dem Militärputsch uom 27. 6. 1973 lebt er 
im Exil in Madrid. 

FRAGE: Vor kurzem hat es in New York eine Zusammen­
kun ft zwischen Vertretern der Frenu: Amplio und anderen 
Parteien gegeben. Wie weit hat die darin erzielte: Uberein­
kunft auch Bedeutung für die innere Lage in Uruguay 
selbst? 
H. VILLAR: Der Prozeß, den wir "demokratische Konver­
genz" nennen und der in dem Treffen in New Vork am 
19. April (1980: d. Red.) zum Ausdruck kam, bedeutet 
noch nicht einen Zusammenschluß der politischen Bewegun­
gen als solche. 
Die Gruppe , die sich da zusammengefunden hat, sind sehr 
bekannte Persönlichkeiten aus den drei poli tischen Strö· 
mungen Uruguays - der Nalionalpartei (Blancos genannt:d. 
Red.), der Colorado·Partei und der Frente Amplio -, die de n 
Prozeß der Einheit fördern wol lten. Der Aufruf, den d iese 
Persönlichkeiten veröffentlicht haben, ist vorerst <einmal die 
Widerspiegelung eines Bewußtseinsstandes außerhalb des 
Landes, den Kampf gegen die Diktatur auf eine höhere 
Ebene zu führen. Zugleich spiegelt er aber auch dne Situa· 
tion wider, die sich allmählich innerhalb des Landes ent­
wickelt . 

Ziel antidiktatorisches Abkommen 

Gegenwärtig ist es noch nicht so weit, daß es zu einem 
regelrechten Abkom men zwischen den Part eien kommt, 
aber in den le tzten i\!o na ten haI es Ereignisse gegeben, die 
beweisen. daß die Entwicklung doch in diese Richtung ver­
läuft. So haben sich in letzter Zeit alle drei Strömungen fU r 
eine Konvergenz aller ant idik tatorischen Kräfte ausgespro­
chen. 
Warum wir in diesem Pun kt so opt imistisch sind, ist der 
Umstand, daß es in Urugua y keine einzige politische Kraft 
gibt, die die Diktatur jemals unterstützt hat. Objekt iv gibt es 
ja eine antidi kt atorische Einhei t , denn es hat sich keine 
Kraft je ftir die Diktatur ausgesprochen . Aber wil· glauben, 
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daß dieser Prozeß weitergeführt werden muß zu Abkommen 
zwischen den Parteien, damit man koordinierte Aktionen 
durchfUhren kann. Das wäre entscheidend für den Sturz der 
Diktatur. 
FRAGE: Nun repräsentieren die- drei genannten Parteien 
sehr unterschiedliche politische Richtungen und soziale In· 
teressen. Welchen Inhalt und welche Zielsetzungen könnten 
aufgrund dieser Tatsache solche Abkommen haben? 
H. VIL LAR: Als Freme Amplio glauben wir. daß eine Kon· 
vergenz so unterschiedlicher Kräfte nur auf sehr unm ittel· 
bare Zielsetzungen gerichtet sein kann. Es gibt ein gemein­
sames Interesse dieser ansonsten sehr verschiedenen Kräfte: 
und das ist der Sturz der Diktatur und die Ausrottung des 
Faschismus in Uruguay. 
Solange es die Diktatur gibt, werden ja nicht nur die politi. 
schen Vorstellungen der Frente Amplio verhindert, sondern 
ebenso jene der Nationalpartei oder de r Colorado-Partei. 

Die am meisten in st itutional isierte Repression 

Bereits eine Woche nach dem Putsch vom 27.6.1973 hat die 
Frent e Amplio gemeinsam mit der Nat ionalpartei die 
Grundlagen einer nat ionalen Lösung veröffentlicht: Ein Pro­
zeß der Demokratisierung verlangt an erster Stelle die Frei· 
lassung der politischen Gefangenen, die Aufhebung aller 
VerbOIe von Parteien und Organisat ionen. Es gibt in Ur!,!­
guay mehr als 10.000 Personen, die aller bürgerlichen Rech· 
te beraubt sind . und zwar jene, die bei den letzten beiden 
Wahlen für irgendein öffentliches Amt kandidier t haben. 
Das ist eine völlig anormale Situation, die es nirgendwo 
sonst auf der Welt gibt. Weiter geht es um die Wiederherstel­
lung der Gewerkschaftsfreiheil. Und schließlich geht es um 
die individuellen Rechte, einschließlich des Rechts auf Mei­
nungs· und Versamm lungsfreihei t. Gegenwärtig sind in Uru­
guay sämtliche opposit ionellen Zeit ungen verboten, und 
zwar nicht nur jene der politischen Pan eien, sondern aueh 
jene der katholischen und pro testantischen Kirchen. 

FRAGE: Welche Formen hat der Widerstand in Uruguay 
gegenwärtig? 
H. VILLAR: Man muß zuerst davon ausgehen, daß sich Um· 
guay durch einen der bestorga nisierten und mächtigs ten 
Repressionsapparate auf dem Kontinent auszeiehnel. 
Vielleicht war die Repression in anderen L;indern noch bru­
taler - wie z. B. in Argentinien, wo die Zahl der Verschwun­
denen in die Zehntausende geht. Aber in Uruguay haben 
sich d ie Repression und der Terror am stärksten inst itutio­
nalisier t , was vielleicht auch dadurch zu er klären ist, daß 
dort die Diktatur am iso liertesten war. Für die Aufrechter· 



haltung dieses Repressionsapparates müssen jährlich mehr 
als 50~ des Staatsbudgeu aufgewendet werden. was n.atür· 
lich auf Kosten der Ausgaben für Soziales. Gesundhe.it. Er­
ziehung usw. geh l. 
Aufgrund diescr Situation mußten auch die Volksbewegun­
gen in den letzten jahren defensiv arbeiten. E.s ging vor 
al lem d arum. die eigene Organisation in irgendeiner Form 
aufrechterhalten zu können. Denn das Hauptl.id der Dikta­
tur wa r es. alle politischen und gewerkschaftlichen Volks· 
organ isat ionen zu zerschlagen und sie durch neue Inst itut io­
nen zu ersetzen. So hat sie beispielsweise große Allstre'llgun­
gen unt ernommen. um eine gelbe Gewerkschaft aufzubaue n. 
E.s muß als wichtiger Sieg des Widerstands gewert e t w~~rden, 

daß die Inst itutio na lisierungspläne der Diktatur gescheit ert 
sind. 
Auf gewerkschaftlicher Ebene hat der Wideo;t ilnd sofort 
nach dem Putsch begonnen. und zwar mit einem 15tUgigen 
Generalstreik, der der größte in der Geschicht e unseres Lan­
des war. Seither fUhrt der gewerkschaftliche Dachverband 
CNT den gewerkschaftlichen Kampf im Untergrund an . In 
diesem jahr z.B. hat die Diktatur verordnet. daß d ie Feiern 
des I. Mai auf den 5. Mai verlcgt werden. Der I . Mai ist bei 
uns schon $Cit dem j ahr 1916 gesetzlicher Feiertag. 
Die CNT und die wichtigsten Einzelgewerkscha ften 'haben 
nun die Arbeiter aufgerufen. am I. Mai nicht zu arbeiten. 
Daraufhin wurden an diesem Tag die Polizeipal rouil\(:n auf 
den Straßen verstärk !. Trotzdem konnten eine Reihe von 
Unternehmen an diesem Tag nicht in Betrieb genommen 
werden. Und dor t, wo gearbeitet wurde. haben die Arbei ter 
in verschiedener Weise ihren Wideutand kundgetan. In einer 
Fabrik z. B. wurde eine Versammlung abgehalten. Darauf hin 
drang das Militär do rt ein und lös te sie gewaltsam auf. Dabei 
wurde ein Arbeite r getötet und viele verletzt . 
Eine wiehtige Form des Widerstandes ist die Untergrund­
presse. Praktische alle pOlit ischen Bewegungen und Ge-werk· 
schaften haben eine lwlche Untergrundpresse. di e oft auch 
nur aus Flugblätt ern besteht . aufrechterhalten. Man muß 
bedenken, daß dies in einem Land stattfindet . in dem man 
jahrelang eingekerkert werden kann, wenn man nu r ein 
Flugb latt in seiner T asche hat. 

FRAGE: Wie Slchen die Kirchen zur Diktatur? 
H. VILLAR : Die Ki rchen haben vom ersten Augenblick an 
ihre Opposition gegenüber der Diktatur zum Ausdruck ge­
bracht. 
Du hat dazu geführt, daß die Diktatur wahre Kampagnen 
der Verleumdung und der Beschimpfung gegen die Kirchen 
und ihre wichtigsten Würdenträger durchgefUhrt hai . Zu ge­
wiuen Zeitpunkten haben sich diese Kampagnen ga:nz auf 
die Person des Erzb ischoh von Montevideo, Monsignore 
Carlos ParlelIi, konzentrier t. Die Di ktat ur ist sogar im Vati· 
kan vorstel lig geworden. um die Auswechslung des Erzbi­
schofs zu erreichen . In vielen Fällen sind Kirchen vom Mili-

tär durchsucht worden, Priester sind verhaftet oder des Lan· 
des verwiesen worden. In mehreren FäHen sind Hirtenbriefe 
von Bischöfen zensiert oder ihre Verbrei tung ganz ,verboten 
worden. Selbst die Gottesdienste sind in Uruguay Objekt 
der Zensur. Die Kirchenpresse ist entweder überhaupt ver­
bo ten oder sie ist einer strengen Zensur unterwo rfen. 
Die geschilder te Situation der Repression in Uruguay hin­
dert allerdings auch die Kirchen daran, ihre Opposition so 
auszudrücken, wie das vie lleicht in anderen lateinamerikani­
schen Ländern - etwa in Chile - der Fall ist. Es ist daher sehr 
wichtig, daß die internationale Solidarität auch den Kirchen 
gilt, dam it diese gestärkt werden , ihre Opposit ion noch ent ­
schiedene r zum Ausdruck zu bringen. 
FRAGE: Der t'all Uruguay hat - vergliehen etwa mit Chile 
- in der Weh öffe nt lichkeit viel weniger Aufm erksam keit 
erregt. Und auch die internationale Solida ritätsbewegung 
mit Uruguay blieb im mer im Schallen anderer lateinameri­
kanischer Länder. Worauf fUhre n Sie das zurück und welche 
Folgerungen würden Sie daraus fUr die SolidarilälSbewegung 
ableiten ? 
H. VILLAR; Für diesen Tatbestand gibt es eine ganz logi­
sche Erklärung. Im Falle Chiles bedeutete der Staatsstreich 
(vom 11. September 1973; d. Red.) den Sturz einer Volks· 
regierung, die Ermordung des Präsidenten; innerhalb weni­
ger St unden gab es Tausende Gerangene und Hunderte Tote. 
der eigene Prüidentschaftspalas t wurde bo mbardiert - es 
war also ein plötzlicher und brut aler Umbruch einer ganzen 
Si tuat ion. 
In Uruguay g,ab es einen al lmählichen Prouß, eine all mäh­
liche Steigerung der Repression. Es hat keinen Sturz einer 
Volksregierung gegeben und der eigene Präsident hat sich zu 
dem Putsch (vom j uni 1973;d. Red. ) bekannt. 

Kontinen tale So lidarität für Libc r Seregni 

Die Repression in Uruguay fi ng schon 1968 an. Damals 
wurde schon der Ausnahmezustand verhängt. der bis heute 
gi lt. 1972 wurde dann der innere Kriegszustand e rklärt, der 
in der Verfassung gar nicht vorgesehen war. Die Ausrede war 
der Kampf gegen die Tupamaros. Ich sage deswegen Aus­
rede, weil d ie Tupamaros zwei bis drei Mona te nach d em 
Einsatz des Militän bereits voll kommen zerschlagen waren. 
Seit August 1972 hat es keinerlei bewaffne te Komm ando­
aktionen mehr gegeben. Trotzdem wird der innere Kriegs· 
zustand bis heute aufrechterhalten. 

Und der Putsch hat erst im juni 1973 stallgcfunden , also 
ein jahr nach Auflösung d er Tupamaros. Das heißt, daß das 
Ziel du Putsches nicht die Zerschlagung der T upamaros 
war. sondern die Zerschlagung der Volk5bewegungen. Der 
Putsch von 1973 war eigentl ich eine präventive Maßnahm e, 
nämlich um eine Volksregierung zu verhindern. 
Was die internationale Solidari tät betrifft, so stellen wir fest, 
daß sie auch allmählich zugenommen hat. Das höchste 
Niveau hat die Solidarität auf dem amerikanischen Konti­
nent erreicht. weil m an von dort her auch am einfac hsten 
den uruguayisehen Prozeß verstehen kann. So wurde bei­
spielsweise vor mehreren Monaten d ie Ständ ige Konferenz 
der Po li tischen Parteien Lateinamerikas (COPAL) gegründet , 
der 24 Parteien angehören - da es sieh nur um legale Part eien 
handelt , sind das ohnehin fast al le in Lateinamerika. Diele 
Konferenz hat eine Deklaration zur Unteutützung des 
Dcmokrat isierungsprozesses in Lateinamerika herausgegeben 
und dabei besondeu den Kampf in Argen tinien, Chile , Para­
guay und Uruguay hervorgehoben. I ~ diesem jahr ist es ein 
Schwerpunkt für die COPAL, sieh für die Freiheit von Liber 
Seregni (Präsident der Frente Amplio) einzusetzen. ( ... ) 
(Quelle: Kritisches Chris ten tum , Wien , Nr. 39/juni 1980 , S. 

2-'1 

15 



Gründungserklärung der 
DemokraUsehen Konvergenz 

Am 19. April d.). gaben im Exil lebende ul'Ugullyiscbe Persiinlicb· 
keiten die Griind~ng einer Bewegung dn Demokratiscb,m KonTHIT­
gen:. (Obernnk .. nft) beklmnt. Z~l diuer 0011 Pli/rio/rn W1'Scbiedenn 
politischer und wzialer Tendenzen im Leben gerufenen Si'weglmg ist 
es, int""<tlionaJe Solidaritiit :'11 organisieren "nd die Zu'sammtmar­
beil mit aer Widerstandsbewegung in U"..guay selbst -.:u ~bes$ern. 
um den SI,," der Düuatur zu bescbleunigen. Aucb das Koordink­
nmgsl<omiue der Volkseinbeitsbewegung F .. tmtt Amplio tim Ausland 
begriißte nilCbdriick/icb diesen Scbritt "nd bekriiftigu die Bereit­
schaft :tur Aktionseinheit. Dkw Initiative ist ein Schlag" gegen die 
Absicbt des militärfllSCbistiscbff1l Rtgimes UrugUIIYS, mit der Abhil/­
tung von Scbeinwablen 1981 "nd der Vorrä'uscbung eineT sog. 
"Offnung" oder .. Institutionillisienmg" die Welt und das ~.jgene Vo lk 
irrt'l.ufütm:n. Die Gründung de, Demokratischen Konut1'1l,mz spiegelt 
dill Vomnkom men im Zusommenwirken VOll Blllncos, Colorados, 
MitgliedeN! der Frente Amp/io, utu/hhiingigen Christen u.a. antifa­
schistischen Kräften Uruguays wider. 
Jilhrzehntelang lebte Urugw.y in einer demokratischen Tradition, die 
- trotz aller Un~ulängl ichkeiten - vergleichsweise exen:'plariseh in 
Lateinamerik'l war: d ie politischen Verfassungen und die Praxis des 
tägl ichen Lebens garantierten die Grundrechte da Menschen und 
uigten einen Stil des Zusammenlebens, der die Republik i.m Konzert 
der lateinamerikanischen Staaten auszeichneie. 
Am 27. J uni 1973 - als Höhepunkt eines sich verschärfenden Pro­
zesses der unmittelbar vorangegangenen J ahre - installierte sich im 
Lande eine Mi litärdiktatur totalitären Zuschnitts, die aUc: Werte der 
Freiheit erstickte, d ie bis dahin dem nationalen Leben ihren Stempel 
aufgedruckt ha tten. Sie führte eine drastische und autodtäre Kon· 
troUe des pol itischen, gesellschaftlichen, gewerkschaft li.chen, kul ­
turellen, religiösen und sogar familiären Lebens ein, wie es: sie bislang 
bei anderen lateinamerikanischen Dikt'lturen nicht gegegehen hat. 
Ein Unterdrückungsapparat von maßloser Strenge zeigt sich in Ge· 
fangnisse:n, Foltern und Verboten aller An, während glekh'leitig alle 
Garantien der Freihei t, der Würde und der E"isten'l de!' Mcnschen 
selbst verfallen. D:u zeigt sich in Vem::hleppungcn, Verhaftungen 
und MordefL Und die MilitärjWltiz, dic die unabhängige Justizgewalt 
ab löst, verwechselt die Werte der Ordnung m it denen de r Rache, 
unterdrückt jede Form des Andendenkens und versucht, die polio 
tische Verfolgung mit einem Anstrich vO n Legitimität zu versehen. 
Die Wirtschafupolitik eines solchen Systems impliziert d ie Verar' 
mung der großen Mehrheit der Bevölkerung des Lande~. zugun~ten 
des spekulat iven Kapita ls und sciner Verbündeten in den hohen mili· 
tärischen Rängen, die Olm Elend der Mehrheit vcrdiem:n, was sie 
euphemistisch "soziale Kosten" für die durchgeruhrte Veränderung 
nennen. 
Alle diese Tat.o;achen rufen eine Emigration hervor, d ie qualitativ und 
quantitativ unvergleichl ich ist, wenn man sie mit der d,cmographi· 
sehen Situation des L:1ndes und den wirklichen Bildern d,es nation'l· 
len Lebens vergleicht. 
Die in ternationale Gemeinschaft hat in unterschiedlichem Grad, aber 
wlerbitl liCh, Kenntnis von der Situation in Uruguay. Ihre überein· 
stimmende Meinung ist in vieWil tige Erklärung internationaler Orga· 
nisationen auf Welt· und regionaler Ebene, von Regie rungen und 
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venchiedencn Institutionen gemündet, d ie aUe das uruguayische Re­
gime veruneilen. 
In diesem Zusammenhang hat die Ulugw.isehe Diktatur einen poli· 
tisChen Plan erarbei te t, dcssen Ziel es ist, das Regime 'lU institutio­
nalisieren und in der internationalen Gemeinschaft ihre ungeheuer­
lichen Strukturen, Dreistigkclten und Verbrechen 'lU rechtfertigen. 
Alle poli tischen und gesc.llschafd ichen Kreise der uruguayisehen 
Öffentl ichkeit haben sich - wenn auch unter den Bedingungen de r 
Unterdrückung und Ers tickung, in denen die Exzesse da Regimes es 
kaum erlauben - gegen alle Auswüchse des Regimes gewandt. 
Der Volktwiderstand in Uruguay wächst von Tag zu Tag. Die De' 
monstrationen mehren siCh auf aUen Ebenen; das rtihn zu' einem Ruf 
nach nationaler Einheit, d ie es erlauben wird, d ie nächsten Etappen 
eines wirklich demokratischen Prousses in Angriff zu nehmen, wie 
es venchiedenc Kreise des polit ischen Lebens dargelegt haben. 
Wilson Ferreira Aldunate, Führer der Nationalen Panel, hat kürzlich 
erklärt: ..... In dem Maße, wie es keine organisierte Gruppe der öf· 
fentl ichen Meinung gibt , die die Regierung veneidigt, gibt es ein 
Einverständnis zwischen allen Urugw.yem , die den Kampf geg.:n 
dieses Regime als patriot i5Che Aufgabe verstehen ... " " ... Natürlich 
wäre es vorzuziehen, 'lußer diesem großen nationalen Einventändnis, 
das die Uruguayer bereiu eTrcicht haben, ein weiteres Einverständnis 
zu haben, welches die Dinge auf de r Ebene de r poli tischen Kräfte 
institutionalisien, welches effektiv die konkrete Aktion aller und 
einer jeder d ieser Kriifte koordiniert." 
General Liber Seregnl, Vorsitzender der Frenle Amplio, erklärte 
seinerseits: " ... Bei der Schaffung der dringenden nationalen Ein· 
hci tsbewegung der Opposition muß horizon tal, auf allen Ebenen der 
tradi tionellen Parteien gearbeitet werden, !IOwohl bei den Führern ab 
auch bei den Mitgliedern. Ohne Paternalismus, ohne 5ChuLmeister· 
liche Posi tionen, sondern in der Kenntnis, daß das erste Ziel gemein­
sam und national ist, du aUe verslehen und akuptieren. Das erfor­
den Ideen, die alle teilen können." 
Don J ose Battle y Ordonez, d ie wichtigste historische Figur der Colo­
ntdo-Panei, sag te zu Beginn des Jahrhunderts: ,J edes Verfassungs­
gesetz muß vom Volk gemacht werden, wenigstens unler seiner 
direkten Kontrolle. Nur die Tyranneien entfernen sich vom Volk, 
und nur ein tyrannisiertes Volk würde daraufvenichten, seinen Wil· 
len durch die erLaublen politischen Mittel auszudrucken." 
Diese Gedanken sind erneut von großer Aktual ität, wurden sie doch 
kün:lich von "EI Dia" in Montevideo ve röffentlicht, einem wichtigen 
Organ der Battlcschen Colorado·Partei. 
Diese demokratischen Einhcitsbes trebungen in terpretierend, hat sich 
eine Gruppe von Bürgern kOnJtituien, um dem Gefühl der Konver· 
genz Ausdruck zu verleihen, das heute das politische Leben dei 
Landes vorantreibt. Sie be$leht aus PeTsonen. die verschiedenen 
demokrati5Ch-politischen, gesellschaftlichen und religiösen Strömun­
gen Uruguays angehören und die, ohne dabei offIZien diese Organisa· 
tionen und Tendenzen zu vertreten, das GerUhI der großen nationa· 
len Mehrhe it 'lum Ausdruck bringen. 
Das Hauptanliegen der Konvergenz (Obereinkunft) in die Wiederher­
stellung der Demokratie in Uruguay, d ie Zusammenarbeit bei de r 
AU5arbeitung eines verantwortlichen politischen Projekts, als Ersatz 
fiir du offizieUe "Chronogramm", das die Diktatur institutionali· 
sieren \.oU. 
Darlir hal sich die Gruppe der Demokratischen Konvergenz gd>ilde t. 
Sie fördert die Koordinierungsprozesse der politischen Stromungen 
und trägt zum Kampf für die Demokratie in Uruguay bei. 
Sie unterhält Be~iehungen mit allen Regierungen, Organisationen 
und demokratischen Kräften der Weil, die lieh mit den Bemühungen 
Uruguays solidarisieren, seine Freiheit zurückzuerhalien. 

Diego Achard Lui! Echavc 
Juan P. Eyherachar J uan Raul Ferreir.l 

Garlo! Gurmendez 
J ose Korzeniak Carlot Mart~ Moreno 
Atilio Scarpa J Wltino Zavala 
(QueUe: Desde Uruguay, 0.0., Nr. 7/ 1980, S. I) 

Adressenänderungen bitte rechtzeHlg bei der 
Redaktion und bei der Posl bekannlgeben! 



Chile 

Ivan Ljubetit: Der WidE!rstand wird offensiver 

An diesem I I . Sep tember 1980 jährt sich zum siebten Mal 
der Tag des faschis tischen Putsches in Chile. 

In dieser Zeit hat de r antifaschistische Widers tand \'crschic:­
d c: nc Elappen durchlaufen. In der ersten, d ie vom I L Sep­
tember 1973 bis zum 30. April 1975 reichte: , war das chile:­
nische: Volk dem totalen Krieg der Faschisten, dem entfes­
seh en Terror ausgesetzt. Allein in den erslen acht Monaten 
wurden 25.000 Patrioten ermordet. Viele von ihnen a uf of­
fene r Straße und ohne jede Rechtfer tigung. In dieser Etappe 
leisteten nur die bewußt esten Kreise Widerst and. Die Par­
teien der Rechten und der Mille, unter ihnen auch die 
Christdc:mokrau:n, kollaborierten mit der Dikt atur. 
Oie zweite Etappe reichte vo m I. Mai 1975 bis :zum 
30. April 1977. In dieser Zeit ver lo r die DikLalUr Pinocheu 
einen Großteil der sozialen und politischen Basis, die sie 
mfangs besaß. Es begann die Isolierung der Diktatur. Der 
Kampf um die Achtung der Menschenrechte in Chile und 
die machtvolle int ernationale Solidarität zwangen di:n Ty­
rannen, den Terror etwas zu mildern. Er konnte nicht mehr 
auf offener Straße morden lassen . jetzt wa ndte er vorzugs­
weise d ie Methode an. die Patrioten nach ihrer Verhaftung 
verschwinden zu lassen. Damit ents tand eine neue Kampf­
front: die heldenhaften Aktionen der Angehörigen von Ver· 
schwundenen. 
In d ieser zwei ten El appe des Widerst ,mdes wurden die 
Kämpfe stärker, es nahmen aber immer noch nur die be­
wußtesten Kreise daran teil. 
Die dritte Etappe, die vom 1. Mai 1977 bis :wm 30. April 
19 79 reichte, war dureh Fortschrille bei de r antifaschisti· 
schen Einheit und durch Manenaktionen ge kennzeichnet. 
Ein bedeutendes Ereignis war der ente Hungerstreik von 
Angehörigen von verschwundenen politischen Gefa:ngenen 
im juni 1977. Damit wurde das Prob lem in die öffentlich­
keit gebracht und die Angehörigen erkämprten sich das 
Recht, weitere Aktionen durchzuführen. Gleichzeit ig mar­
kierte dieser Hungerstre ik den Beginn wichtiger Arbeiter­
kämpfe. Diese e rre ichten ab 1978 Mil5sencharakter. Es kam 
zu Pro testakt io nen der über 9.000 Arbeiter der Kupfermine 
Chuquicamata, im Stahlwerk Huachipato . in der Kupfer­
mine EI Salvador u.a. 

Kampfaktionen gegen Pinochets Arbei tsplan 

Am 1. Mai 1979 begmn die vier te Etappe des antifaschi­
stischen Widerstandes in Chile. Sie leitete eine Grenzperiode 
ein zwischen einer fast sechs jahre währenden Phase , in der 
sich das Volk he ldenhaft gegen die telToristische Offensive 
der Diktatur behaupten mußte und einer neuen Phase , in 
der das Volk begann , in die Offensive zu gehen. 
Es wurden weiterhin Fortschritte im Einheitsproze ß der 
Opposition gemacht. Aber bisher ist es noch nicht gelungen . 
die poli t ische Einheit der Anti fasc histen herzustellen. 
Einen wichtigen Beitrag zur Veränderung aller Oppo,sitions­
kreise haben d ie Arbeiter geleistet. Der 1. Mai 1979 wurde 
von allen demokratischen Gewerkschafugruppen gemeinsam 
gefeien. So konnten trotz des Verbo ts der Diktatur in 20 
Städten des Landes große Demonstrationen durchgeführt 
werden. 

Spä ter stand der Widerstand gegen den sog. Arbeiuplan im 
Mitt elpunkt der Kämpfe der Arbeiter. Die neuen Bestim­
mungen, di e darin enthalten sind, traten am l. j uli 1979 in 
Kraft. Sie stellen einen wei teren Versuch dar, die Gewerk· 
schaftsbewegung zu spalten und zu zerstören und die Ar­
beite r den Unte rnehmern gegenüber noch wehrloser zu 
machen. Aber im Gegensatz zu dem, was die Faschisten 
beabsichtigen . hat der Arbeitsplan dazu beigetragen , die Ein­
heit der Werktätigen zu festigen. Zum ersten Mal nach dem 
Putsch haben sich alle demokratischen Gewerkschaftsgrup­
pen in einem Ko mitee vereinig t; in dem am I 7. September 
1979 gegründe ten Kom itee zur Verteidigung der Gewer k­
schaftlichen Rechte. 
Natürlich läuft der Einheitsprozcß nicht o hne Schwierigkei. 
ten ab. Sie sind das Produkt des Antikommunismus e iniger 
Kreise, besonders jener GewerkschafurUhrer . d ie dem rech· 
ten Flügel der Christdemokratischen Partei angehören. Sie 
sehen ihre Spaltertätigkeit dadurch begünstigt, daß die 
höchsten Gewerkschafts leitungen, d ie unter der Diktatur ge· 
bildet und oft von Pinochet direkt ernannt worden sind, 
nicht dem Kräfteverhältnis. das an der Basis helTscht. ent­
sprechen. So besteht das Komitee zur Verteidigung der 
Gewerkschaftlichen Rechte z.B. aus 28 Mitgliedern . von 
denen nur einer Kommunist ist, obgleich 60% der im Okto­
ber 1978 gewählten Gewerkschaftsführer dieser Partei an­
gehören. 
Innerhalb des begrenzten Rahmens und unter den schweren 
Bed ingungen, d ie vom Arbeitsplan festgesetzt wurden, ha­
ben die ersten "legalen Streiks" unter der Diktatur stattge­
funden. Sie begannen Anfang Oktober 19 79, wobei der 
wichtigste im Januar 1980 im Kupferbergwerk EI Teniente 
durchgeführt wurde. 
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In wirtschaftlicher Hinsicht waren alk St reiks ein Mißerfolg, 
denn der Arbeitsplan ist so angelegt, daß er auf jeden Fall 
die Unternehmer begünstigt. In dem Betrieb CORESA z.B. 
forder ten die 210 Arbei ter eine Lohnerhöhung von 53%, 
doch sie mußten nach 59 Tagen (maximal sind 60 Tage­
erlaubt) den St reik abbrechen, ohne einen Pfe nni g mehr er­
re icht zu haben. Nach Beendigung der Streiks folg te eine 
AU5speTTUng von Seiten der Unternehmer. Die 10.000 Ar­
beiter der Kupferm ine EI Teniente forderten 55%, erreich­
ten jedoch nach 7 Streiktagen nur 9% und mußten außer­
dem noch mehrere Entlassungen hinnehmen. 
Aber d ie Kampfaklionen hatten auch positive Ergebnisse. 
Sie bewiesen, daß die Einhei t fester wird. Obwc,hl im Ar­
beitsplan die Möglichkeit individueller Abmachungen mit 
der Betriebsleitung vorgesehen ist, gab es ke inerlei Streik· 
brecher. Diese Tatsache stärkte den Kampfgeist und das 
Selbstvertrauen der Arbeiter. Im Rahmen dieser Streikbe­
wegungen fanden au'ch die ersten Straßendemon strationen 
zur Unterstützung gewerkschaftlicher Forderungen nach 
dem Putsch statt. Die harten Bedingungen, unter denen sie 
geftihrt werden mußten, öffneten vielen, die an die Propa­
gandakampagne der Diktatur über die "Vorteile" des Ar· 
beitsplans geglaubt hauen, di e Augen. 
Neben den Arbeitern gibt es noch andere Kreise, die ihren 
beispielhaften Kampf gegen d ie Diktatur fortS<etzen. Zu 
ihnen gehören die Angehörigen der Verschwundenen , die 
sich weiterhin unablässig um die Aufklärung des Schicksals 
der verschleppten Patrioten bemühen. 

Einheitsbereitschaft an der Basis 

Entgegen den wiederholten optimistischen Ankümdigungen 
de r Diktatur und ihrer internat ionalen Kom plizen ist das 
von ihr e ingeftihrte Wirtschaftsmodell gescheitert. Der chi· 
lenische Wirtschaftswissenschaftler und Autor ein es Buches 
über die Verteilung des Reichtums in Chile ( .. Landkarte des 
extremen Reichtums") Fernando Dahse, erklärtc; "Das ge­
genwärtige Modell hat weder mehr Reicht um noch mehr 
Arbeit geschaffen. Die Investitionsziffern zwischen 1974 
und 1979 sind die niedrigsten, seitdem hie rübe r Statistiken 
geführt werden. Damit ist bewiesen, daß die Ko nz <:: mrierung 
des Kapitals nicht das Ergebnis einer Zunahme des Reich­
tums ist, sondern eine Verlagerung der Aktivvermögen vom 
staatlichen Bereich und den kleinen und mitt ler·en Un ter· 
nehmen zu den Finanzgruppen. Was den Arbeitsmarkt anbe­
trifft, so ist die Arbeitslosenrate noch nie so hoch gewe­
sen. "1 
Nach Angaben der Gewerkschaften beträgt die Arbeitslosig. 
keit 30%. Die Löhne sind weiterhin extrem niedrig. Ein Ar­
beiter verdient durchsehnittlich 3.200 Pesos im Monat 
(160 DM), die 170.000 Arbeiter, die über das Arbeitsbe­
schaffungsprogramm der Regierung eingestellt wu rden, da­
gtgen nur 1.200 Pesos, d.h. 60 DM monatlich, wobei die 
Preise der Waren mindestens so hoch und zuweilen sogar 
noch höher a ls in de r Bundesrepublik sind. Arbeitslosigkeit 
und Hungerlöhne haben zur Folge, daß 1/3 der Bevölkerung 
im Elend lebt. 
Auch die Lage der Mittelschichten, die in ihrer Mehrheit den 
Putsch und in den ersten J ahren auch die Diktatur unter­
stützten, wird immer kritischer. Dies betrifft die im staatl i­
chen Gesundheitswesen angestellten Ärzte, die Händler, 
Fuhruntemehmer, Taxiuntemehmer usw. Ihre Verbands­
leiter sehen sich gezwungen, die Wiruchafl5politi k der Dik­
tatur zu kr itisieren, obgleich sie politisch noch zu PinlXhet 
stehen. 
So erklärte der Vorsitzende der Taxiuntem ehmer .J uan J ara, 
einer der Wegbereiter des Putsches, bei einer Versammlung 
am 9. April d J .: .. Genug d er Dummheiten. Schluß damit, 
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daß eine Gruppe feiner Herren zweiter, dr itter und sogar 
vierter Kategorie auf die Bajonette der Streit- und Ord· 
nungskräfte gestützt, die Berufsverbände mit Füßen treten. 
Sie zwingen uns eine Wirt schaftspolit ik auf, die den Trans­
port zum Bankrott füh rt ... Es ist der Momem gekommen , 
Schl uß damit zu sagen und die Regierung aus den Händen 
einer Gruppe Privilegie rter zu reuen ... 2 Diesc Worte haben 
den naiven Juntaanhänger mehrere Tage Haft ge kostet. 
Di e weltpolitischen Ereignisse bleiben nicht oh ne Wirkung 
auf die Lage in Chile. Ocr internationale Entspannungspro· 
zeß war mit ein Grund für das hohe Niveau, das die So lida­
rität m it Chile erreichte, was dazu beiuug, I'i nochet zu einer 
Milderung der Repression zu zwingen. Seit einigen Monaten 
hat die provokat orische Haltung der USA die Welt wieder in 
einen Kalten Krieg geführt, was auch in Chile zu spüren ist. 
I'inochet fühlt ~ i ch mit fre ier Hand, um die Repression ge­
gen den immer breiter werdenden Widerstand zu verstärken. 
Ab März 1980 setzte eine neue Repressio nswelle ein, die 
damit begann, daß alle Veranstaltungen zum 8. März, dem 
Internationalen Frauentag, verboten und Hundcrte von 
Demons tranten, die trotzdem auf die Straße gingen, verhaf· 
tet wurden. 17 der Verhafteten erhielten Verbannungsstra­
fen. Die Repression wurde im April dJ. mit Haussuchungen 
und Razzien fortgesetzt. Man verhafte te übcr 600 Patrioten. 
An den Universitäten setze eine neue Säubcrungsaktion ein , 
der über 100 Professoren und Dozenten und zahlreiche 
Studenten zum Opfer fielen. 
Auch am I . Mai 1980 wurden a lle Kundgebungen verbo ten. 
Trotzdem gingen d ie Arbeit er auf die Straße, wieder fanden 
Verhaftungen stall und 40 Patrio ten wurden verbannt. Die 
Repression geht wei ter. Im J uni dJ . stürmte die Polizei eine 
Folkloreveranstaltung. Sie verhaftete di e Tcilnehmer, 22 
von ihnen erhielt en dreimonatige Verbannungssnafen. 
Doch die heutige Repression unterscheidet sich von der ver· 
gangener J ahre. Während der Terror der ersten Zeit nach 
dem Putsch eine sich im Rückzug befindende Volksbewe· 
gung traf, ' wurden bis 1977 besonders die im Untcrgrund 
arbeitenden Patrioten Opfer der Rcpression. Und heute 
richte t sich diese gegen Teilnehmer an öffentlichen Massen­
aktionen. 
Die Unidad Popular (UP) hat wiederholt alle nichtfaschi­
stischen Kräfte, so auch die Chris tdemokratische Partei 
(PDC) dazu aufgerufen, sich mit ihr zu vereinigen, um ge­
meinsam die Diktatur zu stürzen und eine erneuerte Demo­
kratie zu errichten. Aber die Leitung dieser Partei, die vom 
rechten Flügel kontroll iert wird, weigert sich wei terhin, ein 
politisches Bündnis mit der UP e inzugehen . Ihr Argument is t 

Malbrigade der Unidad Popular 
Die kulturelle Arbeit spielt eine groß.r: und wichtige Rolle im Leben 
unseres Volkes, ge ... de jetzt unter den Bedingungen einer faschist i­
schen Diktatur in unserem Land. AlU diescm Grund haben wir ­
junge Chilenen, die in der BRD im Exil leben - , eine Brigade flir 
Wandmalerei gegründet, die sich zum Ziel gesct:t:t hat, unsere kultu' 
rellen Werte zu erhalten und zu bereichern. Außerdem mit der 
Durchführung dieser Aktivität leisten wir einen kleinen Beitrag zum 
Kampf des chilenischen Volkes für die Verteidigung seiner kulturel· 
len Werte und g .. -gen die fasdlistische Diktatur, die unser Volk in 
das dunkelste Kapitel seiner Geschichte ges tünt hat. 
Unserer Brigade gehören sechs junge Leute an, die ganz unter­
schiedliche Tätigkei ten ausüben: zwei sind Arbeiter, einer ist Stu· 
dent, einer is t Lehrling und zwei sind Schüler. Mit dieser Brigade 
führen wir eine wertvolle politische und kulture lle Aktivität durch. 
Wir haben in drei Jahren Arbeit mehr ah 75 Wandmalereien in der 
BRD und Frankreich angefert igt. Die meisten davon inJugendzen· 
tren, Universitäten, DGB-HäU.'lem, für poli tische und kulturelle Or­
ganisationen, in Schulen, in der Documenta 6 in Kassel, im Euro· 
päischen J ugendzentrum in Suaßburg, Kirchen und Gemeindehäu· 
sem sowie auf dem Ki rchentag 1979 usw. 
Unsere Kontaktadresse ist: Bor;s Eich;n, Rubens!tT. 8, 6050 Offen­
bach/M. , Tel.: 0611 /895208 



Antikommunismw. 

Aber an der Basis d er PDC best eht die Bereitscha ft zur Ein­
heit. In d en Gewerkschaften, an d en Universitäten, in d en 
Kulturgruppen , in den Arbeilersiedlungen, usw_ werd en 
wicht ige Aktionen von Mi tgliedern der UP un d e r PDC ge­

meinsam geführt. 
Es gibt praktisch zwei Chris tdemokratische Par t eien: die 

antikommunistische und reaktion äre Leitu ng und die Basis, 
die die Einheit w ill. Eben der Druc k dieser Basis war es, d er 

den Führer des rechten fl ügels der PDC Eduardo frei dazu 
veranlaßte. sich am 25. August 1979 für die Einheit awzu­
sprechen. 3 

Aber der Antikommunismus der rechten Chris tdemokralen 
gewann wieder die Oberhan d. sei tdem J . Carter durch seine 
Provokationen die Welt in einen neuen Kalten Krieg füh r te_ 
So erklärte z. B. der Chrjstd emokrat Pa t ricio Aylwin Ende 
Dezember 1979: " Der Annäherungsprozeß geht sehr lang­
sam_ Und ich glaube. daß es keinen A usweg geben wird, so 
lange es keine klare politische Alternative gibt. Bisher gibt es 
nur zwei Parteien, die organisier t sind: die PDC und die 
Kommunistische Partei, d ie jede für sich keine A lternative 
darstellen, sich aber wegen tiefer doktrinärer Un terschiede 
auch nicht verbünden können. Zwischen ihnen besteht ein 
Freiraum, d en drei Radikale Parteien. zwei MAPUS, eine 

Christliche Linke, eine Demokratische Rechte und ich weiß 

nicht wie viele Sozialdemokratische Paneien füllen_ Ic h d en­

ke. daß sich an einem Bündnis, das d em Land R uhe b rin gt, 
die PDC und d ie organ is ierten sozialdem okra tisch en Kreise 
beteiligen müssen_"4 
Aylwins Meinung war so sektiererisch, d aß d ie Journal istin, 
die das Interview fUhrte, meinte: "Bei so vielen Opfern un d 
so viel Schmerz. meinen S ie n icht, daß Sie sich ihrer Un­
flihigkeit, eine Alternative zu bilden, schämen sollt en? "5 

Es ist nicht das erste Mal in der Geschichte Chiles, daß es 
schwer ist, die Einheit zu sch mieden. So war es 1936, als die 
Volksfront gebildet wurde und 1969. als die Unidad Popular 
entstand. Damals gelang es da n k d er Bemühungen der Kom­
munisten und anderer Kre ise und durch d ie Unterstützung 
der Massen alle Hindernisse zu überwinden. Heute werden es 
auch die Massen sein, die die Einheit durchset ze n werden, 
trotz des AntikommWlismus einiger Lei ter. 
Damit wird der entscheidende Schritt ge t an werden, um 
Pinochet zu stürzen und eine neue Demokr atie in der Hei­
mat Salvador Allendes, Victor J ams und Pablo Nerudas zu 
errichten_ 

Anmerkungen: 
I) Hoy, Sanliago, Nr. U2{30_L-5.2. l 980, S. 14 
2) Hoy, Nr. 143{16.-22.4_ 1980, S. 11 
3) Vgl. Al B. Nr. 11/12 1979 
4) Boy, Nr. 125{12.-l8.12.1979 
5) Ebenda 

Victor Contrerasl Anibal Palma 
Brief an die Bundesregierung in Sachen Rückkehrrecht 

Jn V"'~t~","mg dts d"'m BÜ1'O Chii", D"'moc~atio angescblossm 
Komitees für dlls Recbt der Cbilenen. in ibTe, HeimIlI zu leben. 
wenden wir uns in folgend.,., Sllcb.,. an di", Regi",rung d.,., Bundes­
rrlpublik D"'ulscblllnd: 

I) Wir klagen vor der Öffentlichkeit der BundC1 republik Deutsch­
land und der Weltöffentlichkeil die Verletzung des GrundrechtC1 
der chi lenischen StaatsbÜl1:er auf freie Wahl des Wohn- und Aufen!­
haltsortes innerhalb Chiles, auf Freiziigigkeit innerhalb des Landes 
sowie auf freie Ein- und Ausreise an, das ihnen von der chilc:nisehen 
Militärjunta yerweigen wird. 
fo,l it der Anwendung der willkürlich erlassenen Dekrete Nr_ 81 \'Gm 
11.1 0_1973. und Nr. 604 "om 9.8. 1974, in denen die Strafe der 
Landes"erweisung bzw. da, Verbot der Einreise "on Bürgern chile­
nischer oder ausländischer Staatsangehörigkeit verfUgt wird. ver­
letzt die Militärjunta die Mc:nschenrechts-Charta de r Vereimen Na­
tionen und den Imernationalen Pakt über bürgerliche und politi­
sche Rechte, die beide VOn Chile angenommen und letzterer von 
der Junta im J ahre 1976 ratifiziert wurde. Sie verletzt hiermit in 
gleicher Weise die noch rechtskräftige chilc:nische Verfassung, die 
Bestimmungen des StrafgesetzbUChes und des Strnfvollzugsgesetz­
buches, sowie die Benimmungen der Verfas,ungsakte Nr_ S und des 
Amnestiegesetzeli NI'. 2191 "om 18.4 . 1979, die beide von der chile­
nischen Militärjunta selbst erlassen wurden. 
2) Wir "erurteilen öffentlich die grausame und willkürliche Haltung 
des chilenischen Innenministers, die in seiner persönlichen Ent­
scheidung darüber zum Ausdruck kommt. welche chilenischen 
Staatsbürger in Chile leben dürfen und .... elche nicht ..... omit a.Ue 
diesbezüglich geltenden verfassungsrechtlichen Bestimmungen ver­
letzt werden. Diese Entscheidung fäll t auf der alleinigen Grundlage 
"on Vermutungen, die "or keinem Gericht bewiesen werden. 

3) Wir klagen die Tatsache an, daß die chilenische Mi litärjunta jene 
Chilenen. die ins Land zurückkehren wollen, dazu zwingt, bei dem 
entsprechenden chilenischen Konsulat die E(laubnis dazu zu bean­
tragen. Ocr chileniKhe Innenministe r kann den Antrag positiv oder 
abschlägig bescheiden, aber nur im Fall eines positiyen Bescheids ist 
er "erpnichtet, seine Entscheidung zu begründen. Im Dekret Nr. 
604 sind keinerlei Berufungs· oder Widerspruchsverfahren vorge­
sehen_ 
So haben unzählige chileniSChe Staatsbürger die Erlaubnis zu ihrer 
Wiedereinreise beantragt und keinerlei Antwort, weder positiven 
noch negativen Inhalts erhalten. womit für die betroffenen Fami­
lien Situationen der Spannung und Beängs tigung entstanden sind. 
Viele andere chilenische Staatsbürger haben ablehnende Antworten 
ohne jegliche Begriindung erhalten. 

Ebenso klagen wir an, daß die Reisepäne Tausender Chilenen von 
den Behörden der J unta mit einem Buchsuben " L" gekennzeich­
net werden, wodurch der Verkehr dieser Bürger im Ausland schwer 
beeinträchtigt wird, sowie bei den verschiedenen Grenzbehörden -
die sich über die Gründe einer solchen Kennzeichnung nicht im 
Klaren zu sein brnuchen - Vorbehalte und Fälschungsverdacht her­
\'Grgeru fen wird_ 
Wir klagen außerdem an, daß die Anzahl der mit einem "L" ge­
kennzo;,ichneten chilenischen Reisepässe nicht zurückgegangen, son­
dern im Verlauf des vergangenen J ahn:s weiter angestiegen ist und 
auch Pässe 'IOn Familienangehörigen chilenischer E~ilanten, die das 
Land auf leg-.llem (normalem) Wege verlassen haben, mit einem "L" 
versehen wurden, darunter auch die Pässe kleiner Kinder. 
4) Wir bitten die Regierung der Bundesrepublik Deutschland, sich 
dieser Anklagen anzunehmen und ihre Verurteilung de r entspre­
chenden Tatbes tände im Rahmen der internationalen Organisatio­
nen wie der Ven:inten Nationen. ihrer Menschenrechtskommission 
und aller anderen internationalen Gremien zum Ausdruck zu brin­
gen_ 

5) Ebenfalls bitten wir die Regierung der Bundesrepublik Deul$ch­
land. die Forderung der im E~il lebenden Chilenen zu unterstützen, 
daß ihr Recht. in ihrem Lande zu leben, anerkannt wird und sie 
von diesem Recht nach freier Entscheidung Gebrauch machen 
können. 
6) Wir bitten die Regierung und die Öffentlichkeit der Bundes­
republik Deutschland, alle möglichen Mittel anzustrengen, um 
a) die Außerkraftsetzung der 'IOn der J unta erlassenen Bestimmun­
gen, die das Recht der Chilenen, in ihrem Lande zu leben, verlet­
zen; 
b) begriindete Antworten auf alle Rückkehranträge, auf die bisher 
von chi lenischer Seite reagiert wurde; 
e) die sofon ige Erlaubnis der Rückkehr ohne Einschränkungen al­
ler kranken Personen und Personen hohen Alte , s, 
zu erreichen. 
7) Wir bitten die Regierung der Bundeuepublik Deutschland. Maß­
nahmen zur finanziellen UnlCrSlü tzung der für die TÜCkkehrw iU igen 
Chilenen entstehenden Reise- und Wieden:ingliederungskosten aus­
zuarbeiten. 
8) Abschließend bitten wir die Regie rung de r Bundesrepublik 
Deutschland weiter mit Entschlossenheit die Verwirklichung de r 
Resolutionen der XXXIV. UN-Vollversammlung sowie der 36. Sit­
zung der UN-MenschenrcchlSkommission zur Lage der Menschen­
rechte in Chile zu unte rstützen. 
Bann, den J 2. Juni 1980 
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Clodomiro Almeyda 

Das Pinochet·Regime 
igelt sich ein 

CIQdQmiTo Almeyda, GeN~lsekret{ir der So%wlistiscben Partei 
Cbiles und des Volkseinbeiubiindnisus U"id.,d PQpular, bielt sicb 
Mitte Juni 1980 in der 8underrepublik auf In einem Gtspriicb mit 
Pner Schütt, Schriftsteller und Sekretär des Demokratiscben Kultu,... 
bundes, schätzte er die all/llelle/! KlJmpfbedinpnge1l in Cbile >lIId 
besonders die Ejllwirlwngen /auinameriJumiscber bzw. weltpoliti. 
scher Veriinderungsprouue auf sie ein. 
FRAGE: Hierzulande i~t es um Chile sti ller geworden, andere Pro­
bleme der Weltpolitik sind in den Vordcrgrond des IntcrCliscs getre­
teIl. Hat sich Ihrer Ansicht nach die Lage in Chile .,beruhigt"? 
C AUf EYDA: Du Gegenteil ist der Fall. Im Augenblick herrscht in 
Chile ein ähnlicher politischer Druck wie in den crSlen Monat~n nach 
dem Putsch, nur der Terror ist heute in seinen Methoden selektiver 
und gezieLter. ( ... ) 
Die Kampagne gegen die politischen Parteien der Linken wurde er· 
neut verschärft. J ede Betätigung im Sinne der Unidad Popular wird 
ah Hochverrat verfolgt, und man versucht die illegale Arbeit der 
Sozialisten und Kommunisten mit allen Milleln zu unterdrucken. ( ... ) 
In~wischen ist die 1979 zu beobachtende "Liberalisierung" bei der 
Bearbeitung von Rückreiseanträgen längS! wieder riickgängig gemacht 
worden. Das Regime schollet sich ab, igelt sich ein. 

Die late inamerikanische Polarisierung wirkt sich aus 

FRAGE: Worin sehen Sie die Gründe für eine solche Entwicklung? 
C. ALMEYDA: Einmal hängt das ohne Frage damit zusammen, daß 
heute der Widerstand wesentlich breiter geworden ist als noch vor ein 
oder zwei Jahren. Zum anderen wirkt sich die weltpolitische Ent· 
wicklung aus. Der von den USA provoziene Rückfall in den Kalten 
Krieg uärkt Pinochet den Rücken, Menschenrechte sind derzeit in 
der westlichen Welt weniger gefragt denn je, und der Waffenhandcl 
blüht. 
Dazu kommt die 'allgcmeine Verschärfung des internationalen Klas· 
senkampfes in ganz Lateinamerika. Es >;eichnet sich in Millel· und 
Südamerika überall eine Polarisierung ab: Positive Tenderuen im kari· 
bischen Raum, aber auch in Ländern wie Brasilien, Peru und Boli· 
vien, stehen äußerst reaktionäre Entwicklungen in den drei südlich· 
sten Ländern gegenüber, in Chile, Argentinien und Uruguay. Diese 
drei militär faschistischen Regimes rücken immer mehr >;u e inem 
festen Block >;usammen. 
FRAGE: Wie ist deBeit die wirtschaftliche Lage in Chile? 
C. ALl\tEYDA: Die Wirtschaftspolitik der Junta sicht scheinbar er· 
folgreich aus. Die Infbtion wurde gebrcmSl, der E"port iSI gestiegen. 
die Dollarreserven sind höher denn je. 
All diese Erfolge kommen einer winzigen Schicht von Kapitaleignern 
7.U und wurden samt und sonders auf Kosten der breiten Mauen 
verwirklicht. Nie >;uvor war die Kapitalkonzentr .. tion in Chile so 
hoch wie heute, nie war die Verteilung des Einkommens so unge· 
recht, nie waren die Gegensätze >;wischen arm und n::ich annähernd 
so schlimm wie im heutigen Chile. Einigen zehntausend Chi lenen hat 
der Faschismus des Herrn Pinochet tatsächlich einen Reichtum be· 
schert, den sie nie zuvor in der Geschichte des Landes besessen ha· 
ben. Die Reichen schwimmen latsächlich in Dollars, die LandeJWäh· 
rung iSl für sie ohne Belang. 
Demgegenüber wurde in sechs Jahren Diklatur die Sozialpolitik einer 
ganzen Generation, beileibe nichl nur der Allende·J ahre, liquidiert. 
Für die Besitzlosen herrschen Zustände, wie in den 30cr Jahren. 
Santiago, nimmt man die VilIenvieTlei der Reichen aus. verslumt 
zusehends und h zu eine r der ärmsten Städte Amerikas geworden. 
FRAGE: Welches sind Ihrer Mei nung nach die deBeit wichtigsten 
Aufgaben der chilenischen Antifaschisten? 
C. ALMEYDA: Es gilt, die Einheit des Widerstandes zu festigen und 
zu verbreilern, die Einheil der Linken, die Unidad Po pular, lebl. 
Aber es kommt darauf an, auch die Christdemokraten in den Kampf 
geRen die Diktatur einlubcziehen. 
Während die Führung der Chri5ldemokraten noch jede Form der 
Zusammenarbeit mit der Unidad Popular ab lehnt und ihre Mitglieder 
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sogar drängt, aus dem GewcrkschafUverband der CUT auszutreten, 
entwickeln sich im täglichen Widentand die viclfaltiguen Formen 
der Aktionseinheit, vor allem an den Universitäten und in den Ge· 
werkschaften. Der derzeitige CUT·Vorsitzende in Chile iSI Mitglied 
der Chrisldemokrntcn und ist nichtsdestotrotz ein eifriger Verfechter 
der antifaschistischen Einheit. 
Die zentrale Kampagne aller Pinochet-Gegner im In· und Ausland 
verfo lgt derzeit das Ziel, die Rückkehr der I Mio Emigranten zu 
ermögl ichen. Wir gründen über.olJ in Chile wie in den Zentren der 
Emigration Komitccs zur Förderung der Rückkehr von E"ilanten. 
( ... ) 
FRAGE: Sie sprachen vom Einfluß der Bewegungen in anderen 
Ländern Ameriku auf die Entwicklung in Chile. Welches Echo hahen 
etwa die jüngsten Erfolge de r Befreiungsbewegungen in Nikaragua, EI 
Salvador und einigen anderen Karibikstaaten bei den chilenischen 
Antifaschislen gehabt? 
C. ALMEYDA: Ich glaube, der Einfluß ist beachtlich, auf heiden 
Seiten. Pinochet fUrchtet ihn, schon deshalb, weil dadurch einer sei· 
ner engslen Vertrauten, Strocssner in Paraguay, ins Wanken geraten 
ist (hier fand der nikaraguanische Diktator A. Somoza AI)'I; d. Red.) . 
Die Vorgänge und Erfolge in Nikaragua werden in ganz Chile disku· 
tiert, und man denkt in allen Krei sen des Wide rstandes auch über die 
neuen Kampfformen nach. Keiner ist mehr bereit, den bewaffneten 
Widentand als eine Form des Kampfes auszuschließen. Die Md· 
nungs~erschiedenheiten zwischen der MIR (Bewegung der Revolutio· 
nären Linken; d. Red.) und den :onl,leren Teilen der Unidad Popular 
in der Fr .. ge der wichtigslen Kampfform sind inzwischen beigelegt. 
Die Antwort, auf welche Weise das Regime gcSlürzt wird, hängt mei· 
nes Erachtens von Pinoche t selber ab: Je weniger er sich bereit und 
in der Lage zeigt, dem Druck der Massen zu antwOTlen und spürbare 
Schritte in Richtung auf eine wirkliche Demokratisierung eim:u· 
leiten, desto !ichneller schafft er die Voraussetzung für eine bewaffne· 
te Lösung der von ihm geschaffenen Probleme. Der gcwaltfreie 
Kampf hat in Chile eine fast 100 JallTe alte Tradition, ai>er Pinochet 
hat eine Situation heraufbeschworen, die um darüber nachdenken 
läßt. ( ... ) 
(QueUe: DeutiChe Volkszeilung, Düsseldorf, Nr. 28 / 10.7.1980) 
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Luis Corvalan 

Alle antifaschistischen Kräfte vereinigen! 

Ein Artikel von Luis Con.>alan, dem im Sepumber 1976 aus den 
Kerkern der jllnUl befreiten, Gentralstkretiir der Kommunistiscben 
Panel Chiles wird gegenwiinig in Cbile iUeglll verbreitet. Unter dem 
Titel .,Pinocbet und seine Diktatur werden untergeben" anlllysintt 
Lu;s CQTWJlan den sieb im Land wll~ieblmden Vere i";gu .. gspr'O-;.tfJ 
der patriotischen Kril/te {Ur den Stu~ des faschistischeIl Regimes 
lind für die Rückkehr zur Demokratie in Chile. Wir bringen Aus­
schnitte aus diesem Beitmg. 
Die 0pposition in Chile bekämpf! den Faschismus an allen Fronten~ 
macht Fortschritte: bei der Koord inierung ihrer Kräfte und führt zu· 
gleich in ihren eigenen Reihen eine tiefgehende Debatte über die 
Zukunft unseres Landes. Chile braucht eine neue demokratische und 
nat ionale Ordnung des Volkes, die jene Verände rungen begünstigt 
und fördert, die sich aus den objektiven Anforderungen des gesell­
schaftlichen Fonschritts ergeben. 
Was b leib t bei einem Brand anderes zu tun, als ihn gemeinsam zu 
löschen? In den Ländern Europas, die vom Hitlerfuchismus unter­
worfen wurden, schlossen sich d iejenigen zum Kampf zusammen, die 
die Freiheit und Souveränität ihres Vate rlandes lieb ten. Alles wurde 
dem Ziel untergeordne t, die Völke r von der Untudriickung zu be­
freien. Auch die Kommunistische Partei Chiles hat nach dem faschi­
stischen Militärputsch im Septemb~r 1973 nichu unversucht gelas­
sen, um alle Chilenen zu vereinen, d ie tur demokratische Verhältnisse 
eintreten. gelassen, um alle Chilenen zu vereinen, die für demokrat i· 
sche Verhältnisse eintre ten. 

Die gesellschaftlichen Eucheinungen haben jedoch ihre eigene Logik. 
Nicht alle der daran Beteiligten lassen sich immer wn der Vernunft 
lei ten. Bis die Wone der Kommwlisten im Lande einen größeren 
Wide rhall fanden und die antifaschistische Einheit sich auszuprägen 
begann, mußte wohl die Zeit du ihrige tun. Die Bestialität des Fa­
schismus und die katastrophalen Folgen seiner Politik mußten de.ut­
lieh zu tage treten. Die politischen Kräfte mußten e rli! erkennen, daß 
der Faschismus von den Anschlägen auf die Unidad Popular zum 
Angriff auf alle demokratischen Kreise überging und die Hoffnungen 
auf US·Präsident Carter trügerisch waren. 
Heute beuchen offeruichtl ich objektive G rundlagen Hir die Schaf­
fung einer Bewegung, der die verschiedenen Klassen und Schichten 
angehören, de ren fortschri t tliche und nationale Interessen und Ge­
fUhle von der Diktatur mit Füßen ge treten werden. 
Die fasc histische Unterdrückungspolitik verfolgt u.a. das Ziel, Hun· 
gerlöhne einzuführen, um die Mehrwertrate der Kapitalisten· also die 
Ausbeutung - zu erhöhen. Dieser Absicht dienen auch Maßnahmen, 
die darauf abzielen, in Chile zur Erpressung der Werktätigen ein 
großes Arbe itslosenheer zu halten, den Mutterschutz abzuschaffen, 
den SchwangCTschafts- und Wochenurlaub herabzusetzen, J ugend· 
liche für 60% des Normallohns zu heschäftigen, den Beitrag der Un° 
ternehmer an die Sozialversicherung zu kürzen und viele andere so· 
ziale Errungenschaften abzuhauen. 

Arbei t er . R ückgrat d es Widerstandes 

Die Arbeite rklasse hat am meitten unter dem Faschismus zu leiden. 
Doch auch andere 8evölkerungsschichten wurden Opfer der Politik 
der Faschisten, die allein den internationalen F inanzkreisen und den 
imperialistischen Monopolen dient. Um sein Ziel zu erreichen, 
schreckt der Faschism us auch davor nich t zurück, einem Teil der 
nationalen Industrie den Todesstoß zu versetzen. Die he rabgesetzten 
Zölle lösten einen Importboom von Waren aller Art aus, mit denen 
die in Cllile hergestellten Produkte nicht konkurrieren konnten. Dies 
fUhrte zu Betriebsschließungen oder zum Produktionsrückgang in der 
metallverarbeitenden. elektronischen und Textilindustrie , ruinierte 
die Zuckerindustrie und wirkte sich negativ auf die Autoindustrie 
aus, kurz, die ~samte ind1UtrieLie und landwirtschaftliche Produk­
tion des Landes wurde in Mitleidenschaft gezogen. 
Die wenigen produktiven Investitionen, d ie ungenügende Aushutung 
der vorhandenen Industriekapazitäten, die fehlende Konkurrenz­
fabigkeit grundlegender landwinschaftl icher Produkte mit den im· 
port ierten Waren, d ie hohe Arbeitslosenrate, die Verarmung großer 
Teile der Bevölkerung, das Defizit der ZahLungsbilanz und die zuneh­
mende Auslandsversc:huldung verschä rfen die Strukturkrise in Chile, 
fördern eine allgemeine Unzufriedenhei t un ter den Massen und be­
wirken, daß die Mehrheit der BevöLk erung die Wirtschaftspolitik des 
Regimes in Frage stellt. 

Die systematische Verletzung de r Menschenrechte, die zur Regie· 
rungsnorm erhobene Willkür und die Verb rechen der Geheimpolizci 
OINA-C!'1 1 erwecken ebenfall s nur den Abscheu de r demokratischen 
Mehrheit im Lande. 
Der EinheiuwiUe des Gewerkschaftsbundes CUT in weiterhin leben· 
dig. Den Kämpfen, die gewöhnlich gemeinsam vom Nationalen Ge­
werkschaftlichen Koordinierungskomitcc (CNSj, der Einheiufront 
der Werktätigen (FUT ), dCT Konförderation der Privatangestellten 
(CEP), der Gruppe der Zebn und gelegentlich auch von Föderationen 
der UNTRACU gcflihn werden, kommt daher große Bedeutung zu. 
Sie sind Ausdruck des Sieges. der Einheit übe r die \'on Pinochet 
angestrebte Spaltung und eröffnen den Werktätigen die Möglichkeit, 
wenigstens einige der erliuenen Rückschläge wieder weuzumachen. 
Außerdem richten sich die Ause inandersetzungen di rek t gegen das 
Regime, gegen sein sog. ökonomisches Modell und die von ihm auge­
wandten Untcrdrückungspraktiken. Somit ist die Arbeiterklasse das 
Rückgrat der antifaschistischen Bewegung und schafft die Voraus· 
setzungen, um die Mehrheit der Chilenen um sich zu scharen. 
Im Widerstand gegen den Faschismw entdecken die Organisat ionen 
des Volkes, die Funktionäre und Mitglieder der verschiedenen anti­
faschistischen und n ichtfaschinischen Parteien, was sie eint, erken­
nen sie den gemeinsamen Feind, knüpfen sie untere inander neue Be· 
ziehungen an und gelangen schließlich dahin, ih re Anstrengungen zu 
koordinieren und gemeinsam zu handeln. Dies in ein Prozeß, der 
ständig an Bedeutung gewinnt. Ihn mit aUer Emergie \'O ranzutreiben 
. das ist die große Aufgabe. Natürlich ist diese Aufgabe nicht leicht 
zu lösen. Innerlulb des Volkes gibt es Widersprüche, und es zeigen 
sich verschiedene ideologische, pol itische und Klasscntendenzen. Ein 
Teil ist in antikom munist ischen Vorurteilen befangen. Außerdem 
mischt sich der Imperialism us in unsere inneren Angelegenheiten ein, 
stützt das Pinochet·Regime und versuch t zu erreichen. daß der sich 
entwickelnde Volksbmpf nich t seine Interessen gefährdet. 
Unter diesen Bedingungen sind gewine Oppositionskrdse nicht zur 
Einheit mit allen demokratischen Kräften bereit, akzeptieren ode r 
fördern sie diese Einheit nur mit einigen von ihnen. Gleichzeitig 
wollen sie ande re dazu zwin~n, prinzipielle Positionen aufzugeben, 
und sind bemüht, die revolutionären Parteien auf e ine kapitalist ische 
Entwicklung festtulegen. Ferner gibt es unter den Linken noch 
Kräfte, die sektiererische Positionen beziehen. Diese sind nicht für 
eine Verständigung mit der ~samten Opposition, sondern nur zur 
Einhei t mit einem Teil der Olristdemokratischen Partei bereit. Sie 
ve rtreten die Meinung, die Einheit mit der gesamten Panei käme 
einer Aussöhnung mit der Bourgeoisie gleich - m it jenen Kreisen also, 
die auf irgendeine Weise zum Sturz der Volksfron tregierung beige-
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lr.oIgen haben · und würde die H~emonu: d~ Pmlecu-iatl in Fnge 
sU:Uen. 
Der Kampf um die Einheit des Volkes e rfordert die b.,s tändige und 
beh;u-rl iche Arbeit VQn Tausc:nden Chilen.,n, di., l ich von drw:r richti · 
gen und klaren Orientierung leiten la"en. Um auf dem Weg der 
antifaschistischen Einheit vordMuJchreiten, i, t e, insbesondere not· 
wendig, die dringend. ten wirt llChaftl ichen. Io;t. ialen und polit ischen 
Forderungen du M.IIsI\Cn in den Vordergrund t u neUen. Außerdem 
gilt es, d ie Organisationen des Volke w aktivieren und auf allen 
Ebenen im gan:&Cn l..nde die Bildung wlcher Orglmis:ationen anzu· 
regen, um den Kampf mit konkreten Zielen ~u organisieren, t U bele· 
ben und ~u koordinieren. 
DarauJ ergibt sich, wie wich tig die Bildung de Komitet:s zur Vertei · 
digung der Menschenrechte, des Komitees ~ur Verteidigwlg der 
Rechte der Jugend und anderer Organe ist, die d ie demokratischen 
Krifle ohne Untef5chied OICrcinen. 
Die Politik der KP Chile. ist vor allem auf die Einheit der Arbeite r· 
k1:u5C gerichtet. Diese ist n icht nur uhlenmäßig die wichtigste geleU· 
schaftliche Kraft , sondern ein unersctzlicher Bestandteil der male ri· 
eUen Produktion. Sie hesi ttt einen hohen OrpniSli tionsgrad, in sehr 
be","Ußt und disr.i pl iniert . lh re gegenwärtigen und kUnftigen Ziele ent· 
sprechen voU und pm: den Interenen der Mehrheit des Volkes. 

Was die Parteien betrifft, so l ind wir unverändert fUr da~ Zusammen· 
gehen von Kommunisten und So:tialisten und aller anden:n Parteien 
der Unidad Popular. Gleichzei tig sind wi r rur eine Übereinkunft al ler 
demokratischen Kräfte. 
Die Kommunistische Panei spricht sich gegen jede Poli tik des AU5-
sc:hIussa demokratischer Kräfte aus, wer immer sie auch betreibt. Si.e 
bekräftigt, daS die antifaschistische Einheit von niemandem "Crlangt, 
scine Prinzipien aufzugeben, sondern es nur erfOl"de rli<:h i,t, die ge· 
meinsamen Ziele in den Vordergrund l.U stellen. Sie untel'$treicht, 
daß angesichts des Fue hismU$ in Chile nicht die vergangene, londern 
die gegenwärtige lIaltung de~ Parteien und der Menschen in Betracht 
getogen werden muß. Die KommWlisten tteten für die Verständigung 
mit allen demokratischen Paneien und nicht mit einzelnen Kreisen 
von ihnen ein. 

Wir sind der Meinung, daß die Einheit an der Basis entscheidend iSt, 
mcs~n aber auch dem Dialog und dem Versti ndnis unter den Panei· 
führern die entsprechende Bedeutung bei. Die Partei ist davon über· 
zeugt, daß die Hegemonie de r Arbeiterk laue weder durch gut abge· 
faßte Erklärungen noch durch naive Forderungen zu erreichen ist, 
sondern nur im Kampf selbst , durch das ständige Bemühen, die kon· 
kreten Intereuc:n der Mdtrheit der Bevölkerung richtig 2u interpre· 
tieren. 

übereinkunft mit Christde mokra te n erfo rderlich 

Vor einem J :ahnehnt wurde die Unidad Popular gebildet. InitWischen 
ut es eine TatSliche, daß die Unidad Popular, d ie chilenische Linke, 
eine starke Kraft darstellt, mit der die herrschenden Kreise becei ts 
jettt, abe r mehr noch in Zukunft rechnen müssen. 
Oie Otristdemokraten bilden einen weitecen wichtigen innenpoliti· 
schen Faktor. Die Panei übt Einfluß:auf die Mittclschichten und 
sogar unter den Arbeitern ~U5. Doch alle Di'IC~nzen mit d ieser 
Parte i hindern un$ nicht daran, an~uerkennen, daß viele ihrer Mit · 
glieder, Männer, Frauen und Jugendl iche, tapfe r gegen den Faschi .. 
mus auftceten. 
So e rgibt , ich die fo lgende Frdge: Wird es erneut zwischen den 
Otri5tdemok.raten und den Parte ien der Unidad Popular wegen des 
Kampfes um den größten Einflu ß unter den Massen und der getrenn· 
ten Eroberung der politischen ~bcht l.U Auseinandenctzungen kom· 
men? Das liegt im Be~ich des Möglichen. Es lind aber auch Voraus· 
sctaungen vorhanden, diesen Streit in den liintugrund treten Zu las­
$C n und die Not .... endigkeit einer Übereinstimmung in den gemein· 
llamc.n Ziekn in den Vordergrund zu rucken. 
Streitigkeiten dagtgcn würden nur zum Zerwürfnis und zu Ausein­
andersetzungen unter den demokrat ischen Kräften ruhren, wovon in 
jedem Fall die Reaktion profitiert. 
Wir treten für die VentindigWlg zwischen der Unidad Popular und 
den Chris tdemokn ten, ftir die Wiedervereinigung aUer demoknt i· 
lIChen, zivi len und militärischen Kräfte ein. EI wäre ve rhängnisvoll, 
eine mögl iche Verslindigung nicht anzustreben. 
Wi r Ui ten bereits, daß es in O ik Vorauuctzungen f'ür eine starke 
an tifaschistische Bewegung, ftir ein breites Bündnil aller demokrati· 
schen Kräfte gibt. In dem Maße, wie es zu gemeinsamen Aktionen 
kommt, nähern sich auch die Meinungen die~r Kräfte hinsichtlich 
des institutionellen Syuems und einel Minimalprogramms auf wirt· 
schaftlichem und $Ol'.ialem Gebiet für die Zeit nach dem F:uchismul 
weiter an. Diese Punkte :tu vertiefen, Zu konkretisieren und weiter· 
tuentwickeln wire von größte r Bedeutung. 

Worüber bis heut., noch keine Einigkeit enielt werden konnte, ill die 
Fnge einer Koalitionsregierung. Die Christdemokratische Fübrung 
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lehnt eine lolche Regierung ab. Sie w iU nicht mit du Unidad Popular 
Wld erst recht nicht mit der Kommunist ischen Partei zUSlimmen eine 
Regierung bilden. Das ist eine Hal tung, die unnachgiebig erllCheint 
und auf bestimmte K13$scnintereJ5Cn ~uriickzuführen iu. bzw. auf 
der Annahme beruht, daß in Chile keine Regierung gebilde t werden 
darf, d ie den USA oder de~ höchsten militärischen Führung miß.­
fal lt. 
Es ist eine Haltung, die weder der Kampfkraft der Völker noch der 
verändenen Si tua tion in der Welt von heute Rechnung trägt. Dies· 
bezüglich ist der Fall Nil<aragua ein besonderes beredte r Beweg. Da 
sich die Vereinig ten Staaten wie im Iran für den Gewaltherrscher 
eißi!ieUtCII, sich aber aUe demokratischen K räfte Nikaraguu · gefUhrt 
von der Sandini stischen Front der Nationalen Befreiung - gegen ihn 
und scine DiktalU( erhoben, schafften es die Waffen des Imperial i,· 
mus nicht, sie zu zerschlagen. Innerhalb der DAS (Organbation 
Amerikani~cher Staaten; d. Red.) erlitten die Vereinigten Staaten 
eine nie zuvor erlebte politische Niederlage. Die Hilfe , d ie du nikara· 
guani ll<:he Volk und Kine Regie rung von den meuten Nationen und 
Regierungen La teinamcrikas und dei karibischen Raums erhalten 
hat, ist kenrn:eichnend für die neue Situation. 

Frage d er Koalitionsregierung wC'iter o fre n 

Eine Regierung ohne Beteiligung der Unidad Popul:u oder der Christ · 
demokraten wice nicht reprüentativ genug und nicht so stabil und 
tatkräftig, wie es die Lage in Chile erfo rdert. Indem wir eine Überein· 
kWlft anstreben, die die Bildung einer I tarken Regierung einschlit:ßt, 
bcwei~n wir Konsequen~ in de r Frage der Demokratie und kimpfen 
für das, ...... 5 unserer Meinung nach das Belte für das Volk und unser 
Land is t. Man muß kein Hellseher sein, um nicht nur d ie GröBe der 
künftigen Aufgaben zu erkennen, sondern auch den Umfang und die 
Kraft zu yerspilren, die die Forderungen der Masscn annehmen wer· 
den. Keine Regierung kann erfolgreich die auftretenden Probleme 
Wld Aufgaben in Angriff nehmen, in der das Volk oder große: Teik 
von ihm nicht \'Crtreten ,ind. 
Wir Kommuninen n rcbc:n die politische Macht im Bündnis mit allen 
demokrati5Chen Kd ftcn an, ohne daß wir uns an jeder Regierung 
beteiligen. Außerdem ziehen wir ab realistische Politiker die verschie· 
denen Si tuationen in Betracht und , ind bereit , allel zu unterstüt7.cß, 
wu den InteresllCll de, Volkes dient. Du gegenwärtig wicht igs te Ziel, 
die Zerschl!lglJng des Faschismus in Chile, werden wir nich t aus dc:n 
Augen verlieren. Wir sind zu Abkommen bereit, IClbst wenn sie nur 
diese5 eine Ziel verfolgen. 
Zu~ rttIistiKfl.,n Einschiuung der Situat ion bercittu sein, bedeutet 
jedoch nicht , unscre Obcncugung und unsere polit ischen Auffas­
sungen aufzugeben. Wir werden auch in Zukunft für die: Konst;tu· 
icrung einer demokratischen und repräsenta tiven Regierung eintreten 
und glauben, daS das chilenische Volk darüber letztcn Endes selb" 
entscheiden muß. 
Auch wenn sich das künftig<' KräFtcverhältnis fUr uns ungiilllltig ent· 
wickeln würde und sich beim Sturz der Diktatur eine ande~ als die 
von uns angestrebte Regierung ergäbe, glauben wir, daß die Unidad 
Popular, ih ren inneren Zusammenhalt und ihre Unabhängigkeit be· 
wahrend, in irgcndeiner Form mit die.., r Regierung !.uu.mmena.rbei· 
ten könnte. Vorausse tzung d .. rtir ist abe r, daS sich diese Rezierung 
ftir ein Minima/programm zugunslen der Werktlitigcn festlegt. Gleich· 
ze1!ig müßte d ie Unidad Popular weiter ftir ihr e igenes Programm und 
die Bildung ei ner umfassenderen Regierung kämpfen, an der sie voll 
betei ligt wäre. Heute er$ebeint es uns möglich, einen demokrat ischen 
Kompromiß t u sehlieBen, wenn man die R~ierungsfrage einer spä· 
teren Betrachtung llberläßt. • 
Oie breit:llngelegte Einhcitspoli tik der Kommunisten, genauer gesagt, 
die Übereinkunft :r.wischen der Unidad Popular , den Olristdemokra· 
ten und allen anderen, d ie für den nat ionalen Fort schritt sind, ent· 
spricht nicht nur der taktisehen Lini-:, w ndern auch unserer strategi· 
schen Orientierung. Es ist also kei"e Übergangspolitik und wird auch 
nicht von dem Gedanken ge tragen, ein aus den Umständen hentus 
gt:boTf:nCl ßUndnis zu schaffen, das wir auszunutzen gedenken. 
lVeil wir Kommuni5len immer daftir sind, daß jeder alles ausspricht, 
was er deukt und mein t, erklä ren wir, daß u natürlich uruer Ziel is t, 
eine soziaJistuche Gesellschaft in Chik zu errichten. Wir betrügen 
niemanden und haben auch nicht die Absicht , dies zu tun. Mit großer 
Entschirdenheit bekräftigen wir, daß diese Frage heute noch nicht 
auf der TlIge50rdnung licht. J edoch kann uns niemand das Recht 
absprechen, unsere sozialistischen Ideale zu haben und für sie zu 
kämpfen. 
Wir möchten betonen, daß uns nichts femer liegt, als heute um Ver· 
bündete zu werben, mit denen wir morgen nichts mehr zu tun h.ben 
woDen. Die Entwicklung wird zeigen, daß sich in Zukunft Klbn 
Kreise dem SozialismlU anschließen, d ie l ich heute noch gegen di.e~ 
Geselbehaflsordnung aussprechen. 
(QueUe: Horiu>nt, 8erlin, Nr. 'l2J 1980, s. 25·26; Aunilgc) 



EI Salvador 
Kein schleichender Bürgerkrieg, wie noch im Mai d.J. (vgl. AlB N,. 7-8/1980) heTTscht mehr in EI S/lll,lador. 3000 Tote, für die 
die Politilt. der "Reform und Repression" sdtens der militärisch-christdemolrratischen Junta IIcrl.lntwortlich ist, stehen fiir eitll! 

solche Ausweitung des Konflilt.tes mit den revolutionären Kräften, "daß die von der linken Opposition angekündigte Volks­
erhebung nicht mehr weit sein hUrln" (Die Zeit, 8.8.1980). Im gleichen Sinne äußert sich die Frankfurter Allgemeine Zeitung, 
wenn sie den [';r den 13.- 15.8.1980 ausgerufenen Gener(lutreik als Einleitung des "Endlt.amp[es um die Macht in EI Salvodor" 
bezeichnet, "der noch im September in eine affgemeine Volkserheblmg münden soll" (FAZ, 11.8.1980). Auchfiir die 11011 der' 
Jesuiten geleitete Zentralamerilra,lische Universität (UCA) gibt es - SO;'I einem 250·Seiten·Dokument - über den [ur die linke 
Opposition zu beschreiUnden Weg keinen Zweifel: entweder bewaffneten Aufstand oder Status quo. "In beiden Alternativen 
ist der Tod gegenwiirt ig, aber bei der ersten handelt es sich um einen aktiven Tod mit der /loffnung auf Freiheit, während bei 
der zweiten der Tod unnütz und entmutigend ist. " (Neue Zürcher Zeitung, Fernawgabe, 31.7. 1980) 
Naehdriick/ich hat sich jüngst die neugeschaffene Vereinte Führung der revnlutioniiren Organisationen EI Salvadors (siehe 
nachstehende Griindungserkliirung) zu ersterem Weg bekannt. In den Grenzprovinzen zu Honduras haben die revolutioniiren 
Organisationm ein 200 qkm großes Gebiet befreit und soweit gefestigt, daß die Kommandeure der hondurensischen Armu 
dieses als Bedrohwlg der Sicherheit von Honduras auffassen. Sie wollen alle Anstalten treffen, selbst in EI Salvador zu 
intervenieren, falls die Organisation A merikanischer Staaten (DA 5) nicht für die Aufstellung einer Friedenstruppe Maß1Wh men 
ergreift. Die Ausstellung von A ufenthallsgemehmigul1gen for 7000 Somoza-A nhiinger ist ei,le zusiitzliche Gefahr für die Revo­
lutioniire EI Salvadors. 
Die Orientierung auf eine Volkserhebung in El 5alvador wird auch aus dem nachfolgenden Interview mit joaquin Villalobos, 
Führer des Revolutioniiren Volksheeres (E RP) deuaich, mit dem wir die Vorstellung der Triigerorganisationen der vereinigten 
Linken und ihrer politischen Massenorganisationen, zusammengeschlossen in der Revolutionären Koordination der Massen 
(Programm in AlB, Nr. 6/1980) fortsetzen . 

Manifest der 
Vereinigten Revolutionären Führung 

Die Volksbcfreiungskrärte Farabundo Marti (FPL), die KOI:nmuni­
stische Partei Salvadors (CPS), de r Nationale Widerstand (FARN) 
und die Partei der Salvadorianischen Revolution / Revolutionäres 
Volksheer (PRS- ERP) möchten dem Volk EI Salvadors, d en Völ· 
kern Zentralamerikas und den Völkern der Welt bekanntgeb,cn, daß 
wir einen neuen und höheren Grad de r Einheit umer unseren revolu· 
tionären Organisationen erreicht und arn 22. Mai (1 980; d. Red.) 
eine Vereinte Führung gebildet haben. Diese wird eine einzige poli­
tiKh·militärische Linie entwerfen und durchführen und unseren 
heroischen revolut ionären VolkJumpf zum Siege ruhren, zur Ein­
setzung einer demokratisch·revolutioniren Regien.lllg und zur Vu· 
wirldichung tiefgreifender poli tischer, ,mialer und ökonomischer 
Verlinderungen, die in ihrer programmatischen Plattform dargelegt 
sind, welche nun auf nationaler und internationaler Ebene ve.röffcnt· 
licht wurde. 
Die historiKhe Obereinkunft. die im Dezember 1979 von d.:r FPL, 
der CPS und der FARN get.roHen wurde und die den Weg für die 
Gründung eines poIitilch·militirilChen KoordiMtionsgremium" bahn· 
te, schuf die Bedingufl8Cn für eine genereUe Vereinigung aller unserer 
demokratischen und revolutionären VolkJluiftc. Die Revolutionäre 
KoordiMtion der Massen und die Demokratisch·Revolutionär.: 
Front, welche die große Mehrheit des salvadoranischen Volkes repri· 
sentiert und sich aus ihr tUSammcnsett t, wurde ab Antwort auf den 
Wunsch dei Volkes rw:h Einheit gcgriindct. 

Von der Koordination tur Vereinten Führung 

Dies ist ein mächtiger Strom unermeß.licher, erneuernder K.raft, in 
dem es eine lieh alUlähemde Vielfalt polit ischer, idcologiscber und 
wzialer Richtungen gibt, geleitet von gegenseitigem ResP'!,kt und 
dem Geist wahrhafter Dcmokrat ie und fest vereint im Kampf für das 
oberste gemeinume Ziel: du salvadorianische Volk ein rur allemal 
von dem brutalen, verbreeherillChen Regime zu befreien, das ':5 heute 
unterdruckt, CI JOzialer Ungerech tigkeit und Rlickständigkeit aus· 
setzt, seine nationale Unabhingigkeit vereitel t, das eine Bdddigung 
seiner WUrde ist und ihm sogar das Recht zu leben venveigcn. 
Ocr sehneU anwachsende Kampf und die Einheit, als auch d.ie Ober· 
einkunft vom Dezember 19 79 machten es notwendig und rnöglich, 

diesen neuen Schritt von einfacher Koordination zur Bildung einer 
Vereinten Führung zu tun. ZweifeU", wird diese den Kampfgeist der 
Vollr.Jmusen und ihre Entschlossenheit zu gewinnen auf ein höhel'Cl 
und cnuchicdenel'Cl Nivuu fUhren. So wird <:$ nun eine einzige 
Führung, einen einzigen militärischen Plan und eine einzige nationale 
und inlernationale politische Linie go:bcn. 
Mit revolutionärem Eifer, m it , tandhartem Glauben in die Fähigkeit 
und den Heroismus unseres Volkes und entschlossen, die großen ent· 
scheidenden Kämpfe rur die Befreiung zu wagen, verkünden wir, daß 
d ie Bildung e iner Vereinten Führung den Sieg der Revolu tion garan­
tiert und näher bringt. Du grausame Martyrium, das das salvadoria· 
nische Volk heute so stoisch und heroisch erduldet, wird nicht ver­
gebens sein, da der Sieg nahe ist. ( ... ) 
Die Geschichte hat bewiesen. d~ß sich die Völker Mittelamerikas 
gegenseitig helfen, ihre Streitluifte gcgo:n ihre gemeinsamen Feinde 
verbünden, das Banncr der revolutionären Befreiung von der mit dem 
Imperialismll5 verbündeten Oligarchie erheben und CI enuchlouc:n 
zum Siege führen mll$sen. 
Die völkermörderischen, militärischen Einkreisungen, die in unserem 
Land während der letzten Wochen stattfanden, sind seitens unserer 
Organisation auf heftigen Widerstand gestoßen. Unso:n: erfahrene 
Miliz;, Guerilla und die regulären Einheiten haben den Feind immer 
IIChwerer getroffen und werden dies weiterhin tun. 
Bcg\lnsligt durch den BelaguungUustomd und die KonlroUe über d ie 
Massenmedien vetsucht die mil itirisch-christdemomtische J unta die 
den kriminellen Sieherheiukorps und den von den Yanl .. 'es auS@:eb il­
deten sog. AntigueriUacinheiten versetzten Schläge tU vertuschen. Sie 
babsichtigen damit, die von ihren kriminellen Horden begangenen 
Massensehl lichtcreien als von den revolut ionären Kräften erli t tene 
Niederlage darzulteUen, 10 unscr Volk zu demoralisieren und d ie 
öffentliche Meinung in der Welt ilTczuftihren. Aber sie werden el 
immer schwieriger haben, die Wahrheit zu verheimlichen. Wir werden 
über ihre militärischen Offensiven und ihre Lügenpropaganda siegen; 
wir werden eine Generaloffensive beginnen und der Sieg win:i uns 
gehören. Die Armee wird von den Yankee·l mperialisten und ihren 
Marionetten im Generalstab mehr und mehr zum Völkermord getrie· 
ben., aber wir wissen, daß innerhalb der militärischen Ränge auch 
patriotische, ehrenwerte und progrCllive Elemente und Sektoren 
cxinieren. die den Völkermord verabscheuen. sich dem Yankee· 
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Interventionilmul widersetzen und danach lueben, sich dem Volk 
:uuusc::h1ießen und tu .einer Befre iung beizutragen. ( ... ) 

Die krim inellen, demagogischen Formeln für die ~ta5KJl tölungen und 
Refo rmen, die von den Yankees diktie rt und von der dlri~tdemokra· 
liJChen Mili tirjunta besonders brulal angewandt wurden, sind ein 
vollkommenes FiiUko gewe.en. Sie haben weder unse!" Volk ge. 
lauscht und ~w.icht noch die internationale öffentl iche Meinung 
irregcruhrt. Die OUlstdemokrati,che Partei wurde auf eine licher· 
liche HiUldvoll rCll k tionifer FiilrCl" reduzien . Dic christdemokrati· 
lOChen Volk.sek toren und alle ehrenhaften und progressiven FUh· 
rungsmitglieder brachen mit der von Duarte angefühnen verTäteri· 
schen und verbre-cheriKhen Poli tik und schlou en sid! de[ Demokra· 
tiKh·Revolutionären Front iUl. Die sog. Chrhtdemokratische Partei 
is l unfihig du Regime zu niltzen; aie kann weder alle Posten im 
Kabinett noch in den Blil'ge rmeisterim tem und Stadtri ten der mei· 
sten Stadtbttirlte des undes besetzen, und d ie kleine von ihre r 
Führung verl:wene Gruppe IÖllt sich weiter auf. 

Du Ende der Junta.Reformen 

Das Kabinett setzt lich aus Elementen re;o.kt ionii rer Verblinde priva· 
te r Unternehmer zU5llmmen. Die Nationalgarde entscheid et letztlich 
wer die Benennung zum Bürge rmeister oder Stad trat und d ie sog. 
Na tionale Demokratische Organisation (ORDEN) fähn forl, die 
Ränge der uaa tlichen Verwaltung ußd dei poli tischen Appara tes auf· 
zublähen. 
Du Ende der Reformen wurde offIZiell angekündigt ; das Land, das 
von der Regierung übemommen wurde, um die angeblidle Agrarre· 
form durchzuführen, wurde den Großgrundbesitzern in verschie· 
denen Landesteilen zurilekgcgcben; CI ... ird ve rsucht , das völlige 
Schei tern der reformistischen Falle und die Abmachungen mit den 
relIk tioniren p:rinten Untcmchmervcrbinden, die die Massentötun· 
gen vor vielen Jahren m it künftigen Wahlverlprec:hungcn 'unterstützt 
haben, gchclmzuhahen. Unglaublich, aber wahr in einem Land, du 
eine Fülle von Wahlfarcen erlebt hat. Die unverschämte Freilassung 
der von Major D'Aubuiuon lIngeführten faschistischen I~tschinen 
hat dazu gedient , die Hegemonie der reaktionirsten SeklOren und 
Meuchelmörder in den Streitkräften, d ie auf Befehl de r Yankees h an· 
delten, in Person der langjährigen CIA·Agenten Oberst Abdul Gutier· 
rez, J ose GuiUermo Garcia und Nicolas Carrcnza, zu sthken. 
Die Fortdauer der Regierung unter Duane und den iUlderen Elemen· 
ten der chrindtmoknniKhen G ruppe steUt mchr denn je einen Ver· 
such dar, ein "Deckmintelchen" zu bewahren, das nöt ig ist, um 
sichere und bedingungslo$C Unterstü tzung iiCi tens der yan],;ecimperia· 

liu iKhen Pline f!ir die Regierung zu gewinnen, um die ßcfreiullfl da 
Ialvadorianischen Volkes zu vereile ln. 
Ab wir um.er Treffen abhiel ten, um über d ie Bildung einer Vereinten 
f'llh rung ~bZUllimmen, fand in Wuhinglon hinter verschlonenen 
Tilren ein Trenen zwischen Brzezinski und mehreren Generilen dei 
Pentagon auf der einen Seite und Elementen dCT lateinamerikani· 
schen chriltdcmokratischen Fiilrung ußd RcgierungsofflZieUen auf 
der anderen Seite mit dem Zid ~ta lt . eine verräterische Abmachung 
zu treffen, d ie eine mililirisc::he Intervention in EI Salvador begün· 
stigt. 
Wir haben unsere Posi tion hinsichtlich einer eventuellen militärischen 
IntCTYlention durch die Vereinigtcn Staaten, alteine oder in Verbin· 
dung mit anderen, Ichon dargelegt: wir werden durchhalten und 10 

lange wie nö tig Umpfen. um die Eißdringlingc zuriiclzwehlagen und 
ihre cinheirni.Jchen Handlanger und Knechte zu besiegen. Keine In· 
tervention wird die Revolut ion EI Salvadors aufhalten. ( ... ) 
Der I tarke Kampfgeist unse res kämpfenden Volkes und seine 
absolute Entschlossenheit frei zu werden, das Blut unserer hero· 
ischen Märtyre r, das täglich ohne Zaudern und Schwäche fl oß. sein 
ticfverwurzelter Wunsch nach einer ~re inl en Avantgarde ist die 
Hauptkraft , d ie uns zwingt, unse re Differenzen zu überwinden und 
uns fester und tiefer zu ve reinen. Nur so können wir uns dem 
kämpfenden Volk als würdig erweisen. 
Die Gru ndung einer Vereinten Führung wird sicher eins timmige BiIli· 
gung und große Begeisterung im Volk erhalten. Sie w ird bald die 
enormen ETlCrgien des salvadori;lTIischen Volkes an sich ziehen, alle 
mondischen. politiilChen. organisatorischen ußd militi rischen Fillig· 
keiten unserer revolulioniren Organilationen. 
Wir lind uni sicher, daß sich das salvadorianische Volk noch mehr 
der Volkscrllcbung und den tatslichl ich statt findenden zunehmenden 
Revolutionskimpfen anschließen wird und die entilCheidenden 
Kimpre und Siege unterstüt«n wird. die nicht lange auf sich warten 
Ias$Cn werden. 
Vereint im Kampf bis zum eßdgiiltigen Sieg. 
Filr die Volubcfrciungsmfte Farabundo Muti (FPL). 
Revolution oder Tod l Du bewaffnete Volk wird siegen! 
Pur die KommunistiKhe Panei Salvadorl (CPSj 
Arbei ter der Welt, ~reinigt Euch ! 
Fiir den Nationalen Widerstand (FARN) 
Bewaffneter Kampf heute, Sozialismus morgen! 
filr die Putei der Salvadorianischen Revolution und ihren bewaffne· 
ten Arm. das Revolutionire Volkshccr (PRS·E RP) 
Kampfbi l zum Sieg oderTodl 
Mai 1980 
(Quelle: Gr1Inma. Weekly, lIavanna, 29.6. 1980, S. 11) 

Interview mit Joaquin Villalobos 
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Die Aufstandslinie der ERP (1. Teil) 

FRAGE: Wer sind die PRS und die E RP? 

J. VIL LA LO BOS: "Was die Parte i betrifft , könne n wir mit 
e iner Definition an tworten : S ie is t d ie Abteilung d e r po liti· 

sch en Kader , d ie uns beHihigt, d ie Aufgab e der Führung 
eines Ma55enbmpfes in Angriff zu n ehmen , um die Forde· 

rungen der Mauen :.tU erfUllen , gena uso wie im poli tisch­

mil itärischen Kampf. In nerh alb d er Organisation hilft sie 

uns die Fonnen und Met hoden fesuulegen , d ie die polit i­
sche n , taktischen und strategischen Fähigke iten der Kader , 
die vom demokrat ische n Zentralilmus geleitet werden, 
fördern. 

Für d ie ERP könne n w ir sagen, daß sie d er Keim war, der 

die Part e i sch uf, welche heute der Keim d e r Vol ksarmee ist. 
Doch d ie Hauptsache ist. d aß wir b eide, die Partei und d ie 

A rmee als T eil d er fo rtschrittl ich s ten politisch en Abt eilung 

und d as hei ß t a ls Teil der Vo rhut d er salvadoria nischen Re. 
volution ansehen . 

FRAGE: Wa ru m w urde s ie gegründet ? 

J. \0 l LLA LOBOS: Um dies zu beantwo rten , sollten wi r ku rz 

etwas ilber d ie Geschich te der PR S und d e r ERP sagen , üb er 



zwei unterschiedliche Kampfmittel. aber mit vielen Gemein­
samkeiten. 
Die ERP entstand 197 1 ab Teil zunehmender revolutionärer 
Aktivi tät und Unruhe, die sich in den politischen Organisa­
tionen, die es damals im Lande gab, manifestierte. ( ... ) Im 
wesentlichen entstand die ERP als AntwOrt auf die No twen· 
digkeit, einen bewaffneten Apparat zu schaffen und zu orga· 
nisieren, der es erm öglichen würde, neue Kampffo rmen im 
salvadorianischen Revolutionsprozeß durchzusetzen. ( ... ) 
Die Organisation war chao tisch, aus verschiedenen Gruppen 
mit verschiedenen 5trategievorstellungen :tusammengesetzt , 
doch teilten alle den Wunsch, einen bew affneten Kampf in 
EI 5alvador voranzubringen. 
Daraufhin begann alles auf einen Prozeß hinzufUhren , in 
dem die Guerillakader nachdachten , reiften, ihre Erfahrun­
gen verarbeiteten und anfingen eine politische Einsicht zu 
eTlangen, indem sie Verbindung m it den Massen und eine 
Struktur forderten, die eine angemessene politische Arbeit 
erlaubt. 50 fUhrte uns die größere Anwendung der Erfah· 
rung dazu, eine Partei:tu gründen . Mitten in diesem gefahr­
lichen Prozeß, belutet mit Schwierigkeiten, internen Spal. 
tungen, Zerspli tterungen nahm eine Partei mit ernsten Dis· 
kussionen Gestalt an . Du war 1975. Der Prozeß erreichte 
mit dem ersten Kongreß 1977 seinen Uöhepunkt. Es wur· 
den richtige strategische Änderungen vorgenommen, darun· 
ter die Ausrottrung des Militarismus aus der Organisation. 
Was die Armee betriert, ist sie nun der po litischen Führung 
untenteIlt und ihre Struktur wurde modiri:tiert. Wir ver­
wirklichten, obwohl der Ei nfluß des Vertikalismus noch vor­
handen war, daß der Prozeß der salvadorianischen Revolu­
tion und ihre Führung grundlegend politisch wurde. Folglich 
war die Hauptaufgabe . die Mechanismen dafür zu schaffen , 
richtungsweisend bei politischen und mili tärischen Proble­
men sein zu können. Weil es historische Notwendigkeiten 
gibt, gibt es die Partei und die Armee. ( ... ) 

Die Strategie des revolu tionären Volkskrieges 

FRAGE: Wie lautet die Strategie der PRS-E RP? 
J. VILLALOBOS: Unsere Strategie ist die des revolutio­
nären Volkskrieges. Der Imperialismus ist im Bunde mit der 
natio nalen Oligarchie und den reaktionärsten Teilen des 
Heera der $trategische Hauptfeind. In diesem Rahmen .se. 
hen wir den Gründungsprozeß der ERP als einen Teil des 
Aufbaus und der Formierung der stra tegisch revolutionären 
Kräfte an, welcher die Niederlage des Feindes des salvadoria­
nischen Volkes ermöglichen wird. (._.) 
Doch, obwohl die PRS-E RP als ihre Strategie den revolutio· 
nären Volkskrieg hat, dürfen wir nicht ald den Augen ver· 
lieren, daß wir während einer tiefen ökono mischen und po li­
tischen Krise in Zentralamerika auf dem salvadorianischen 
Schauplatz auftauchten. Das bedeutet, daß die remlutio­
nären Kräfte. welche während dieser Periode emporkamen. 
grundhistorische Verpflich tungen im Rahmen einer wirk· 
lichen Politik der Stärke übemehmen müssen; dies ange­
sichts der Schwächung des Imperialismus, der Oligarchie 
und der Lakaienregierungen in dieser Region. 
Hinsichtlich des Stadiums, das den revolutionären Volks· 
krieg awlöste, nennt die ERP als ihre Haupuhese die Durch­
fUhrung der Strategie des Aufstandes, welche zum enten 
Mal 1975 in den Vordergrund rückte, viell eicht ohne alle 
notwendigen theoretischen und politischen überlegungen, 
aber im wesentl ichen waren sie richtig. ( ... ) 
FRAGE: Was sind die sofort igen, was die m iu elfristigen 
Ziele deT PRS-ERP? 
J . VI LLALOBOS : Wu andere revolutionäre Bewegungen als 
langfristige Ziele ansehen dürften, wird in der salvadoria· 
nischen Revolution zu kurz- oder m ittelfrinigen Zielen. Ge· 

genüber früher sehen wir die Lösung der Probleme, die mit 
der Vereinigung aller Linkskräfte verbunden sind , als 
äußerst wichtig an. ( ... ) Falls sich zu dieser Zeit nicht nur fu.. 
die salvadorianische Revolution, sondern ftir die Revolution 
Zentralamerikas eine Aussicht auf Macht eröffnet, und fa lh 
außerdem diese Aussicht flir d ie gam.en aßtiimpcrialinischen 
Kräfte in Lateinamerika besteht, würde in der konkreten 
Wirklichkeit der salvadorianischen Revolut ion das Nichtzu­
standekommen einer linken Einheit, welche einen neuen 
Sieg für die lateinamerikanische Revolution bedeuten würde, 
unserer Meinung nach auf einen Betrug an den IntereMen für 
diese Revolution hinauslaufen. 
Hinsichtlich der mittelfristigen Ziele glauben wir, daß sie fu.­
al le Kräfte, welche dk salvadorianische Vorhut ausmachen, 
die gleichen sind : die Macht übernahme und Errichtung einer 
demokratischen Volksregierung, die zum Sozialism us fUhrt, 
oder eine Regierung, die von allen revolutionären Kräften in 
Allianz mit den fo rtschritt lichsten demokratischen Teilen 
bestimmt würde. ( ... ) 

Besetzungen - Teil eines Massenkampfes 

FRAGE: Was sind die Zide der Beset:tungen von Städten, 
Dörfern, Weilern, Grundstücken und Fabriken? 
J. VILLALOBOS: Obwohl jede politisch-militärische Orga­
nisat ion besetzte Orte als Ausdruck ihrer takt ischen Ziele 
betrachtet, gi lt es, die Bedeutung solcher Besetzungen Hir 
den revolutionären Prozeß EI Salvadors zu analysieren. Die 
Besetzungen sind Teil einer Offensive der Muscn, eine Poli· 
t ik, die nich t mehr länger die Spielregeln akzeptiert, d ie von 
der Oligarchie und den Militän-cgimes fes tgesetzt werden , 
noch die Vorschriften des Imperialismus, sowie die der ge· 
genwärtigen Regierungsjunta. 
Die Besetzungen sind Teil eines Massenkampfes für Lohner­
höhungen, flir weitere Vergütungen oder politische Ziele, so 
die Anklage wenn Personen "verschw inden", von Tötungen, 
von Folterungen und die Forderung nach Freilassung politi­
scher Gefangener. In ihrem fortgeschrittensten Stadium 
schaffen militärische Besetzungen die Bedingungen ftir einen 
wachsenden Kampfprozeß. ( ... ) 
FRAGE: Doch die Gewalt hat zugenommen. ~ ine große 
Anuhl von Personen wurden bei einer friedlichen Besetzung 
von Land, das den 14 Familien (großgrundbesitzende Ober­
schicht; d. Red .) gehört, getötet. Warum besteht die PRS­
ERP darauf solche Methoden anzuwenden? 
J. VILLALOBQS: Die taktischen Ziele einer Besetzung 
könnten als Gewinn konkreter Punkte bezeichnet werden. 
Aber der wichtigste Grund ist, daß sie eine politische Situa­
t io n darstellen , ein Grad der Spannung, der sich Tag fu.- Tag 
vergrößert. Der endgültige Sieg wird mit Methoden, Fonnen 
und Mitteln gesucht , die in die Offensive führen. Falls die 
Besetl-ungen beendet würden, könnte dies bedeuten, daß die 
MU$en :turück in die Defensive fal len. ( ... ) 
Das bedeutet nicht, daß wir eine Abwartepolitik verfolgen 
und Schlag um Schlag antworten sollten . Bessere Takt iken 
mWisen übernommen werden, um repressiven Maßnahmen 
von Seiten des Regimes vorzubeugen. 
FRAGE: Wu bedeutet für die PRS-ERP die Kühnheit? 
J. VILLALOBOS: Zweifelsohne ist Kühnheit ab eine politi. 
sche These zu verliehen, um f:ihig l-U sein in jedem revolu­
tionären Prozeß hand1ungsf:ihig zu sein. Hätte es keine 
schnellen Entscheidungen gegeben , hätten wir zur gegebe­
nen Zeit nicht handeln können . weil der militärische Nach­
leil überwog. Hätten wir nicht den großen politischen . ideo­
logischen und moralischen Vorteil, der in den Massen vor· 
handen war, genutzt , hätten wir sicher keinen Erfolg im 
Anwachsen gehabt und wären in Wankelmut verfallen. 

(Quelle: Granma, Havanna, 18.5.1980) 
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Guatemala . 
Der Erfolg der nikaraguanischcn Revolution und die sich zuspitzende Situation ill EI Salvador haben den Einigungspro:cß der 
revolutiQtW.ren und demok ratischen Krafte Guatemalas uo rangetrieben. Im Mai d. }. gaben die vier bedeutendsten Guerilla­
organisationen des Landes, die Guerilla-Armee der A rmen (EGP), die Organisation des Volk es un ter lVaffen (ORPA). die 
StreitkriJ/te der Rebellen (FAR) und die Guatemaltelcische Partei der Arbeit (PGT) die nachstehende Absichtserklärurig lttf 
Griindung einer demokratischtm Einheits/ront ab. Gleichzeitig kündigte die De mokratische Fron' gegen die UnterdrüclflHlg 
(FDeR), in der sich alle fortschrittlichen gewerkschaftlichen und politischen Gruppen IH!reinigt haben, ap!. daß sie sich in einem 
UmwandlungsproujJ von ihrem bisher defensiven Charakter zu einern neuen Bündnis, der ReuolutiQuären Patriotischen Front , 
befindet, einer "wirksameu Waffe .t ur Beseitigung der Dik tatur". Dieses Bündllis wird ebenfalls uo /! der guatemaltekischeIl 
Baue",- ulld Gewerkschaftsbewegung ullterstÜtzt. 
Die Einigungsbestrebungen und zunehm end erfo lgreichen Guerilla-Operationell uera nlaßten das I.u cas-Regime verstärkt zu 
repressiven Mitteln zu greifen. In den letzten lVochen wurde uon massiuen AngriffeIl der Luftwaffe und der Infanterie aufuol! 
Guen'lleros bellOrzugte Gebiete gesprochen. Ullter den Opfe", der Mordkommandos wie der Antikommullistischen Geheim­
armee (ESA ) {inden sich in jüngster Zeit vermehrt Angehörige der Universitäten, einem weitere/! A llgriffsziel der junta. Mit 
dem Kampf der Demokrat ischen Front gegel! dU.' Unterdrückung für eine demokratisch-reuolutiouiire Volksregierung erklärten 
sich am 21. Mai d.J. in San j mie, Kostarika, die Internationale Konferenz der so~ ;aldemokrat;schell ParteieIl Europas und 
Lateinam erikas solidarisch. Sie uerur!cilte das reaktionäre Lu cas. Regime und begriißte ;n ihrem Schlußdokumellt die Eilligungs­
bestrebungen der oppositionellen Krlifte Guatemalas. 

Gemeinsame Erklärung 
der guatemaltekischen Guerilla 

-, 

, 

Zehntausende von Guatemalte ken sind von dem mehr als 
ein halbes Jahrhundert dauernden Kampf gegen die Dikta­
turen gefallen, die im Dienst der reaktionärsten und repres­
sivsten herrschenden Schichten stehen, rückständig, be­
waffnet und manipuliert vom US-Imperialism us. 
Aber all das vergossene Blut, alle Anstrengungen und all das 
Leiden unseres Volkes waren ni cht vergebens. Der guatemal­
te kische revolutionäre Prol.eß schrei te t energisch voran und 
wir können mit der Gewißheit , die täglichen und unaufhör­
lichen Kämpfen entspringt, sagen , daß Jahrhunderte der 
Ausbeutung, der Repressio n, der Umerdrückung unseres 
Volkes ein Ende finden, daß der Sieg in dem heldenhaften 
Kampf unseres Volkes nun näher in als je zuvor. 

Eine brei te Volksfront ist im Werden 

Ein entscheidender Punkt in unserem Glauben an einen re­
vol utionären Sieg ist der Einigungsprozeß, der sich zwischen 
den vier pol itisch.m ilit ärischen und Guerilla-Organisationen 
abzeichnet. Auf dem Weg zur Vereinigung müssen noch viele 
Probleme gelöst werden, aber wir haben vor unserem Volk 
und den Völkern der Welt unseren festen Willen bekundet, 
auf die Bildung einer vereinigten Avantgarde hinzuaru ei ten, 
die unser Volk zum endgültigen Sieg führ en wird. Der Eini· 
gungsprozeß schreitet \'orwärts, er beruht auf der revolu­
tionären Strategie des Volks kampfes, in der der Kampf aller 
Volksgruppen und demokratischen Kräfte sich vereint mit 
den wehrhaflen ScJbstvertcidigung5la ktiken und der ent­
scheidenden Rolle der Guerill akriegsftihrung. 

Qucnlk..,.dt, O ItPA l><i "", Ikoel ....... ..." Dorfa 

Der Kampf unseres Volkes schreitet siegreich auf a llen 
Ebenen voran. Der Kampf der Arbeiter, der Bauern, der 
demokratischen und Volksbewegung rtir winschartliche, 
soziale und politische Forderungen hat trOtz des Völker­
mords der Regierung Lucas Garcia nicht aufgehört. 
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Im Gegenteil, der Kampf des Volkes und der demokra­
tischen Kräfte findet jeden Tag neue Wurzeln, nich t nur 
aufgrund des Organisationsniveaus und der Kampfbereit­
schaft unseres Volkes, wndern auch wegen der Solidarität 
und Brüderlichkeit, die der Hitze des Kampfes entspringt 
und die das Anwachsen einer breiten demokratischen Volks­
front bewirkt. 
Diese Front wird fahig sein, alle Kräfte l.U koordinieren, um 
die kriminelle Regierung Lucas zu besiegen und eine revolu­
tionäre demokratische Regierung des Volkes zu bilde,n. Die 
Wehrhaftigkeit der Massen der arbeitenden Bevölkerung 
wächst, und durch Taktiken organisierter Selbstverteidigung 
wird es möglich, die repressiven Kräfte der Regierung zu­
riickl.uschlagen, gefangengenommene Genossen zu befreien, 
repressive Aktivitäten am Arbeiuplatl. und in der Nachbar· 
schaft abzublocken und die verschiedenen Aktivitäten der 
Massen zu schütl.en. 
Auf der militärischen Ebene hat der Kampf unseres Volkes 
in den letzten J ahren sprunghafte Fortschrit te gemacbt. Alle 
Anst rengungen und al le Menschenleben, die dieser heroische 
Kampf gekostet hat, haben letz tlich in der Entwicklung der 
Guerill akriegsftihrung fast überall im Land Friichte getragen . 
In San Mareos, Peten, Huehuetenango, So lola. Escu intla, 
Quezah enango, EI Quiche, Suchitepequcz, Alta Verapaz, 
Chimahenango (alles Provinzen; d. Re<!.), in der Stadt Gua­
temala und an vielen anderen Orten sind die G uerilla­
Aktionen des guatemaltekischen Volkes nicht aufzuhalten. 
Die Beseu.ung von Städten und Plantagen und andere be­
waffnete Propagandaaktionen, Sabotage, massive Verteilung 
revolutionärer Propaganda, Aktionen zur Schwächung der 
Armee und anderer repressiver Kräfte, Hinterhalte, d ie Be­
schaffung aller Arten von Waffen und der direkte Kampf 
gegen die Armee sind zu al ltäglichen Ak tivitäten geworden, 
mit denen die Guerilla dem Feind ernsthafte Schläge ver­
setzt hat. All diese politisch-militärischen Aktionen w urden 
in den [etzt cn Monaten verstärkt und kosteten die reaktio­
näre Armee l.ahl reiche Verluste, während es der Armee 
nicht gelungen ist. den bewaffneten Kräften des Volkes 

ernsthaften Schaden zuzufUgen. 
Durch den Kampf unserer Brüdervölker in Minelamerika 
wurde der Kampf unseres Volkes im eigenen Land verstärkt 
und gestÜtlot. Der Sieg der sandinistischen Re\'olution ist ein 
Beispiel für das, was ein Volk erreichen kann , wenn es sich 
entschließt, mit den Waffen in der Hand flir seine endgültige 
Befreiung zu kämpfen . Der jetzt stattfindende beispielhafte 
Kamp f des heroischen Volkes von EI Salvador veraniaßt uns, 
unsere Anst rengungen l.U verdoppeln und in unserem eige­
nen revolut ionären Prozeß for tzuschreiten. 

Auch die internationale Solidaritä t von Seiten der demokra­
tischen Völker und Regierungen der Welt l.uguruten des 
Kampfes des guatemaltekischen Volkes ist eine entschei· 
dende Hilfe zum Sieg. Mit unJ-Cren täglichen Anstrengungen 
und der Klarheit unseres Handelns antworten wir auf diese 
Solidarität. All unsere Brüder und Schwestern in der ganzen 
Welt können sich darau f verlassen. daß unser Volk sie nicht 
enttäuschen wird, daß wir unseren Kampf b is zum endgül ti­
gen Sieg zu führen wissen werden. 
Alle die obengenannten Fa ktoren zusammengeno mmen -
der Guerillakrieg, die Kämpfe der Arbeiter, Bauern , demo­
kratischen Kräfte und des Volkes und die internationale So· 
lidarität - haben das völkermordende Regime Lucas in eine 
Sackgasse gerUhrt. Alle revo lutionären, demokratischen und 
Volkskräfte müssen eine gemeinsame Taktik entwick.eln, die 
uns die herannahende Enucheidungsschlacht gewinnen läßt. 
In dieser Vereinigung der demokratischen , revolutionären 
und Volkskräfte, der größten in unserer Geschichte, liegt in 
großem Maß der Schlüssel zum Sieg. Die po lit isch-militäri. 
schen und Guerilla-Organisationen Guatem alas sind bereit, 
unserer historischen Rolle zu folge n, sind fest entschlossen, 
bis zum Sieg zu kämpfen. 
Vorwärt.s bis zum Sieg! 
Sieg oder Tod! 
Wir leben, um zu kämpfen _ Wir kämpfen, um zu siegen ! 
Für Guatemala, die Revolution und den Sol.ialismw! 
(Quelle: Intercontinenta l Press 24/23.6. 1980, nach ila· info, 
Nr. 37, J uli /August 1980. S. 10) 
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Grenada 

Gespräch mit Maurice Bishop 

Die Volksmassen revolutionieren! 
Seil im März 1979 die notioMle Befreiungsbewegung Neue 
Bewegung für gemeinsame Btmiihungen um Wohlfahrt. Er­
ziehung und Befreiung (New Jewel MOl/tme"t) unter Fiih­
rung des jetzigen Ministerpräsidenten M. Bishop auf Grena­
da die reaktionäre Diktatur des E. Gairy (1967.79) stürzte, 
machte der kaM"bische Inselstaal wiederholt auf sich auf­
merksam: So etwa im Juli 1979, als die Regierungen Grena­
das, Dominikas und St. Lucills mit der Deklaration von SI. 
Gearge'! (Wortlaut in: A lB, Nr. /1-12/1979, S. 23f/.) ein 
umfangreichu ProKTamm d(!T' Zusammenarbeit auf der 
Gnlrn!fage der gemeinsamen antiimpen'olistischen Orientie­
rung verabschitdeten und im September 1979 mit dem Auf 
tritt all./ der VI. Gipfellt.on/ereru der Nichtpo.ktgl!lwndl!nl!n 
in Ha uanna. jüngst brachte M. Bishop auf dl!m Höhl!punkt 
der US- Drohpolitik in der Karibik und der inUrnationall!n 
antikubanirchl!n Kampo.gnl! auf dl!r Kundgl!bung zum J. Mai 
d.j. in Havanna dil! Solid4ritöt Grl!nadas mit dun kubani­
schl!n Volk zum Ausdnuk (sil!hl! auch AlB, Nr. 5 und 
6/1980). 
Auch innl!npolitisch /tann dil! rl!volutionärl! Rl!gil!ru.ng in­
zwischl!n einigl! Erfolgl! aufwl!isl!n: Bl!ispil!fswl!isl! wurdl!n 
innerhalb I!inl!s j ahrl!s ungl!fähr 1.200 nl!ul! Arbeitspfätzl! 
geschaffen, haben staatliche Preis- und Importkontro{fl!n bl!i 
Grundnahrungsmitteln zu erhl!blichl!n Vl!rbl!SSI!Tungl!n in 
dl!r Ernöhrungssituation gl!Jiihrt. Aflm Kindl!rn u,ntl!r fünf 
jahren wird 1cosUnlos Milch z ur VerJiigung gesteift. Durch 
gezil!fle Fischerei- und Straßenbauprogramme, die Reakti· 
liierung du Tourismus und dil! Unterbindung UO!1 Korrup· 
t ion 1connU dil! Wirts chaftslage zum Teil beachtlich aufge­
bessert Wl!rdl!n. 
Im jolgNldl!n do/tuml!nlil!rNl wir ein Interview dl!s· New 
Yor1c l!r "Guardian" mit MauriCI! Bishop, in dl!m dieser zum 
Charakter der Befreiungsbewegung und der Revolution so· 
wil! zu Q/ttul!lll!n Probll!ml!n Stellung nimmt. 
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FRAGE: Wie beuichnen Sie den Charakter der New jewel 
Movement? 
M. BISHOP: Das Ziel der New.Jcwel-Bewegung war und ist 
die Mobilisierung der Volk"masscn. Wir haben daran gearbei. 
te t , daß Bewußtsein zu revo lutieren. 
Unser Ziel ist immer die Erringung der Macht gewesen, un­
ter dem Leitspruch: Wenn möglich, friedliche Mittel - wenn 
nötig, auch Mittel der bewaffneten Revolut io n. Unser Pro­
gramm ist dem Wesen nach national und demokratisch. 
FRAGE: Hat marxistisches Denken Einfluß auf die Bewe· 
gung gehabt? 
M. BISHOP: Wir haben uns von Anfang an als Sozialisten 
bezeichnet. Wie man diese Be1:eichnung interpretieren will, 
bleibt jedem selbst überlassen. Wir glauben, daß man unsere 
Leistungen gut verfolgen kann. Es ist nicht schwierig zu 
sehen, wessen lntereuen wir wahrnehmen. 

New Jewel - Bewegung von Sozialisten 

FRAGE: Weuen Interessen sind das? 
M. BISHOP: Die der Arbeiter, Bauern, der Jugend und der 
Arbeitslosen. 
FRAGE: Welchen Hauptinhalt haI die wirtschaftliche Stra­
tegie Ihrer Regierung? 
M. BlSHOP: Wir sind im Augenblick im Prozeß des natio­
nalen Wiederaufbaus. Wir haben eine völlig heruntergekom­
mene Wirtschaft geerbt, ohne eine produktive Kapazität. 
Praktisch wurde alles importiert. Bei einer Zahl von 34.000 
Arbeitskräften hatten wir eine Arbeitslosigkei t von etwa . 
50%. 
Wir haben vor, die Wirtschaft in drei Sektoren zu ent­
wickeln. Erstens den Staatssekto r, der in allen Bereichen im 
Wettbewerb mit dem privaten Sektor arbeiten wird. Zwei­
tens wollen wir den genossenschaftlichen Sektor entwickeln . 
Und wir glauben, daß es drittens eine Rolle für den privaten 
Sektor gibt. 
FRAGE: Soweit ich unterrichtet bin, wird der Tourismus 
weiter eine Stütze der Wirtschaft sein. Fürchten Sie nicht, 
daß es die Konuolle der Wirtschaft kosten könnte, wenn Sie 
in gemeinsame Unternehmen mit den großen internatio­
nalen Hotelketten eintreten? 
M. BI SHOP: Du ist unter gewissen Umständen möglich. Es 
gibt in anderen Ländern Anzeichen daflir, daß es nicht rat· 
sam ist, bestimmte Arten von gemeinsamen Unternehmen 
zu betteiben. Doch milli muß gleichzeitig beweglich sein, 
wenn es gilt, die Wirtschaft zu entwickeln. 
Unser Grundsatz ist: Festigkeit in der Politik - Beweglich­
keit in der Wiruchaft. 
FRAGE: Und welche sind Ihre politischen Ziele? Wie stei· 
Ien sie sich die Verbindung zur Bevölkerung vor? Durch 
direkte politische Betei ligung oder durch indirekte Beteili· 
gung in Gestalt von Wahlen? 
M. BISHOP: Wir glauben nicht, daß eine sich a lle fünf Jahre 
wiederholende formale Wahl ein wirklich demokratisches 
System garantiert. Wir ziehen es vor, die Demokratie von 



unten her aufzubauen, statt sie von oben zu verordnen. In 
einem Land wie dem unseren halten w ir es rUf wichtig, Ein· 

rich tungen zu entwickeln, die eine Bedeutung ftir die Men· 
schen in ihren Gemeinwesen haben. 

FRAGE : Was halten Sie von der aktuellen politischen Situa· 
tion in der Karibik und von der Rolle, die Grenada dabei 
spielt? 

M. BISHQP: Meine Meinu ng ist, daß d ie Karibik in den 

letzten 12 Mon aten dramatische Veränderungen erfahren 
hat. Zuerst natürlich die Revolut ion in Grenada, die für die 
englischsprachige Karibik von grundlegender Wichtigkeit ist, 
aber auch, wie ich glaube, für Laleinamerika. 
Auf diese Revolution folgte sehr schnell ein Volksaufstand 
in Oominika, der eine Regierung stürzte, die das Volk unter­
drückte. Und später brachte sie, über Wahlen, foruchritt ­
Ilche Kräfte in St. Luda an die Macht. 
Andererseits gibt es reale Gefahren. Die Bedrohung dllfch 
den Imperialismus hat sich in der Karibik sichtlich vers t är kt. 

FRAGE: Wie schätzen Sie d ie Rolle Kub as für Ih r Land, für 
die Karibik und allgemein rUf Lateinamerika ein? 
M. BISHOP: Wir sind davon überuugt, daß Kuba das Bei· 
spiel ftir die Völker der Karibik und ftir Lateinamerika gege· 

ben hat, jedenfalls soweit es die letzten 50 Jahre betrifft. 
Wir glauben, daß das kubanisc he Beispiel bei der Beseitigung 
des Analphabetismus, der Prostitution un d der Drogensuc ht 
ric htung1weisend ist. Was Kuba in Bezug auf die Arbeits­
losigkeit, im Gesundheitswesen und auf manchen anderen 
Gebieten geleistet hal, ist ein w ichtiges Beispiel fUt die 
Völker des gesamten Gebietes der Karibik und Lateinameri­
ka._ 
FRAGE: Au ch die kubanisch e Revolution b egann als eine 
nal ionale und Volksrevolution, und erst nach zwei J ahren 

wurde sie zu einer mancistisch-leninistischen Revolution er­
klän . Glauben Sie, daß das a uch hier geschehen wird? 
M. Bisn op: Das gleiche könnte auch hier geschehen. Es ist 
schwierig, jetzt zu sagen, was einmal werden wird. Wir hal­
ten es für wichtig, jetzt keine solehen Prophezeiungen zu 
machen. 
Wichtig ist, sich klar darüber zu sein, daß wir uns in einem 
Prozeß befinden, der Schritt um Schritt weitergeh t und der 
sich nur entwickeln kann, wenn das Volk sich selbst und 
seine Wirtsch aft weiter entwickelt. Wichtig ist, ein e be­
stimmte Vorstellu ng davon zu haben, was man zu erreichen 
versucht. 
(Quelle: Horizont, Berlin , Nr. 19 / 1980) 

Grenada-Daten 
Territorium und 8evolkcOIog: 344 qkm , bestehend 30 .... ,ieben In· 
sein de r Kleinen Antillen, 108. 120 Einwohner (1978), jährliches 
)kvölkerungswachstum ( 1974-78): 2,0% 
Hauptuadt: St. Gwrgc', (15.000 Einwohner) 
Religion: CL 2/3 der Bevölkerung katholisch, im übrigen andere 
christliche Kin:hen 
Wi hnmg: OltkwibiKhcr Dollar (Ees); I ECS - 0,7 DM 
Politischer SUhU: Seit 1974 unabhingig. Zugehörigk!'.'1 zum Bnti· 
lIChen Commonwulth 
Potilhcbe Partcicn.: 
Die Neue Bewcl"ßI fiir gcmcinu.mc 8mliii"'lIl~n um Wohifah rI , 
En.iehung und Befreiung (Ncw J- tI Movcmmt) ging 1973 aus 
dem Z\WImmcnschluß der beiden kun zuvor gegriindctCD nali~ 
.wen Befreiungsbewegungen hervor. Sie konnte im K~pf gc~n 
die Diktatur $ehr sehnell die UnterslÜttung der Arbeiterklasse: und 
der Landbevölkerung sowie großer Tei le dei Kleinbürgertums ge· 
winnen. Inzwischen hat sich die nationale Befreiungsbewegung zu 
einer am wiuenschaftlichcn Sozialismul orientierten Partei um· 
nrukturicn . Seit dem Stun der Gury·Diktatur im März 1979 stellt 
sie die Revolutionäre Volksregierung (PRG) mit dem Ministerpräsi· 
denten M. Bishop. 
Die Vereinille Arbeiterpartei Gn:nad.u (GUlI) des E",-Diktalon 
E. Gairy regierte 19S1·62 und 1967-79. In den SGer Jahren wurde 
sie von den Landarbeitern und ländlichen KleineigentÜffiern unter-
• tützt, da Gairy . ich zuvor für die gewerkschaftliche Orpnisierung 
dieser bis dahin unter sklavereiihnlic:hen lkdi"8'lngen gehal!eru:n 
Bcvölkerungsma.uen eill$CUle. Mit dem Gencrabueik, der 19S I sei­
nen Rcgierunpantrin ennögtiehte, wurden zunächst tatsächlich 
einige soziale VerbeS$erungen enielt. In der zweiten Regierungs· 
periode riß E. Gairy alle politi.ehe Macht an .ieh und steuerte ei· 
nen proimperialistilchen und reprelliven Kurs. 
In Opposition zur GULP standen auch die von der ,tädtischen 
KleinbourgeoiJie getragene Nationale Partei Grenadas (GNP, 
1962·67 Regierungspanei) und die Verdnil te Volk' partei (UPP). 
die 1976 lUllmmen mit der New·Jewel·Bewegung eine gemeinsame 
Oppo.itionsfront gebildet hallen.. 
StnLktu r der Binnenwirtschaft und ~e der Bevölkerungl: 
1970 waren 4O'fe der Erwerbstätigen im Dielutleillunpbereich, 
'5" in der LandwirtKhaft, 16,. im Bausektor und 8" in der Indu· 
IIne beschiftigt, wobei sich der Anteil der Landwirtschaft in der 
letuen Dekade erhöht hilt. Zwischen 50 und 4O'fe der Erwerb.· 
rÜligen waren 1919 arbeitslos. Der Anstieg· der Leben,haltungs­
kotten wird filr 1977 und 1978 auf jihrlich 18" geschätzt, filr 
1979 muß welen , tarker Frei.erhöhungen bei ö l und Ulderen Ein­
fuhrgiitem eine wesentlich höhere Rate angenommen werden. Der 
Anteil der Win,chafubereiche am BrutioinlUldsprodukt (BI P) be­
trug 1978: Landwirtschaft und Fi.cherei '4%, Indunrie 5%, Bau· 
wirttchaft'~ Handel 14'10. Tnullport- und Nachrichtenwesen 6'1"0, 
Staat 20'1., sonstige 200'0. 
Wichtigste landwirtschaftliche Erz.eugniue .ind Kakilo, Bananen, 

Muskat und ZuckcrTOhr. Die reale Steigerung,rate de, BIP wird fiir 
1977 mit 6,O%, rur 1978 mit 4,S% angegeben und rur 1979 au f 
1,9% getchättt. 
Auße nwirtschaft: 
Grt:nad ilS Handelw!laru.,,,·eist 1978 ein Defu:it "on 18,7 Mio l!S, 
DoUar aus. Die Zahlung,bilanz in vor allem aurgrund der Devisen­
einrWImen durch den Tourismw (1978 11.7 Mio US-DoUar) nur 
leicht negativ (1978 minus I. ' Mio US-Dotlar). Dennoch betrug die 
Au.landsvenchuldung zum Jahrnende 1978 7,' Mio U5-00llar . 
Wichtigste Ausfulugüter und ihr ennprcchender Anteil an der Ge· 
samliWsfuhr sind rllr 1978 : Kakao 44,1'" Muslutniis'e 24,1" Ba­
nanen 20,9'" und Mu,katblüten ',8"'-
Zu den wichtigsten Außcnhanddspartncm Grenadas z.äh.len nach 
Großbritannien, denen Antei l an der Gc-nmtilusfuhr 42,2% (1978) 
betriligt, die Bundesrepublik mit 22,6%, die Benelull·Staalen, Trini· 
dad und Tobago sowie die USA. Die Bundesrepubtik weist im 
AuBenhandel mit Grenada einen Negativ.aldo \IOn S,7 Mio DM nlr 
das J ahr 1979 auf. Die Importe der Bundnrepublik aus Gren .. da 
bellanden 1979 zu 71,6" ilW Rohhkao und zu 28,4% aUIi Gewiir· 

~"-
Zahlen zu den ausländischen Dirt:ktinvellitioncn iluf Grt:nada . ind 
bisher nicht verfügbar. Kapital- und Gewinntransfer ins AuJiand 
setzen jedoch die vorherige Genehmi(unl und Reginrierung der 
Investitionen durch die Regierung voraus. 
Die Bundentelle für Außcnhandd,information beurteil! du "Inve· 
stition.klima" nach dem Sturz. E. Gairy. folgendennaßen: .. Eine 
gewislC Rechtsunsicherheit für Zukünftige Investitionen in bis heu· 
te nach dem Regierungswechlel im Min 1979 nicht aunu· 
sehlie6en." 2 

Anmerkungen: 
1) Dillen nach: ßundeutetle für Außcnhandelsinformationen 

(Hg.I, Marktinfonnation. Grenada. Wirtschafndalen. Ausgabe 
1980, Kötn, April 1980 

2) Ebenda 
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Südafrika 

Alfred Nzo "Kämpft, trauert nicht!" 

Der lJ. Juni 1980 stellt in der noch jungen Gescbicbu der wtlstdeut­
sehn Siid,,{riJIa-501idaritiits#Mweglmg einen N öbeprmJr. t d",. Ober 
J.()()() Menscbm mebten in der Diis~ldo'feT Pbilips-/-IlIlle ti" btgti­
sunules Kulturprogt'lfmm ""11 Kwutl"" "U.f Siilh!rüt." "lid dri Bu,,­
dtsrtpublilr.. Mit AI/red Nw, Gmn'lllsdtrtlär des Afrillimiscbm Nil­
liorraillongreuts (IoNe}, tNt erstmals ein bober Reprii_tllnt der 
IiidajriJClmiscbtlll 8efreill1lgsbetliepl1lg als Redner in der BRD IlUf. 
Dt>ß Alfrtd Nw im NQcbbinem <In du <10m "n,iimperitllistiscberr 
SolidllrUiiulcomitn «TanstIJ!rtu Komer' nocb wn Bonner Polili­
kt'f"n "'''' Gespriicben empjlwgen wurde, stellt ebe"falls timm "icht ~" 
gering tin'1,uscbiitzmdm Erfolg dar. Daß Vntretn der süd"friJum;' 
u ben Bqmungsbnuegung emes Tages " .. eb in Bo .. " als dit J".m 
Regierende .. ,mes Inlrei, ... Siidi.friJc .. empf,.ngen ~rdnr, 'Wi,d 11m 
RllsuJttll dill bn»tlff"lItm Bllfmu"gslt.tlmpfn sein, de.r dtfT ANe 
1979 i"/e.rsiviert ""I mit dllm Z~I, in dnr 80er JAb"" d~ E"uebll;' 
dung m dinflm Kampf:lol n7.wmge" (riebe Ma"delA-Brief i" AlB, N,. 
7-811980). 
Liebe Freunde und Genouen ! 
Im Namen der Führung und der Mitglieder dei Afrikanisehen Na­
tionalkongreues (ANC) und der kämpfenden Manen unseres Lan­
dei übennitte le ich Euch hen:liehe revolutioMre Grüße, Euch, die 
Ihr hier heute abend versammelt seid, um Eure Solidarität mit dem 
Kampf unseres Volkes auszudrücken. Die unterdrückten Massen 
unseres LandC$ werden durch das Wissen ennutigt , daß auch in den 
Völkern solcher Länder wie z.B. der BundC$rc-publik Deutschland 
im Unterschied zu den Vertretern der herrschenden Kreise und der 
profitgierigen Unternehmen, viele Menschen das revolut ionäre Ban· 
ner der Solidarität mit unserem Kampf um nationale und soziale 
Befreiung hochhalten. 
Wir denken hier mit Respekt an die forUChrittlichen Kräfte in 
diesem Lande, ganz besonden an ul15Cl'e FKUnde vom Antiimperia­
luti$chen Solidaritätskomittt und der Anti·Apartheid-Bewcgung. 
Liebe Freunde und GellOsKn! 
Vor vier J ahren, am blutigen Mittwoch des 16.Juni 1976, machte 
das Wort Soweto in der Welt Schlagzeilen. E. iu se itdem ein be­
deutender Bezugspunkt in der Geographie des Apartheidstaates ge· 
blieben. An jenem Tag erschossen Polizisten des Apartheidregimes 
und Anti-Stadtguerilla-Einheiten der Südafrikanischen Annc:e Hun· 
derte von Schüle rn in Soweto. DieK hatten friedlich gegen das 
wuklavende Bantu·Eniehungssystem fUr Schwane, d:as man UIU 
.,fgawWlgen hat, demonstriert. 
Die Erci.gni$$ll jenes Tages waren der Auftakt für die Aufstände von 
Jugendlichen und Studenten in vielen Stlidten unseres Landes. Da· 
bei gebrauchten die Jugendlichen jede e rdenkliche W .. ffc, derer lie 
habhaft werden konnten, gegen einen Feind der von NATO-Staaten 
unter anderem der Bundesrepublik, mit modernsten Waffen ausge­
IÜStet worden il t. Im Verlauf der ungleichen Kämpfe Itarben noch 
Hunderte von unseren jungen Polt rioten in den Straß.en der ,chwar­
u:n Ghettos. So, wie der jung'!: Solomon Mahlangu ugte bevor er 
:rum Glllgen geführt wurde, "mein Blut wird den Baum der Freiheit 
trinken", . '0 hat du Blut jener Südafrikaner, die bei den Auf­
ständen starben, den knospenden Wald der Freiheit in ganz Süd .. f-
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rika getränkt. 
Unter der Parole .. Kämpft - trauert nicht I" erhoben lieb weite 
Teile der unterdrückten schwarzen Bevölkerung zur Unterstützung 
der Aufstinde der Jugend. Die rerolutionäre ArbeiterklutC hat zu 
Tausenden in vielen Teilcn des Landes die Arbeit niedergelegt und 
die Beendigung der faschistischen Barbarei und d ie Frei lassung von 
Hunderten von politischen Gef:mgenen gefordut. 
Andere Fonnen des pol itischen Massenprotestes entstanden überall 
im Landc. Selb$! weiße J u!:,=ndliche und Studenten schlouen sich 
an und protest ier ten g'!:gen die brutale Gewaltanwendung dei Staa­
tes. Umc:re Volklbdreiungsatmcc Umkhonto We Sizwe (Speer der 
Nation; d. Red.) brachte durch Aktionen in dieser Zc:it zum Aus­
druck, daß sie nicht nachlassen wird in ih rem Bemühen. du Apart· 
heidregime rur seine ungeheueren Verbrechen zu bestrafen. Auch 
die in ternationale Gemeinschaft erhob ihre Stimme und protestier­
te gegen die Verbrechen des Aparthcidregimes. 
Durch all dies vertiefte sich die moraluche und pol itische KriK des 
Tenorregime~, sowohl innenpolitisch als auch in der internatio­
nalen Arena. 
Der revolutioMtC Kampf ußSC ru Volkes hat seit den Tagen ron 
Soweto berleutend zugenommen. Sowohl in sc: inem quantitativen 
Aspekt als auch seinem !)Olitischen Ilmalt nach gab cs große Fort­
schritte_ Die schwane Arbeiterkla.ue hat den Feind in einen hanen 
Kampf gegen Ausbeutung und UnLCrdrUckung verwiekelt_ Die rero­
IUl ionire Jugend Uligt ußCl'$Chrocken die Fackel der Freiheit. Die 
Aktivisten von Sowtto kämpfen heute in den Reihen unserer 
Volksbdreiungsstreitkräfte, deren Operat ionen d ie steigende Wirk­
samkeit unserer Bewegung unterstreichen. 
J ene, die sich damall noch mit Steinen und primitiven Brmdn a­
scben gegen den Tenor wehren mußten, verfügen heute über mo­
derne Waffen, die UßSCre Verbündeten in Afrika und den soziali­
sti.$chen Ländern uns geben. Die jüngsten Kommandoaktionen ge­
g!:n Polizeista tione:n und gegen die Raffine:rien von Suol und 
Natref legen unwiderlegbar Zc:ugnis vom Aufschwung unseres 
Kampfes ab. 
Der ANC erklltl anIäß1ieh des Soweto-J ahrestagcs feierlich, daß er 
alles tun wird, den umfassenden revolutlonliren Kampf zu in tensi· 
vieren. Die nachhalt igen Schläge unsern bewaffneten Fliigels. die 
den Gegner bereits verwim haben, werden in Reichweite und 
Feuerkraft noch gesteigert werden . 
Wir llppellicren an die Demokraten in aller Welt, ih re Anstrengun­
g!:n für eine: umfassende Unterstützung unseres Kampfes zu ver­
doppeln, einsehl ießlich des Kampfe. flir die Freilassung Nelson 
Mandel:as und aller anderen politischen Gefangenen. Wir werden 
auch keine Anstrengung scheuen, J ames Mange vor dem Galgen zu 
retten. 
La. lu ta eont inua (Der KlImpf geht wei te r; d. Red.)1 Amandlal Die 
Macht dem Volkel 
(Quelle: Rede von Alfred Nzo, Genc:nlKkretii.r deI Afrikanischen 
NationalkongrcsSCI Südafrikas auf dem vom Antümperialistischen 
SolidaritälSkomitcc veratl5taltetcn KOßU.:n filr Soweto, DÜHCldorf, 
13.6.1 980) 



Tunesien 

Gruppe EI-Hakika 

Tunesien nach Gafsa 
Der vorige Ministe rpräsident Tune.icru, Hede Nouira. e rkrankte zu 
einer Zeit ah da. Land ,ich in einer tiefen Krise bcfaod. Einmal war 
Inan noch mit der Verarbeilung der Ereignisse von Gafs.a bCIChäfligt, 
:l;U anderen kam nun die Vcnmsichcrung über die Wahl eines Nach­
folgers von H. Nouir .. hiluu, der der designierte Nachfolger (Präsi­
dent; d. Red.) Bourguibas war. 
Die Ereignis5C von Gaf ... zeigten gan>; deutlich die Schwächen des 
Dcuur-Rcgima (mu:h der regierenden Soziali.ti,.;hcn Dcuur-Partci, 
siehe Al B 1{1980, S. 22-23; d. Red.) und erschütu:n m seine Grund­
lagen. Das Eindringen von 28 Widerstandskiimpfern in die Bergwerk­
stadt Gaha (;un 27./28.1.1980; d. Red.) reich te aus. um die inneren 
und äußeren Widersprüche des bestehenden politischen Systems auf­
zudecken. 

Der Regierung gelang es trotl: aller Anurengungen nicht, die öffent· 
li ehe Meinung durch ihre Propitpndamuchineric in der von ihr ge­
,,'iinK hten Richtung hinsichtlich der Ereignisse in GafA 1:U beeinflus· 
sen. Die Ma»cTUnedien dei Regimes versuchten, die Uruchen flir die 
Krise zu vertuschen und die Verantwortung dafiir dem Nachbantaat 
Libyen aufzubllrden. Die Bourgeois.ie nahm die Ereignisse in Gafp 
zum Anlaß, l ich zu einigen wo sie früher urstritten war, da sie ihre 
iilergeordneten K1assenintereuen in Gefahr ... h. 

So hat beispielsweise der ehemalige Außenmini5ter und (rühere 
Ghaddafi-Anhillj{Cr Masmoudi dem Prbidenten Bourglliba gegenüber 
seine Solidari tJ t und seine Bereiuchaft bekundet, das Land vor dem 
"Einnuß der sowjetischen Handlanger in Tripolis '· zu schützen. 
Diese Welle der angeblichen "Nationalen Einheit" hat $Ogar die So­
l:ialdemokraten (Bewegung Demokratische r Sozialisten unter Ahmed 
Mcstiri; d. Red.) erfaßt. die Nouinu 8ctchimpfungcn vergaßen und 
sich beeilten, ihm unter die Arme zu greifen mit der Absicht, die 
höchsten nationalen lIlIeressen zu vertreten. Sie glaubten. das Unheil 
nu r dann von Tuni. abwenden zu können, wenn ihre OIarta über 
Demokratie . d.h. ein politischer Liberal ismus, Anwendung finden 
würde.( ... ) 

In den enten Tagen nach den Ereignissen von Gab a wurde eine 
hysterische Propaganda über die angebliche äußere Bed rohung en t· 
facht. mit dem Ziel. die MauCIl von einer Unterstützung der Aufstän­
dischen abzuhalten. "Damit Tunesien so bleib t. wie wir uns du vor­
stellen. reicht es heute nicht mehr. etwu :tu sagen oder zu glauben. 
Man muß sehr wachpm lein. jeden Tag mehr kämpfen gegen die 
inneren Vc!rräter, die Heraudorderungcn von außen und die materiel­
len Opfer akzeptieren. die l ieh uns auferlegen. ( ... ) Es iu klar für uns, 
daß diCSCl Tunesien mit allem , Wal es flir uns bedeutet, nicht lange 
ii1erlcben würde, welUl wir feige wiren oder teine Söhne aufgeben 
würden .... wenn wir nicht jedesmal Partei ergreifen und nich t vorbe­
reitet l ind auf seine eventucUe geschlouene Verteidigung." 1 Der Er· 
z.iehunpminiller A. Ben Dia. menfaDs Anhinger deli Liberalismus, 
bezeichnete in einer Rede ~n streikende Studenten diesc als Ve .... 
riter an der ruttionalen Sache. Die verschiedenen Fraktionen der 
Bourgeoisie haben also trot", ihrer politischen Differenun die Lage 
einheitlich beurteilt. 

A uf d em Weg ",um f ramösische n Pro t e ktora t 

Der franzöl ische InterventionismUl wurde als materieUe Hilfe an 
Tunaien legitimiert. Dagegen wurde diesc Hilfe sogar h ier in Europa 
als Interventionismus in den Massenmedien bekannt und schrieb z.B. 
die Wuhington Post: "Die lunel ische Annee konnte mit einer klei­
nen französischen Hilfe l iegen ':'2 Ober die französische Intervent ion 
schrieb d ie Boule ..... rd ·Zeitung fran« Soir; "Die 11. fallschirmjäger­
Division aus Pau il t ein beruhmäßiges Inte rvenlions-Korps, das ,ich 
immer in Alarmzustand befindet. Dieser Alannl:ustand läßt eine Aus­
fiihrunpfriu von 24 Sturlden l:U, die auf 12 oder sogar 6 Stunden 
w; rkürzt werden kann. 2 Transall · F1uguuge. die 2 Manöverhub­
schrauber vom Typ Puma transportierten, landeten l iche r in TWlis ... 
Die französische Flotte kreuzt auffällig nahe a.m Golf von Gabel. Sie 
soll gegenwän ig Obungen vor der Küste Libyens machen. "3 

Der fra nzösische Imperialism.., zeigte aub Neue seine Intervent ions­
politik in den L.indem, die ehemals Kolonien waren (Zai re. TKhad, 
Tunelien). Diese Politik kann tehr schwere folgen für den f rieden. 
.die Dcmokratisierung und weitere Entwicklung Tunesiens haben. 
Auch von Seilen der USA erhielt Tunesiens Regierung UntenlÜt· 
",ung, die US·amerikani sche Mittelmeerfl otte kreuz te ~inige Tage vor 
Sfax.. ( ... ) Marokka reihte lich auch ein, indem e, Fluguuge schick te. 
Die tunel ische Oberschicht und auch die Mittelschicht rechtfe rtigten 
d iele aUII!irldischen In terven tionen. 
"Tuncsien ist ein französisches Protek torat geworden. Aber um seine 
Souveri.niti t ",u wahren, würdc es , ich mit jedem verbiinden,"4Jl1gte 
M. Sayah, vormaliger hrteidirek tor. Die ofr-tzieDe Opposition 
schwieg zu den Ereigniucn in Gaha, im Gegenteil , s.ie betrieb noch 
stärker die feindschaft gcgcnüber Ghaddafi und damit Libyen. Sie 
registriene jedoch nicht, daß die imperialistischen Länder den von 
ihnen abhängigen Regierungen zu Hilfe gekommen waren. daß abo 
hier Intervention im Spiel war. Der Kurs der Regierung wurde von 
der geduldeten Opp<Hition also untcntütu. 
Die Moslo:mbrüder verurteilten die Aktlon von Gafsa und diejenigen, 
die von außen d:;u Ganze untenlÜt:1;I bitten. In Er-Rai, der Zeitung 
der sozialdemokratilchen Opposi tion, wird dem libyscben System 
yorgeworfen, eine ,,abenteuerliche Akllon gesteuert zu haben, d ie 
du tunesische Volk in $tiner Mehrheit nicht verstehen und akup­
tieren könne. da es eine Veri.nderung des Systems durch eine andere 
Regierung nicht wolle. Am Schluß tdlIug Er-Rai die Bildung einer 
nationalen Front vor, um das eigene Land zu swken."s 
Die legitime Führung der Gcneraivercinigung de r Tuncsischen AI­
beiter (UGIT) drückte ihre EinneUung anders aus und en twickelte 
eine andere Argumentation als die politische Opposition. womit sie 
wieder einmal ihre Unabhingigkci t bewies. Sie lehntc es ab, in den 
OIor der "Nationalen Einheit" miteinzufal len. Auf der fortschritt­
lichen Seite der politischen Opposition betonten die Gruppen EI 
Hakib, EI Amal T ounsi, MUP (linluso1:ialistisch. Bewegung der 
Volkseinheit j d. Red.) sowie Ahmed Ben Salah (ehemaliger Wirt· 
schaftsm ini.ter; d. Red.) und Brahim T obal die Verantwortung Bour­
guibal an den Ereignissen in Gafsa und verurteilten die ausländische 
Interven tion. 
Die Arbeiterschaft ließ sich durch die na tionale Hysterie nicht von 
ihren wahren Problemen ablenken. Schon d rei Tage nach Gafp gab 
a die enten Streiks im Transportweaen von TWlis, danach im Textil­
sektor (bei Lin Sojatex in Bin Arous und Mekninc) sowie in der 
AUlomontagefabrik in SOUlSC. ( ... ). 
Die "nationale Einheit" ill eine Legende, die von der Bourgeoisie 
immer dann wiederholt wird, wenn sie sich in Gefahr ruhlt. 
(Quelle: EI-Hak.ika, Paris. Mai 1980) 
AnmerkunSen: 
I) Dialoguc. Tunil. 18.2.1980 
2) Zit. nach: Le Quotidien de Paris, Paris, 2. /3_2.1980 
3) France-Soir, Paril , 1.2. 1980 
4) LeMonde,Paril, 10.( 11 .2. 1980 
5) Er-Rai, TurUs. 8.2. 1980 
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BHD - Dritte Welt 

Rainer Falk Bundestagswahl 
und Entwicklungspolitik 

Ende: le tzten Jahres brachte eine Infratest-Umfrage: ans 
Licht, daß sich d ie: prinzipielle: Zustimmung der westdeut­
schen Bevölkerung zur Entwicklungspolitik der jüngsten 
Zeit deutlich erhöht hat. Nur noch 18% der Bevölkerung 
sind grundsätzlich gegen Entwicklungspolitik eingestellt. 
Etwa 4 /5 der Bevölkerung bekunden ein m ittleres bis star· 
kes Interesse an diesem Thema. Noch Mine: der 70tr Jahre 
lagen die entsprechenden Prozentsätze wesentlich niedriger. 
Der Zustimmungszuwachs für das früher cher nur am Rande 
intercSlIicrcndc Thema wurde als Ergebnis der zunehmenden 
polit ischen Kriscnpro"l.cssc in der Dritten Weh gweute!. 
Wachsende Publizitä t brachten der Entwickl ungspolit ik 
nach der Olkrisc der Jahre 1973 /7 4 vor allem die Irankr ise 
und das Eingreifen der Sowjetunion in Afghanistan ein. Die 
damit verbundenen Positionsverluste des Westens haben 
dazu beigetragen, daß das Thema Entwicklungspolitik in der 
Bundesrepublik in ein"em Ausmaß wie sei t Ende der 60er 
Jahre nicht mehr unter explizit sicherheitspo litischen Ge­
sich tspunkten und überlegungen diskutiert wird. 
Da die etablierten Parteien in Wahlk.ampfzeiten ihre Diffe­
renzen besonders stark in den Vordergrund zu stellen pfle­
gen, ist es sinnvoll, sich zunächst ihre Gemeinsamkeiten 
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klarzumachen. 
Es war der gegenwärtige Entwicklungsminister Rainer Derer­
geld, der in le tzter Zeit bei verschiedenen Anlässen e inen 
entwicklungspolitischen Grundkonsens konstatierte. Auch 
Uwe Hohl., en twicklungspolitischer Sprecher der SPD-Frak­
tion und Vorsitzender des Bundestagsausschusses flir wirt­
schaft liche Zusammenarbeit, stellte in Auswertung eines 
Hearings über "Nord-Süd-Vcrflechtung" befriedigt "so etwas 
wie einen Grundkonsens der im Bundestag vertretenen po li­
tischen Parteien" fest.' 

Neokolonialistischer Grundkonsens der etablierten 
Parteien 

Selbst J iirgen Todenhöfer, entwickl ungspolitischer Sprecher 
der CDU/CSU- Fraktion im Bundestag, sah einmal _ nämlich 
kurze Zei t nach dem Riiektritt Erhard Epplers - die Posi­
t ionen der Parteien enger beisammen liegen, als er jetl.t 
wahrhaben will . Damals vertra t er die Ansicht, ,,die Bundes­
regie rung betreibe gegenwärtig ,zumindest verbal ' die Ent­
wicklungspo litik der CDU ... Mit allem, was Baht (damals 



Entwicklungsminister) bisher getan habe, fo lge er den Vor­
ste llungen der Union; er sei in der Entwicklungspoliitik ein 
,wirksamer Vert reter von CDU-Positionen' und ein ,guter 
CDU-Offentl ichkeitsarbeiter,.,,2 Überblickt man die Ent­
wicklungspolitik der sozialliberalen Koalition seit dieser 
Zeit, so bedarf es schon einiger intellektueller Verren kun­
gen, um festzuste llen , daß sich an dem zu jener Zeit vollzo­
genen Konzeptio nswechsel e twas Substantielles geändert 
habe. 
Worin besteht nun dieser Grundkonsens? Er besteht im 
wahrsten Sinne des Wortes im Grundsätzlichen: 
• Alle e tablierten Parteien bekennen sich dazu, daß es not­
wendig sei, die Entwicklungsländer in das System dt:r Weh ­
wirtschaft und der internat io nalen Arbeiuteilung 2:U inte­
grieren, wobei in der Regel vorausgesetzt wird , daß es sich 
um ein kapitalistisches System handelt, wenn auch - in 
unterschiedlicher Abstufung - gewisse Modifikatie,nen an 
diesem System für notwendig gehalt en werden, um das Inte­
grationsziel besser als in der Vergangenheit realisil:ren zu 
können. 
• Alle e tablierten Parteien verfechten demzufolge zumin­
dest theoretisch einen rigorosen Welthandelslibemlismus, 
der - wenngleich die Praxis oft anders aussieht - auf die 
Stärkung der Weltmarktposition der BRD gerichtet i.st bzw. 
deren starker Weltmarktposition entspricht. Angestrebt wird 
über den Hebel des Handels eine solche Modifi kation der 
in ternat ionalen kapitalistischen Arbeitsteilung, bei der sich 
entwickelte kapitalistische Länder wie die BRD au:f hoch­
technologische Güter spezialisieren sollen . während die 
Länder der Dritten Welt auf die Produktion "ausge:reifter" 
Massenwaren, die lohnintensiv und rohstoffintensi~' herge­
stellt werden können, verwiesen werden. Am End.: d ieser 
Entwicklung wird die Fortschreibung der neokolonialen Ab­
hängigkeit der Entwicklungsländer auf technolc.gischer 
Grundlage stehen, wenn d ieses Konzept nicht von fort­
schri ttlichen Kräften aus der Dritten Welt durchkreu;et wird. 
• Keine der etablierten Parte ien erhebt prinzipielle Ein­
wände gegen die Direktinvestitionen der internati ... nalen 
Monopole in den Entwicklungsländern. denen - wen.ngleich 
an unterschiedliche Bedingungen geknüpft - grundsätzlich 
ein "positiver Entwicklungsbeitrag" unterstellt wird. Infol­
gedessen streiten die bürgerlichen Parteien in der Regel da­
rum, welches die besten Instrumente sind, um die private 
Kapitalexpansion der BRD in die Dritte Welt staatlich zu 
fördern. 
• Bei aller notwendigen Differenzierung sehen alle {~tab l ier­

ten Parteien von einem interessenfixierten Standpu nkt aus 
die staatliche Entwicklungshilfe auch als Instrument der 
Systemauseinandersetzung zwischen Kapitalismus und So­
zialismus. Neben der Schaffung von infrast rukturellen Vor­
aussetzungen und Rahmenbedingungen für die I nt .~gration 

der Entwicklungsländer in die kapitalistische Weltwirtschaft 
und für das Wirken der internationalen Monopole kommt 
der Entwicklungshilfe die Funktion zu, gesellschaftli che 
Prozesse in der Dritten Welt zu beeinflussen, um d er en Hin­
wendung zum Sozialismus zu verhindern. 
Alle e tablierten Parteien fordern deshalb besonder!; in d er 
gegenwärt igen "Welt krise" e ine merkJiche Erhöhung d er 
staatlichen Gelder für die Entwicklungshilfe. 

Differenzen tun sich freilic h immer dann auf, wenn es um 
die Wege, Methoden und Mittel zur Erreichung dieiler s tra­
tegischen HauplZieie geht. Die sekundäre Rolle die:;er Mei­
nungsverschiedenheiten wird oft deshalb nicht deutlich, weil 
sich die Kontrahenten in. der Regel vorwerfen, die von der 
Gegensei te vorgeschlagenen Instrumente führten in. letzter 
Konsequenz dazu, den Bestand des ganzen Systems zu ge­
fahrden. 
Daß es in der Tat so e twas gibt wie einen "Ziel-Mittel-Kon­
flikt", liegt inueuen eher darin begründet , daß die n.eokolo-

nialistische Entwicklungspolitik Systemsicherungspolitik 
unter welthistorischen Bedingungen betreiben muß, da der 
Imperialismus in zunehmendem Maße gezwungen is t , auf die 
tradit ionellen Mittel seiner Machtabsicherung zu verzicht en 
und die aus dieser Situation heraus notwendigen Anpas­
sungsschritte in der Regel bereits Zugeständnisse an die na­
t ionale Befreiungsbewegung und das veränderte Kräftever­
hältnis enthalten. 
Gegenwärtig - so l..B. bei dcr le tzten entwicklungspoliti­
schen Debatte des Bundestages Olm 25. Apri l 1980 - kon­
zent riert sich der Strei t zwischen den etablierten Bonner 
Parteien insbesondere auf die Frage, in welchem Ausmaß die 
Entwicklungspolitik für die Durehset1.ung allgemeinpoli ti ­
scher Ziele funktionalisiert werden darf, wie sie sich in das 
Gesamtsystem der Außenbeziehungen der Bundesrepublik 
einordnet. Erstmals auf dem entwicklungspolitischen Kon­
greß der Kirchen im J anuar 1979 hat Rainer Offergeid wie­
der deutlich ausgesprochen, daß Entwicklungspolitik "auch 
Außenpolitik" und "auch globale Sicherheitspolitik" ist. 

Streit um den besten Mittcl einsatz zwischen 
SPD/FDP und CDU/CSU 

In der entwicklungspolit ischen Debatte des Bundestags zu 
Beginn dieses Jahres, die ganz im Zeichen der sog. Afghani­
stan- und Irankrise stand. wurden die Akzente von allen 
Parteiensprechern dann deutlicher gesetzt : Während J. 
Todenhöfer erklärte, ohne politischen Einfluß in der Dritten 
Welt sei westliche Interessenwahrung nicht möglich und für 
di e "deutsche Außenpolitik und Entwicklungspolitik e ine 
große entwicklungspolitische, aber auch sicherheiupoliti­
sehe (1) Herausforderung" sah , brachte Außenminister Hans 
Dietrich Genscher (FDP) das Kunststück fe rtig, im gleichen 
Atem zug zu erklären, die Bundesregierung verfolge "keine 
macht- und einflußpolitischen Ziele", ihr gehe es aber da­
rum, die Region (gemein t war Afrika) wir tschaftli ch und 
polit isch zu "stabilisieren ". 3 
Es vers teht sich freilic h fasl von selbst, daß derartige Stabili­
sierungsversuche im mer auf die Absicherung der westlichen 
Positionen gerichtet sind . Stabilisierung also in kapitalisti­
scher Rieht ung betrieben wird. Das Paradebeispiel aus der 
jüngsten Zeit - die Türkei- und Pakistanhilfe der Bundes­
regierung (die von der Opposit ion voll mi tgetragen wird ) -
zeigt. daß es hier um ni chts anderes geht als um die (notfalls 
auch militärische) Absicherung strategischer Eckpfeiler des 
NATO-Bündnissystems gegen revolutionäre Prozesse in der 
Dritten Welt. 4 

Nun wäre es falsch zu übersehen , daß sich die Entwicklungs­
politik gemeinhin nicht auf derar tige konterrevolutionäre 
Feuerwehraktionen beschränkt. sondern eher um die lang­
fristige Durchsetzung von Syslemsicherungsinteressen be­
müht ist. In diesem Kontext haben in jüngster Zeit vor allem 
Sozialdemokraten wie Egon Bahr und Uwe Holtz vor der 
Illus ion gewarnt, "mit Waffen lasse sich j edes Regime stabili­
sieren, wenn es sich nur anti kommunist isch nenne".5 
Diese realistischere Sicht betrachtet "Sicherheitspolitik" vor 
al lem unter gesellschafts-, wirtschafts· und sozialpolitischen 
Gesichtspunkten. So sei es Aufgabe einer neu zu überden­
kenden Entwicklungspolit ik, die sich als "Friedenspolitik" 
begreifen mii'>se, durch sozia le Reformen langfrist ig die Vor­
aussetzungen für die Entschärfung von Klassengegensätzen 
und sozialen Konflikten in den Entwic klungsländern zu 
schaffen. Vor diesem Hintergrund wird z. B. in dem je tzt von 
der Bundes regierung vorgelegten "Grundlinienpapier" rur 
die Entwicklungspolit ik der 80er Jahre gefordert, die Ent­
wicklungshilfe zukünftig auf jene Länder der Dritten Welt 
zu konzentrieren, deren Regierungen e ine soziaireforme· 
rische Politik betreiben. 
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Wenn d ies bedeutete, daß die Bundesregierung in Zukunft 
Abstand nähme von der Unt erstützung reakt ionärer und fa­
schiuischer Regimes in der Dritten Wch , 50 könnte man dies 
als Fortschrin betrachten. Freilich ändert auch eine solche 
Neuinterpretation des Zusammenhangs von "Sicherheits­
politik " und Entwicklungspolitik nichts daran, daß di e! da 
hinter stehende Grundabsicht auf die Durchseu.ung der 
Systeminteressen der Bundesrepublik gericht et ist . 
Es spricht sicher ftir einen tiersit zenden Irrat ionalismus, 
wenn Leute wie F.J. Strauß und J. Todenhöfer hinter sol­
chen Vorstellungen sogleich e in "Bündnis" der Bundesregie­
rung mit "kommunistischen" Regierungen in der Dritten 
Wel t wit tern. Ebenso sind sie nicht in der Lage zu begreifen, 
daß die Orientierung \"on SPD und FDP auf die partie lle 
Zusammenarbeit mit Befreiungsbewegungen (vor a llem im 
Südlichen Afrika) - so duldet d ie Bundesregierung Bonner 
Vertrelungsbüros der Palütinensischen Befreiungsorganisa. 
tion (PLO) und nun offenbar auch des Afrikanischen Natio· 
nalkongresses (ANC) Südafrikas - lediglich die Konsequenz 
aus den Fehlern der Verga ngen heit ist, die der westdeut­
schen Regierung regelmäßig alle Möglichkeilen des ideo logi­
schen Ein n usse! auf die Befreiungsbewegungen verbaui hat. 
Es wäre aber völlig verkehrt , d ie aktuelle Gefahr lichkeit der 
CDU/CSU wegen ihrer Kurzsicht igkeit bei der Verfolgung 
der Interessen des westdeutschen Imperialismus zu verharm­
losen. In ihren Thesen zur Entwicklungspolitik vom 3. Janu­
ar 1980 ford ert die CDU eine Zwei· Wege-Strategie: Wie d ie 
Bundesregierung will sie die Entwicklungshilfegelder auf die 
ä.rmsten Länder der Dri llen Weh konzentrieren, in denen 
erst die Voraussetzungen ftir ihre längerfris tige Integrat ion 
in die kapitalistische Welt ..... irtschaft geschaffen werden 
müssen. Daneben soll en aber ebenso - unter den wirtschaft ­
li ch fottges chrilteneren Ländern - schwerp unktmäßig die 
westlich orientier ten und verbündeten Staaten bei der Mi t­
tel vergabe bevorzugt unterstützt werden. In der Regel han­
delt es sich hierbei um reaktionäre Regimes von der übelsten 
und widerwärtigsten Sorte. 
Bei der Beobachtung der entwicklungspolit ischen Szene -
wie in anderen Bereichen auch stößt man auf ein eigenarti· 
ges Paradoxon, das die Glaubwürdigkeit der etablierten Par­
teien beträchtlich in f rage stellt . Bekannt ist, daß die fDP 
in der Regel dazu herhalten muß. wenn die SPD-führung d ie 
Partei basis von der Unm öglichkeit der Durchsetzbarkeit be­
stimm ter - an sich begrüßenswerter - Forderungen über­
ze ugen will. 
In Sachen Ent ..... icklungspolitik haben nun aber beide Par­
lamentsfraktionen - sowohl SPD als auch fDP - Anfang 
1980 einen Beschl uß gefaßt. in dem die eben aus Politikern 
beider Parteien zusammengesetzte Bundesregierung dazu 
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aufgefordert wird , entsprechend den Empfehlungen des 
Brolndt-Berichts (siehe Beitrag in diese m Heft) einen vtt­
bindlichen Stufenplan zur Erhöhung der Entwicklungshilfe 
auf 0 ,7% des Brutlosozialproduktes bis zum Jahre 1985 zu 
beschließen, was von den Entwicklungsländern seit langem 
gefordert wird. In dem jetzt von R. OffergeId und dem Ka­
binett vorgelegten .,Grundlinienpapier" finde t sich jedoch 
wieder nur d ie unverbindli che Willenserklärung, d ies sob ald 
wie möglich zu tun. 

Daran zeigt sich nicht nur die bis an den Anfang der bundes­
deutsc hen Geschichte zuruckzuverfolgend·e Aushöhlung der 
demokratischen Funktionen des Parlaments generell , son­
dern d ie schlichte Tatsache. daß die weitsichtigen sozia lre­
formerischen Integrationszicle der Entwicklungspolit ik 
immer wieder einem kurzfristigen finanzie llen Krisenmana­
gemen t geopfert werden. 
Viele Linke halten in der gegenwärtigen Situation - be· 
stärkt durch den Ausgang einiger Landtagswahlen in der 
letzten Zeit - die Grünen für eine Alternat ive, um eine Bre­
sche in das herrschende Parteienkartell zu schlagen. Andere 
hahen daran fest, daß lediglich ein Kräftezuwachs für e ine 
marxistische Arbeiterpartei, wie sie in der Bundesrepublik 
von der Deutschen Kom munistischen Partei (DKP) repräsen­
tiert wird , eine grundsätzliche Veränderung des politischen 
Kurses herbeifUhren kann. 
Die Grünen sahen sich zum erstenmal auf ihrem Saarbrücker 
Bundespar teitag im Mär" 1980 vor die Notwendigkei t ge­
steilt, programmatische Vorstellungen zur Entwic klungspoli ­
tik zu entwickeln. In ihrem Programm finden sich viele r ... d i­
kaie Einzelforderungen, die berecht igte Anliegen der demo­
kratischen Bewegung aufgreifen, z. B. gegen "Rohstoffraub­
kr iege aus denen eines Tages der Dritte Weltkrieg entstehen 
kann", gegen militärische Interventionen in der Drillen 
Welt, gegen die Kollaborat io n der BRD mit rassistischen und 
faschistischen Regimes usw . 
J edoch zeigt sich bei der Entwicklungspolitik m öglicher­
weise am deutlichsten, welche Konsequenzen eine verengte 
öko logische Herangehensweise haben kann. So findet sich 
dort der überaus charakteristische Satz: "Erst wenn die 
Industriestaaten auf ihre ständige industrielle Expansion ver­
zichten, können sie e in neues Verhältnis zu den Ländern der 
,Dritten Weh ' gewinnen." Berechtigt ist sicher das Plädoyer 
gegen ein "Wachstum um j eden Preis", dessen Begleiter­
scheinung z.B. in Bras il ien eine ungeheure Verschärfung des 
MasseneJends gewesen ist. Äußerst problematisch ist es je-



doch, wenn derartige Erscheinungen - wie z. B. auch der 
Raubbau der internatio nalen Monopole an den natürlichen 
Ressourcen der Drillen Welt - auf die "i ndustrielle Expan. 
sion" an sich zurück~ftihrt werden. Dies fUhrt konsequen­
terweise dazu, daß der unter dem Obeniel der Profitmaxi­
mierung organisierte und dem Wesen nach kapi talitische 
Expansionszug bestenfalls zu einem zweitrangigen P,·oblem 
wird. 

Gibt es Alternativen? 

Es kom mt dann zu einer außerordentlich widersprüchlichen 
und letztlich illusorischen Sicht : " Private Investitionen in 
unterentwickelt gehaltenen Ländern," heißt es im Bundes­
programm der Grünen, "mÜ'isen daran gemessen werden, ob 
sie dem Entwicklungsland wirklich helfen. Dabei muß der 
wirtschaftli che Gesichtspunkt den öko logischen und sozia· 
len Grundsätzen untergeordnet werden.'·6 Daß die Aktions­
parameter der internationalen Kon.zttne aber prinzipiell so­
zialen und auch ökologischen Krit erien widersprech.en, ist 
jedoch fast schon eine Binsenweisheit der fortschritt lichen 
entwickl ungspolitischen Diskussion der letzt en jahre. 
Der - wie mir scheint - gravierendste Einwand , der aus 
entwicklungspoli tischer Sicht gegen eine mit prinzipiellem 
Antiindustrialismus und Antitechni zismus gepaarte .. ökolo­
gische Position" erhoben werden kann, ergibt sich aus der 
nüchternen Berechnung dessen, was heute weltweit iin Pro­
duktionüteigerung notwendig ist, um d ie dringendnc:n Mas­
sen bedürfnisse wie Nahrungsm iltel, Kleidung, Wohnen usw. 
tatsächlich befriedigen zu können. Mit der (übrigens nicht 
nur von den Grünen, sondern auch den Regierungsparteien 
geforderten ) forcierten Förderung von "Kleinprojekten" 
wird dies nicht zu erreichen sein. 
Realistischer und auch zugleich gegen den Grundcha rakter 
neokolonialistischer Politik gerichtet ist hier die Kemforde­
rung der DKP nach der Herstellung \'on Beziehungen zwi­
schen der Bundesrepublik und den Entw icklungsländern auf 
der Grundlage der Gleichberechtigung und des gegenseitigen 
Vorteils. In ihrem Programm heißt es: " Die OKP verurteilt 
entschieden alle Spielarten des Neokolo ni alismus. Sie strebt 
gleichberechtigte Beziehungen zu den national bdreiten 
Ländern an. Sie fordert eine solche Entwicklungshilfe, die 
den Entwicklungsländern die überw indung der vom Im­
perialismus verschuldeten ökonomischen Rückständigkeit 
erleichtert. Die DKP wi rkt flir die ant iimperialistische .Soli­
darität des arbeitenden Volkes der Bundesrepublik mit den 
nationalen Bdreiungsbewegungen."7 
Oie DKP ist die einzige Partei in der Bundesrepublik., deren 
Konzept auf die gemeinsamen Interessen der Mehrheit d er 
Bevölkerung hierzulande, besonders der Arbeiterklasse, und 
der Unterdrücktcn in den Entwicklungsländern abstellt, die 
sich mit demselb en Gegner, den int ernationalen Konzernen 
und ihren politischen Wortführern konfrontiert sehen. So 
lenkte sie in der jüngsten Iran- und Afghanistankdse die 
Aufmerksamkeit darauf, daß - 50 der DKP-Vors itzende 
Herbert Mies - ,,jede Mark, die der türkischen od er der 
pakistanischen Reaktion zugeschoben wird, bei der Befriedi· 
gung der sozia len Bedürrnisse unseres Volkes fehlt. Und man 
möge sich nicht wundern, wenn die Völker dieser Länder 
eines Tages Rechenschaft daflir fordern werden, daß es auch 
Gelder aus der Bundesrepublik waren , die die Lebenszeit 
ihrer Peiniger und Ausbeuter verlängert haben. " 8 
Zur Alternative wird die Po litik der DKP vor allem dadurch, 
daß sie nicht nur Deklarationen abgibt, sondern Alnionen 
flir die Durchsetzung ihrer Forderungen initiiert und durch· 
fUhrt . So ist die OKP seit ihrer Neuko nst ituierung 1968 ein 
aktiver und mobilisierender Faktor innerhalb der bundes­
deutschen Solidaritätsbewegung zu Vietnam, Chile, Siidafri-

ka, Paläst ina u.a., wo sie - u.a. im Rahmen des Antümperia­
U5Iischen SoUdaritätskomitees (ASK, gegründet 1973) _ 
gleichberech tigt mit Sozia ldemokraten, fortschrittlichen 
Liberalen und Christen zusammenarbeitet. Zahlreiche Zuge. 
ständnisse, die die Bundesregierung an die na tionalen Befrei­
ungsbewegungen machen mußte, sind auch Ergebni s des po­
litischen Drucks, den außerparlamentarische Massenaktio­
nen entfaltet haben, z. B. die Ausweisung des faschiSli schen 
1·lenkers Ackerknecht nach Chile oder die Zust immung der 
Bundesregierung zu einem Waffenembargo gegen das südarri · 
kanische Apartheidregime in der UNO. 
Auch dies ist Ent wicklungspolitik. Denn es trägt dazu bei, 
daß in den Ländern der Drl! ten Welt solche Kräfte an die 
polit ische Macht gelangen, deren Program m flir eine konse­
quente Beseitigu~g neokolonialer Abhängigkeit und Aus­
beu tung, für die Durduetzung der elementaren Lebensin· 
teressen ihrer Völker steht. 

Anmerkungen: 
I) Entwicklung und Zusammenarbeit (E+Z). Nr. 5/1980, 5. 12 
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Rückblick 

Das Vermächtnis Gamal Abdel Nassers 
Am 1. Oktober 1970 gaben in Kairo 10 Mio Ägypter (nahCl!U ll~ der 
Gcsamtbevölkerung) Gamal AMtl Nasser du len;tt Geleit. Niemal i 
:r.uvor hatte CI in dem NiUand eine vergleichbare Demonst.ration ge­
geben. Als Präsident Nuser am 28. September 1970 an Hct"Z~ rsagen 

stlTb, war dia nicht nur ein herber Verlust für das itgyptis.che Volk, 
sondern ebenso für die arabische und afrouiatifChc Bcmiunpbcwe. .... 
~oren arn U. JUl~ 1918 in Sani-Mur, einem mittdigyptischen 
Dorf naht der Stadt Asyut, wuchs G.""'. Nu.cr alt Sohn eines POS!­
bumtcn in einer bäuerlichen Großfamilie auf. Nach seinem Schul· 
abschluß ( 1956) wurde cr im Mli.rz 1957 in die Militärakademie auf· 
genomßV;n. Es war die Zeit, ah die königliche Regierung Äl;nrptens in 
einem Abkommen der alten Kolonialmacht Großbritannien die wei· 
te re Stationicrung brit ischer T ruppen l.ugenand und a1,! erstmals 
Offiz ier.kader, die aus der städtischen Mittelschicht bzw. d,:r Bauern· 
schaft itamm ten, in die ilgypthche Armee Einzug hidten. Aus ihnen 
rekru tierte sich in den 30er/40er J ahren eine militärische Opposition, 
die bis 1 9~2 a1. patriotische GeheimorpniAtion der ,.Flocien Offi· 
ziere" auf etwa 1.000 Mann angewachsen war. Unte r Fiiuung von 
Gamal Abdd NaßCr, Abdel Hakim Amer, Hun ein udl·5<:hafi, 
Anwar a1·Sadat, Khaled und Zabn. Mohieddin stür.r.ten "ie im Juli 
19~2 den probritischen König Faruk und proklamierten im Juni 
19.53 die Republik. Oberst G.A. Na.uer wurde 19.54 Miniuerpthi· 
dent, 19.56 Stutsprisident des neuen ÄiYPlen. 
Die "Freien Offiziere" hatten aus der Unzufriedenheit mit der bri· 
tischen Vorhemdlaft, der Willkür dei KönigshaullC5 und der arabi· 
lIChen Niederlage im 1. Nahonluieg 1948/49 heraus gehandelt. In 
ih ren am 25. J uli 19.52 bekann t gegebenen AktiolUzielen standen 
dahH auch die Beseitigung der Fremdherrschaft, des Großgrundbe· 
sitze., der Dominanz des Kapitall über die Regierung, die Schaffung 
einer starken nationalen Armee und die Realisierung sozialer Gerech· 
tigkeit obenan. Zu ihren Entmaßnahmen gehörten eine antifeudale 
Bodenreform ( 1 9~2) und die Durchsetzung eines ägyptisch·briti· 
lIC hen AbkommelU im Oktober 19.54. in dem .ich Londo n zur völ· 
li.gcn Evakuierung seiner Truppen bis zum Juni 19.56 verpflichtete. 
Bis Anfang du 60er Jahre verfocht G.A. Nuscr den Weg einer ,,ge. 
lenk ten" k.apitalistischen Wituchaftsentwicklung dann e rhob er mit 
de r Charta der Nationalen Aktion im Mai 1962 eine sozialistische 
Orientierung zur Leitlinie - CI war das ente IOzialrevolutionäre Re· 
gierungsprogramm mit sozialis tischem Ziel im arabischen Raum. 
Dem damit verbundenen Angriff auf die Posi tionen der einheimi· 
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schen Bourgeoisie, d.h . ersten an t ikapitalinischen Maßnahmen, war 
ein antiimpcrialistischer Radikalisierungsprozcß de r Regierung Nu.er 
vorausgeg'lIlgen. Mitte der .5Oer J ahre widersetzte er sich der Einbe· 
ziehung ÄiYptens bzw. der at1lbillChen Welt in ein angloamerikani· 
sche. Militizpakt· Projekt. das sich gegen die Sowjetunion riChtete. 
Das einzige anbillChe Regime, du 19.5.5 dem Bagdadpakt (ab 1959 
CENTO) beitrat, nämlich du dCl irakiK hen Monuchcn Faisal, wur· 
de 19.58 von nuserisw.ch·baathistischen Militm gcstiint. 
C.A. Nasser ühIte folgerichtig zu den Gründern der Be .... egung der 
Nichtpaktgebundenen, die sieh im April 19.5.5 in Bandung (Indone· 
l ien) und im September 196 1 in Belgrad Uugosla .... ien) eine Politik 
der friedlichen Koexistenz und der Untentützung der nationalen Be· 
freiungsbewegungen zu eigen machte. Ägyptens ak t ive Neutralitäts· 
politik schloß damals ein WaffenHeferungsabkommen und d ie wirt· 
schaftliche Zusammenarbeit mi t dem sozial istilchen Lager ebemo ein 
wie die Hilfe für die Befreiungsbewegungen A1geriens oder des J e· 
men, die den bewaffneten Kampf gegen die Kolonialmächte Frank· 
reiCh und England aufnahmen. Oie Regierung Nasser wu es auch, die 
mit der Vereinigung Ägyptens und Syriens zur Vereinigten Arabi· 
schen Republik ( 1 9~8·61) zum ersten Mal die Id..e der "mischen 
Einheit umzusetun sochte und die den Panarabismus mit antümpc· 
riallstischen Voneichen vertah. 

Symb olfigu r des arabischen Befreiungskampfes 

Als Präsident Nasser im Juli 19.56 die Rücknahme westlicher Kredit· 
zusagen rur den AlSuan·Staudamm mit der Nationalisierung des 
größten Wi rtschaftsuntemehmenl Ägyptens , der anglofranzösischen 
Suezkanal-Ge$ellschaft beantwortete, luchten die Wenmächte "Nas­
ser mit Gewalt zur Vernunft zu bringen" (A. Eden). Der von Israel, 
Großbrita!lnien und Frankreich im Oktober/November 19.56 eröff· 
nete Suezluieg vermochte ÄiYptcn jedoch nicht in die Knie zu 
zwingen. Vielmehr forcieree die Regierung Nasser den Nationalisie· 
runpprozcß (19.57 ausländische Banken und Versicherungsgcscll · 
IIChdlen) und. stieg G.A. NaJ$Cr zu der F(torungspeI'SÖnlich!r.eit bzw. 
Symbolrtgur des arabischen UnabhängigkeiUkampfes auf. 
In der Stunde der bittersten Niederlage, dem Sieg israeli im Erobe­
runpluieg vom 5.· I O.Juni 1967 gegen Ägypten, Syrien und J orda· 
nien, übernahm Gamal Abdel Nasser die volle Verantwortung und 
teilte dem ägyptischen Volk .einen Entscheid m it, "alle offizie llen 
Ämter ... aufzugeben und in die Reihen der Musen zwiickzukehren". 
Doch Millionen Ägypter gingen unter der Losung " Kein anderer 
Führer als Gamal!" auf die Straße. Sie bewogen Prwdent NU5Cr, 
5Cinen EntKhluß rückgängig zu machen und "an der Stelle zu blei· 
ben, wo das Volk mich haben will, bis wir gemeinsam die Spuren der 
Aggression beseitigt haben". Die Rückgewinnung der okkupiereen 
Cebiete und die Venicfung der sozialen Verindcrungcn gab G.A. 
Nasser im Män·ManifClt 1968 als Hauptorien tierungspunkte an. Sein 
frilher Tod im Alter von .52 Jahren aber vereitelte dieses Unterfan· ,m. 
C.A. NllSICrs Nachfolger Anwar a1 ·Sadat ebnete mi t de r Ausschaltung 
des linksna$5Cristischen FlUgeIs der Einheitspartei Arabische Soziali· 
stische Union (ASU) im Mai 197 1 der ägypt ischen Bourgeoisie die 
Rückkehr an die Macht. Oie ASU, von Präsident Nasser 1962 mit der 
Funktion einer "sozialinischen Avantgude" bedacht , wurde ihrer 
Orient ierung beraubt, der revolutionlre Prozeß demontiert. 

C.A. Nasser selbst hatte noch d ie Schwliche de r ASU bemäßgclt, eine 
effektive Musentnobil is ierung und größen: Rolle der Werktätigen in 
der Produktionssphäre bzw. innerhalb der Machtorgane zu realisie· 
ren. ,,Es gibt," $0 konstatierte er 1965, ,,gegenwärtig in unserem 
Lande zwei Parteien, die ASU und eine illegale, nicht konstituieree 
Putei der Reaktion. Ihre Mitglieder kennen sieh gut, und ihre Macht 
ilt sogar besser organisiert als die der ASU." 1968/69 erklärte die 
Regierung Nauer, die ASU habe sich von den Massen entfernt, ihre 
Reorganilierung und die "Stärkung ihrer werktät igen Krifte dn Vol· 
kel" sei vonnöten. Doch eben d ie$ vermochte die von A. Sadat ange­
führte "nicht konstituierte Partei der Reaktion" zu unterlaufen, um 
schl ießlich die kapi taliUische Reuaurat ion und eine prowel tliche 
"Öffnung" Ägyptern zu inszenieren. 
Das Vermächtnis Gamal Abdel Nassers aber ist lebendig geblieben. 
Die Gründer der Ägyptischen Nationalen Front haben es im April 
1980 (Gründungsc rklärung in AlB 6/19g0) wieder aufgegriffen, 

W. Brönncr 
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Kurzinformationen 

Palästina/Israel 
Am SO. Jul i 1980 billigte die israelische: Knesse t (Parbment) mit 
69: 15 St.immen ein Gese t:a: , du J crusalcm kurzum zur ",~w i gen und 
unteilbaren" Hauputadt h radl erklärt. Minillc rp risidenl Menachim 
Bc:gin kü nd igte glcich>:ei t ig die baldige Verlageru ng seines Amtssitza 
in d.m arabischen Omdl J crusalcms an , der im Junikrieg 1967 von 
Israel erob ert wo rd en w:.ar. 
Der Kne$set-Entlchc id war als dreine ProYOkat ion der Vereinten Na­
tionen angelegt. Denn erst am Vortag, dem 29.7. 1980, haue die 
UN-Vollversam mlung mit 112:7 Slimmen (Gegenstimmen: USA, 
israeL, Kanada, AU$tnll.icn, Norwegen, Cu.atc:mala, Dom inikanisd\c 
Republik) bei Enthaltung dtt EG-Nc:uß eine Rcsolution verabschit­
dei, die die nat ionale Rechte da anbisehen Volkc. hläslkmu belt rif­
tigte:, du Recht auf einen e igenen Staat und Rückkehr inbegriffen. In 
dies.:. Resolution wurde Israel ult imativ aufgefordert_. bis zum 
15. November 1980 mit dem Truppc:nabzug aus den e,kkupienen 
;,nbischen Territorien einschlidllich Ostjerusalems (es gilt als Be· 
.tandteil dei palästinensischen Westjordangl:bielcs) t u beginnen. 
Die arabischen Staaten bean trag ten Anfang Augu!l dJ e ine UN·Si· 
cherhciu-T agung, auf der diese isnelische Ostjerusakm·Annexion 
verurtei lt towie Sanktionen gegen Israel und die es weite r untenlil t· 
unden Staaten besc-h.louen werden soUten. Seibit das ägyptische 
Sadat· Regime sieh t im FaUe einer Nich triieknahme dt:l jo:ru$.iLIem~· 
se ttet eine: FortfUhrung der Scpantverhandlungen mit Israel als 
"pnktisch unmöglich" an. 

Aigerien 
Vom 15.· 19. Juni dJ. fand in Algier ei n außero rden tlicher Kongreß 
der Na tionalen Befreiungll front Algerien (F LN) d all. Unter dcm 
MO\lo " Für ein bCl!lcI'CS Leben" trafen sich ca. 3.000 Delegierte aus 
den Reihen der Militärs und ve rschiedener Mauenorganiutionen, um 
die vergangene Dekade zu bilanzieren uod eiDen neuen i Üllfjahre .. 
plan (198(}'84) zu venbschieden. Das Schwergewich t diacs gemäß 
den Prinz ipien der Nalionalcharta von 1976 (vgl. AI B, NT. 1/ 1917, S. 
19 ·24) cntworfenen Plann liegt auf der Entwicklung der Landwirt· 
schaft und der Bewässcrungu echnik; Außerdem 10Uen Verbcste run-

Irak·Broschüre 
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gen im sekundären Sc:ktor und im so:.-.i.alen Bereich wie dem Woh· 
nungsbau, dem GClundheillwesen, der Lc:bensm iuel\lersorgung, der 
Erz iehung und de r Bildung erziel t werden. 
Zum Schluß der runft ägigcn Beratungen wurde ein neues Statu t der 
FLN verabschiedet (U.I. Reduzie rung der Mitglieder im Po li tbüro) 
und mehrere Resolu tioDen 'Lur wirtKhaftlichen und satialpolitischen 
Entwicklung des Landes angenommen. In der allgemeinen politj. 
fChen Resolution sprach sieh der Kongrc:ß ftiT eine Fon.ettung der 
lO'LialiuHchen Umges tal tung AlgcricOl unter Prisi<!ent Ola.dli IU$ 
und verurteilte die entwicklungsfeindliche Politik des WeuelU (be­
sanden in Fragen der Rohl toffpolitik). Auch bekundeten dle T eil­
nehmer ihre So lidarität mit den Befreiungsbewegungen der Dri tten 
Welt und bekräft igten die Mitarbeit Algeriens in der OAU. 

Südafrlka·BRD 
Daß Südafrika trotz des b indenden UN·Waffenembargos (Sicherheits­
r.atsn::lolution 4 18 vom 4. NO\lember 1977) n:.ICh wie vor von .einen 
west lichen Verbündeten mit militärischem Gerät beliefert wurde, war 
ein o ffenes Geheimnis. Daß aoch Firmen aus der BRD. und damit 
mittelbar d ie Bundt:$regierung, an diesem Bruch internat ionalen 
Rech ts be teiligt waren und sind, enthüllen die Vorginge um den 
Export einer MunitionllbfüllanLa~ der Firma Rhe inmetall , Düs.el· 
dorf, die am 13. Augusl d J . \Ion der Anti·Apartheid·lk .... egung in 
einer Prcssec-rklärung dargt:$ lell t wurden. 
Diese Anlage ist Bestaodteil eine. NATO·Artiliericsyuem , (FH 70 
bl'.w. GC 45). desscn Kanone aufgrund ihrer Reichwei te von 32 km 
und ihres Kalibers (155 mm) auch nukleare Spreng$ät:r.e verschießen 
kann; sie gilt dam it als tak ti5che Atomwaffe. Geschütztohr und Gra· 
na te wurden in den USA und Kanada von der Firma Spaee Research 
(SRC) entwickelt. der Verbiodungen zum CIA nachgesagt werden. 
Lieferungen wurden zwischen der SRC-Filiale in Briiuc:l - wo seit 
1978 auch Rheinmetal l vorteilhafterweise eine Filiale un terhält -
und der südlfrikanischen Rilstungsbcsc:haffu.npbehörde ARMSCOR 
\La. bereits im April 1976 vere inbart. Wei tere Beteiligte: die sildafri· 
kanuche Firma Spiee International N.V., Amsterdam , die 2~ an 
der SRC hält, sowie b ri tische, bclgische und ho lländische Un terneh· 
men. In heimlichen Verladeaktionen gelangten d ie dnulnen Liefe­
rungen ,tall in die o rritic:ll an~bcncn Empfängerländer nach Süd· 
afrika. Beteiligt hieran waren 1977 und 1978 auch der Frach te r 
"Tugela.tand'· de r n .. mburger Globul·Reederei (umgeladen wurde 
etwa in St. j ohn's auf Antigua/Karibik und im brasiliani5chen Hafen 
Pal'1ln/lgua), sowie schl ießlich Techniker von Rheinmetall , d ie die 
Anlage in Südafrika montierten. Geneh migt wurde d ie Ausfuhr du rch 
da! Bundt:llmt ttiT gewerbliche Wirtschaft in Eschborn{Ts..; als Ern· 
ptlingerland war Paraguay angegeben - eine Absurd ität. 
Wu dem Waffengachäft ,eiDe besondere Dimension gib t , ;11 aller· 
d ings, daß sich die Bestätigungen dafür lummieren, daß Siidafrika 
Uotsichlich am 22. September 1979 eine klci~rc Atom- oder eine 
Neutronenbombe gezündct hat. Das RUlis tenregime hat neu bekun­
det, alle Milld einzusetzen; ersl am 29. J un i verurteihe de r Sicher· 
heit5rat Siidafrika .... egen seiner Agg:rt:$lio~n gegen Angola. Die Lie­
ferun.g des zu Süd .. frika kleinen Bomben " passenden" ArtiUeriesy,· 
lems IIdh d ie Beteiligung an der möglichen Vorbe re itung ci~1 Ver· 
b rechens geg.:n d ie Menschl ichkeit dar. 

OAU·Westsahara 
Die Gipfelkonferenz der Organisation rur Afrikanische Einhei t 
(OAU). die Anfang juli 1980 in Freetown. Sierra Lcone. tagte, enl· 
ging knapp einer Spaltung. Vor dem Hin tergrund der militirischen 
Erfolge der Wt:st sah:;t~·Bdrciungsfron t POLiSARJO hatte auch in 
der OAU d ie Zahl der Staaten zugenommen, d ie für d ie Anerkennung 
der POLiSARJO bzw. der von ihr proklam ierten Demolr.ntischell 
Arabischen Republik Sahara (DARS) ein treten. Während der Konfe· 
renz wurde die sa.tzungsmißigc: Mehrheit von 26 OAU·Mitgliedem 
(\Ion 50) erreicht, d ie die DARS zur Aufnahme bef;ih igt hätte. 
Nur die Drohung Marokkos sowie weiterer siehen Stillten (Ägyp ten, 
El fenbeinküste , Kamerun, 5f:ncgal, Somalia , Sudan und TUDes;en), 
au~ der OAU auszutre ten. verhinderte zunäehst noch einmal d iesen 
Schritt. Die Entscheidung wurde fLir drei Monate suspend iert. In der 
Zwischenzei l wurde der "RIt de r Weisen" (vgl. AlB, Nr. 1011979) 
beauftragt. m it allen .,betrorfenen Parteien" (so de r Vonchbg von 
Senegals Präsident Sengtlor) den Dialog aufzunehmen. 



Äthiopien 
"Wir befinden UIU in der Phase der rull ionaldemokrdti!chen Revolu­
tion lind unternehmen großf: Anstrcnp:ungcn, um die Grundlal~en rur 
den so~ iali$ti .chen Aufbau l:U schaffen", so Mcnginu Haile Mariam, 
Vorsitzender des Provisorischen Militärischen Vcrwahungsrlltcs 
Äthiopicns (DERG), am 16.6.1980 in Addis Abcba auf dem I. Kon­
grc8 der Kommission zur Organisicrung de r Partei der Werkt ätigen 
Äthiopicns (COPWE). 
Die UOO KongrcSddegicrtcn bcstiitigtcn das bei der COPWL-G ri.in­
dung am 16.12. 1979 goebildclc Exckulivkomiu:c, d:u aus 7 DE RG· 
Mitgliedern besteht, das Zentralkomitee mit 9~ Mitgl iedern und 30 
Kandidaten sowie die regionalen Leitungen. Die Delegierten faßten 
Beschlüsse, die auf die Absichcrufli der Funk tion der COPWE ab 
politisch-Il:volutionirn Fiihrungsorgan im Lande zielen. Zu d,~n vor­
dringlichsten Aufgaben zählte man die Verllärkung der m:lrXiSl i­
schen Bildungsarbeit, die auch mit dem neuen ZK-Organ Serto Ader 
(Der Werktätige) , verwirklicht werden soll. Fehlten auf dem I . COP­
WE·Kongreß noch "die notw~ndigen politischen, ideologisch.:n und 
Ot'8aniutorischen Voraussetzungen" zur Part~igründung, so ist man 
seither vor .. ngekommen: Am 17.7.1980 proklamierte der DERG die 
GrUndung des Revolutionären Äthiopischen Fr .. uenve rbandcs 
(REWA) und des Re-volutioniren Äthiopischen Jugendverhandes 
(REYA). als "Brücke zwischen der COPWE und den Werk tä tigen" 
(Ethiopian II~rald, Mdis Abeln, 17.7. 1980). 

Neue Hebrlden 
Am .50. Ju li 1980 wurden die Neuen Hcbriden unter der B.:zeich· 
nung Republik Vanuatu selbständig. Das e twa 80 I l\s~ln umfassende 
Archipel im Pazifik liegt östlich von AUJtral i~n und Papua-Neugui· 
n~lI. S~it 1906 war, nach lang~m KonkurrenzklImpf. die Ko lonial · 
herrschaft gemeinllilm von Frankreich und Großbritannien in der 
Fo rm eine. Kondominiums ausgeübt worden. Diese doppelte Kolo­
nialhernchaft führte zu den Spannungen, mit denen die neue Re· 
publik heute kämpft. 
Die anglophonc Vanuaalw Panci, die vom heutigen Olefminilter und 
presbyterianischen Priester Walter Lini gd-uhrt wird, elTcich.tc bei 
den PariamenUlwahlen im NO"embcr 1919 26 von 39 Sitzen und trat 
fi.ir die .ofortige Unabhängigkei t ein. Die frankophonen Partekn, d ie 
!Ur eine verzögerte Entkolonialisienmg eintraten, untcrlagcn. Unter 
der Fi.ihrung dei Mischlings Jimmy Steven. kam e. deshalb auf den 
Inseln Espiritu Santo und Tann zu einer Rebellion und die Republik 
Vemarana wurde ausgerufen. ' 
Hinter die ler Suession, dic d ie Angl! dcr Eingeborenen vo" ciner 
Überfremdung durch die anglophoncn Kräfte ~usnutzt. stehen nicht 
nur die frarutösilchen Großgnmdbesitzer auf E'piritu Santo, die 71n'O 
alle r Plantagen von Vanuatu kontrollienm und um ihre Priv:i legien 
fürt:h ten, sondan auch die fram:ösische Regierung, die ihren Einfluß 
behalten will . Der wich tigste Drahtueher ist ahe r die Phocnix Faun· 
dation aus den USA, die Stevens untel'$t(ltzt. Sie vocrfolgt du Ziel, e in 
"Paradies des freien .unternehmertums ohne Steuern und Regierungs­
dekrete" zu .chaffen. Ihre bisherigen Bemühungen, dies auf der Ba­
ham.· l nse! Abato oder durch die Sezession der Azoren zu erreichen. 
sind bisher fehlgeschlagen. 
Ob dic Regierung die Sezession unterb indcn kann, i$l noch fraglich. 
Die französischen und bTi! ist:hen Truppen, die nach Espiritu Santo 
geschickt wurden, hatten nichts gegen dic Rebellion unternommen. 
Sie wurden am 18. August dJ. durch einheimische Polizeikrähe und 
Soldaten aus Papua-Neuguinea euetzt. mit dem ein Verteid igungs· 
abkommen gcachlolsen wurde. 

Südkorea 
Seit der blutigen Niederschlagung da Aufstandes von Kwall!Ou im 
Mai dJ. (vgl. AlB, Nr. 7-3(1980, S. 42-43) haben sich die Ho ffnun· 
gen der slidkoreanischen Bevölkerung auf eine rasche Demokn .tisie· 
rung endgültig zerschlagen. Seit Mai dJ. hat es Militärdiktator Ge­
neral Chon Du Hwan (vormals Chef des Geheimdienstes KCIA), der 
sei t dem 17.8.1980 Präsident ist, verstanden, Kine militärfas t:histi­
sche Herrschaft zu festigen und das Land gleichtuschalten. Nach dem 
Massenmord von Kwangju hat Chon Du Hwan eine großangelegte 
"soziale Säuberung" zur ,,Ausrottung des sozialen Obcls" (Vorwärts. 
Basd. 14.8.1980) ausgerufen. 
Im Zuge dieses Säuherungsfeldzugcs wurden zwischen 11.000 und 
30.000 Penonen verhaftet. Damit einher ging die Entlauung von 

8.600 Beamtcn, staatlichen Angcstell ten und Lehrern unter dem 
Vorwurf der KOlT'IJption und Unl'"ahigkeit. Ober 170 Zeitungen 
mußten ihr Erscheinen einHcllen. 
Einen weiteren Schlag führte Chon Du Hwang gegen dcn ve rhafteten 
Oppositionsp-olitiker Kim DOle Jung und wei tere 23 Personen, die 
lich vor einem Militärgericht zu verantwor ten haben. Die 156 Seiten 
umfassende Anklageschrift wirft ihnen vor, sich zum Sturz der Re­
gierung verschworen, den Volksaufstand von Kwangju angezettelt 
und mit nordkoreanischen Agenten zUllilmmengcarbeitet zu haben. 
Im Falle einer Verurteilung d roht den Angeklagten au rgrund der 
Ausnahmegesetze und des Antikommunism usgesetzes d ie TodCSllra· 
f,. 

KampuchealThailand 
Die angeblit:hen Oberralle victnamcsist:he r Truppen von kampuchca· 
nischem Territorium aus auf Thailand im Juni /Juli dJ. bleib~n Dau· 
erbrenner im südostasiat ischen Krise llgebie t. Daß diese OberfiUe er­
funden sind, ent hi.illte in einem Baicht vom 22.7. 1980dpa-Korre· 
spondent Wilderich Lochow, als er d iesbeziigliche Ihailändische Pre .. 
Kmeldungen untersuchte. 
Dennoch lief und läuft die antivictnamesische Kampagne auf vollen 
Touren. Auf ih rer 15. Jahreskonferenz am 25.1 26.6.1980 beschlos' 
sen die ASEAN-Außenministcr. den Dialog mit l lanai auszuse tzen. 
da nur noch massiver internationaler Druck Hano i tum Einlenken 
zwingen könne. Anfang Juli dJ. gab nach Thailand auch ASEAl"' · 
Mitgl ied Mataysill den Entscheid bekannt, nunmehr b~schleunigt die 
Streitkräfte aufzurüsten und sie in konventioneller Kriegsftihrung zu 
schulen. "Zwei J ahrzehnte gehörte es zum Glaubensbekenntnis ma· 
laysilcher AuBcnpolitik , daß friedliche Kocxisten:t. eine Frage der 
Verständigung und Kompromisse sei. Die Invasion der VietnamCKn 
in IUmbodscha ... belehrte d ie Malaysie r eines Besseren". so Premier­
minister HU5Jein Onn (Die Welt, 1.5.1. 1980). 
Neben China heizten allen voran die USA den Konflikt an, indem sie 
demons tntiv Thailand gegen Vietnam und Karnpuchea mit Hau­
bitzen und Panzerabwehrkanonen ;tufrÜllleten! Mehr noch teilte ein 
Sprecher da Weißen Hauscs über ein Treffen zwischenJ. Carter und 
dem chinesischen Parteivoni tzenden lIua Guo Feng am 10.7.1980 
mit, daß der US·Präsident diulnal keine Warnung vor einer ,,zwei ten 
Strafaktion" an die chinesische Adrcsse gerich tet habe. 

Frauenbewegung 
Vom 14.-.50. Juli dJ. tagte unter Betei ligung von Delegationen ~us 

150 Staaten in Kopenhagen die 2. Welt frauenko nferenz de r Verein· 
ten Nat ionen. Ihr Motto; "Gleichberechtigung, Entwieklung und 
Frieden." Aufgabe der Konferenz war die Forts.chreibung dC$ 197!> 
auf der ersten UN-FrauenkonfCTCnz in Mexiko-Stadt verabschiedeten 
Aktioniplans ru.. die iniernationale Dekade der Frau ( 19 76·198.5) 
und die Bilanzicrung de r Entwicklung bis zur Halbze it. 
Seit 1976 konßten für die Frauen nur wenig Fo rt schritte erreicht 
werden: obowhl sie 1/3 der Arbeitskrlifte stellen, verfügen sie über 
nur 10% dCi Wcl te inkommcßS; 2/5 dcr 700 Mio Analphabeten der 
Wclt sind Frauen ... UN-Generalsckretär Waldheim hatte berei ts in dcr 
Eröffnungsan.prache die zentrale ßedeutung dcs Wcltfriede lU a ls 
GrundvorausselZung der ökonomischcn, sozi .. .!en und poli tischen 
Emanzipation dcr Frauen betont. Be ispielhaft war in dieser HiNicht 
die Initilltivoc der skandinavischen F .... uen, d ie übe r 1/2 Mio Unter­
schriften für den Stopp da WettTÜltens und dic Aufnahme sofortiger 
AbTÜltungsverhandlungen vorgelegt hauen. Trotz des Versuchs eini­
ger imperialistischer Staaten, politische Fragen aus den Konfe renz­
thcmen auszuklammern, waren etwa d ie Auswirkungen de i AplIrt ­
heidsyltems auf die u ge der Frauen in Siidafrika und Namibia sowie 
der is raelischen Bcsat1:ung auf d ie Situation der Palästinenserinnen 
zcntrale DiskuSiioruthemen, wurde dcm ZUllilmmenahng von natio­
naler und sozialer Befreiungsbewegung und dcr Lage der Frau breite r 
Raum gewidmeL 
Mchr als .5.000 Teilnchmcrinnen demonstrierten gegen den Militär­
putsch in Bolivien und forderten die intcrnationale holierung de r 
fatehistischen Meza·Junta. Mit 94 J a- und nW" 4 Gegenstimmen 
(USA, Kanada, Australien. israel) wurde das erweiterte Aktionspro· 
gramm beschlossen, das den entscheidenden ZUllilmmenhang von 
Frieden und Entwicklung betont u.a. eindeutige Stellungsnahmen 
zur Pa li$tinafrage enthält_ 
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Spiel mit dem Hunger in Ostafrika 
Il .. .n!["lhu~n .-on FlochlllllrpdcIld in .. \frik<a und A'<icn silld ~,I 
["\rul,.~r :1..(';, •• in" War cl lIun..ldut oll<' J'T<>bk'nalik rler Viet .... m 
f"!Ulhllml(e, .n rij,ktt in <lie~<'m Jahr bl"",mdl"r! die Lal(!' in 0.1· 

afrika (,,110m \Ion Afrika"), d.h. in SQmalia uml )\Ihi"pirll. 111 den 
V""ktl:tund. DdlU~h sollen ~it:h in f'hj.:hliinlC"l.agcrn auf InmaJi­
.. h<"fIl T.-rrl1"num "twi>then I und 11 \t,,, tlikhlhllje IIU~ ,\Ih;"pi .. n 
unla kat".lroph..Jcn B"dm~njtell aulh .. h",u, lH:XIroht "0" Jlun~1' 
, .. <I. Kunkh .. ,t und ~ ... -hr". 
~un bcstrrilrt fUrm:and. daS o:irw. pullt' Anzahl .weh die l':O-;O 
IJ:ht \lnn ~r I Mi" .u.. fllolcllllirtF in SO#!;di .. let'cn, n".:h da!. 
r.rn.h .. und inlcl15i\'e HMe n()1WClldi~ iu. EheTllowcmg i.t Zu ver· 
krnnen, dol6 KTi6se h .. m ..... "J:rr Ihlhorpmuliconen hier &acht. 
Iic:hct Ic:isttn und ihr~ Arb~it [Jntrnti"~WlI vo;rdlCßI. l' ..... tändt· 
und ErS(hemll~rn lk. HUcbttin~pT(Jbl~ltI, und s.ciner Beh.andhmg 
in ,l"r BRO vudlenm Joo,)(h ei"e kriti!lllhe ~tfiKh'UIIg. AII"II ,'ie· 
Iet. hi~rbei ~rinn"n oln die !\..amp;<l!n<'n, ltI.e mit den Flu~h,hn~n "(L' 
Vietnam lowir au~ Ar~am,t~n uder KuhJ vt'ranstaltet wurden und 
we .. kn, wobri iiuff"UI: a h.!.lIddt ~ith jcwril< um Länder, d,,~ eine 
50ziah."0<'hr Oriemierum: vcrf"I~'t'n. ~tLl dtn lIurl<lcrnAu,,"ld~n 

FI .... hthllgen AU' dem r,lu;'t;.dl"n und I'rowe,dkhrn vonn.ui,ttn 
Rho-J~i<:n ~B .. ,l"e unter .... "m b"Kefen Bc-<lingungr-n und übttdies 
den M ... akcrn rhodesischf':r Tnq>pen aucnrUI in ~l •• nrnbiq~ 
und S.ul:Ibia Icbm mußten, I.ocscb.iftlgte akh daI humaniure ec,. 
wlI"n ,kr BR().M"dien ni~ht annlhcrnd .... ausfilhilich. Aueh ru,hl 
mit dem S,hickAi drr !-liDioncn ~enrirb~n P;&Ü$linellRl._ 

Vr'K hwirgcnc t:rsachrn: 
Durrrkatasirophr, .omalischrr I:~"pln~ioni_~mus ... 

~.n"prr~h<"nd werden die Grunde fur dito M~ • ..,nf1ucht d~r~Ull"llt: 
1C11<"n Kenulf Kenannt, me;'ll"", ",·u,'hwi<-lt'I"n. vor .Illern aber rUe in 
ihrrm wirklichen Z\l'l<lmmcnh~nlf. Ikraul k"mml ein Bild. bti d"m 
rdCV3nte lina.-hen h"nbltcopielt wrrd"n ... u~n.ten eine!! Bildr., 
IU< h welch!:", dir Ma5SC'1I ,kr FHi<.htlinlt" Opfer • .tolen Teov"" in 
.\Ihiopien Irit·n. Wo es f-B. FllIIgt h.itte, auf d4s meQl(:hliche 
Eh-nd hUUlIweLien. um Hilfuppelle l.U begründen, ulIl~nchU., du 
8ertilll" !-t'IIIOßSwerk eill<" fbupUl.I"Sllfhc, die DIin-do;~t.Htt'tlphe, 
um lieh dolnn in HorroGld,lllnFf\ 1II-a kubaniKh·"",..iach·'· 
illhiopiiclu" Aktionen 'l'U ef1Chen. Di("' \'rnni$l;hunll: vt'nchio:drn .. 
Bc:rddU" und ihre VllIgcwkhlung hai ~tdhod .. : du ITvotutionilT 
MihlMrqhne AthioplClU IOwie dir Ik1frr aus .oziaJislist'hen 
t.andern an d<:n Pr~nJoll:T zu lu·Urn. :andt"rtttc',ts StimmunIl: zu !TI'" 

.h,·n hir da. atW--bIi<:he Opfn Som.h;,. UIC wirklirhm llrs:Khrn 
""rKhwinden dahinter. 

Dine .ind : 
• Eine ... it 'l'Wl"' Jahrcn lI.h vt'f$~harfcndr Ourrrkata.<troph .. auf· 
lVU,od d ... ebenso lang! auogcbliebencn Rereßl, die groß.: Gebiete 
o.l~frika. vcrwiillet~. 

• Die Tatigkeit obskurer S'l'.n"tiU .. n"rpniJalionell inlDittm 
Athi,)pirtll (in drr BRD lelbuVft"IlIndIK-h .. Bc:frciungslr.:lmpfcr"), 
"l.Cl1I IICfUhrt ~"On ebemaligcn t·cu.alherrm., finanziert ;&WI CIA­
LInd rul.lioohclI &nbiKhrn Quo-Dcn. 
• Die forlse-ute A~eD.ionlpuhli'" S"milliu im O~o:n-Gri)icl 
o.t;alh;opw·QJ nunmehr il1 Fonn dt"r Tallgkcit der lOg. Weu 5,)­
mali L,ht"rat;un FrLlnt und reki:t'"lli(he. (Jb"rfälh- derlOm.u",-hen 
Armu. S,e läßI drei Jahre nach dem Seh"item de5 Vertut'h" dm 
~~dtll militärisch .m;tutrt"ßnen drn O.trn Athiopien. rUeht zLlr 
Ruhr kommen und ~trhlßdtrt ~bßnahmcn zur V~rbes ... run~ der 
t ..lgc und zur Br.riti~n~ .. kr KritK.f<)l~n. 
0.<""" Politik d<T ~.t~bilisicruIlK Alh'''pi''111 iu indcssrn &.tand­
teil ,kr V~-Stralcgk, im In<li"'hm O/ ... an und Peni'eh .. n Golf ,hl1 
POlIlinnen :nr. ""nbrk .. n. fortschrittli, b .. Enlwilokhmgrn :zu Iiqui· 
ditTe!'! und die Rt!tioll ihrer KontroUr I:U uri1<'.wcrkn. Du Ingang· 

h.dt .. n iußcr .. r B<'drohung W,t "","rn Sub~ef'l<)fl ~n ""thioll.rn 
Ihrwelt dn ~n Ah;hani.t.m ~ngt'w~ndltn ~klhode. 
Oi,· QutU<'n, .!.uf dCIlt"1l ph.mta.t' .. hr IIOrTormeldun~en (;rn,..,blith) 
au, Äthiopien Gift"~""'n.;i,t«,. Puhlik der .. v .. rbrannten Erd~" 
II'W. bt'l"uhen, ,ißtI denn .. u .. h i"lhnhthen Zu ... ·hn;t'" Ob.ku~ 
AultCnzcu~n, nicht m,,,d,,r merk .. urd,g'I: Organisationcn (z.B. dl .. 
(; .... ·Ul<h~h"fUr bcdTtJI,te V"lker, d~,",n Oilnt .. Uungc-n ..... n blVli· 
IC hrm Ihß ge~n ,1.1 .• Revoluliontre(JIme und d;e Sowjrluni"n und 
Kuba t.'Ck~nru:ri,hnel llßt.lI_Em Atlilo.d inden A~<hent'l" ~~hri.h· 
len "om 2l.Juni dJ. als S",.t.lcr,hQCk von da Iktuuh·Anbi· 
IC hen GewUlChdl vrroreilel bndäftlCt sich auf einer Sr" .. f.ut 
nUr mit im Stil da K.utrn Kue!:<, !! vontCuagenen Bdtauplungen 
wer rOlle angrlliiehe lowjrtll' h~ B~druhung im ~ahen Oilen und 
.11'1 Horn ~"n Afrika. AulICCm.ht .. t dieser "Btrich," j .. do<:h mit 
lIilhappdkn fUr t.I~ Flu.htlißCl; IC'Wie: mit Foto,. dir deun Elend 
dokumenlinen. Diese Vtrmi.<o,hung ,~I p .. rridi~. SI(' bcgnindd d("n 
Verd ... hl, .\;aß d,e ~e d ... Fl .... hthnl-,'e _Io.ruprllo, alUJ!enu,z, wird 
;tur Slimmung>cmach .. 1!('l(<'11 Äth,opl<'n und fur .. ine Stratc"i .. der 
:'iIATO·l nltl"Vcnt;<ln in di<"J<"r Re~,,'n. Das F1iirhtlin~probkm wird 
;turn V~hikd für die Pr<lp.>gi~runJ.: der Zirle d", VS·M~n.th .. nte<ht1-
",poJlel. J. Catl<"T und ",inrr Vrrbundrt"n, Dir flik-htlin;ct" Imd d,e 
Ovler ... r ihrem Roc"en m.kh~n MC'ru-<:bcnvcra~htCT di .. W1t .. r 
heh.rcn LoIUngen ilIlt:rrten. Politik. 
&-IWIII(l wird diC'$ rUt,h, &uleut ,J~dur, h. o;t.ß über dic fkmUhunl(tn 
deT lthi()pi .. hcn Rrgierung 10 W ... dmn Erfolge kaum bericht .. t 
""'lid. Ikn Gipf<"llriltetr lieh BWidapr:iI&dan K. Canlclll.. Ihm, ab 
itbrru:ugta :-;;ai ein ~tI!Khuldi.:cr auch an da uge der lOg. Ver· 
triebcnen, ~unll: n, zum jO.J~hr ... t;,a dC'r Gründung des V .. nrir. 
....nen,'C'rb~ndeo die Fliirhthn~ in ,J"r Drittm Welt h<"ul .. in 6nnn 
Atemzl1~'" mit jen<"n Ewiantri~n und Vcrbl.,nd~ttn zu ntt1llm, 
~"r denrn er 'pD<:h und ihnen g,lru'h .. Motive <lu unlerKhi~ben. 
Alles andrre als im InlrTC' K" ein"r anreme!l$enen Lö.un~ d ... 
Flikhtlin3'Problcms i" IU"h di., Pulitik der Bundesrell:ierung. Lnt­
wkklunll:3-hilrde'Mun.gcn für Athiop,en ot .. hen unv .. rmindrrtt' l.th· 
IUllgen fUr S"m.uia ~taibCT, d'll Alhiopiens I~"ilori.ue Intqritat 
'" V...-I .. lZung dn Chuu da 0Ti"niwllon fUr Afribnische Einhrit 
~droht, z..hlungcn, dir nicht aI. Illlfdcistungen fiir d, .. Flürhtlirce 
hl"'Jlimmt lind und ~on dl'flm Somali. Waffen erwirbI. Allein der 
Auob"u rin .. r lnfr.utruktur ~"n Fli.tI.;hlhnpl.agcm usw. ~m...n.1 .. r· 
f..ruunpgcmaß den fliichtlilllP'tfOlQ ~aII(h wenn diese notwmdi.i: 
151), die Vnt~nlülzung S(}m~hu "ann nur dnxn lIIggI"eui .... ." Kurs 
d'l:fl("n. 
Ob .. r di .. humanit:ir~ Soforthilf~ hin:ou' kann die J..ag.. in O.lafrik..i 
nur dadurch grundlo.-lI:cnd lo\ebeattt wnden, daS Äthiopien win<, 
hntwitklung ungeslört fort ... tun kalln. 




